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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

zur Drucklegung der 67. Ausgabe 
des FORUM war noch nicht klar, ob 
die Koalitionäre es schaffen, eine Re-
gierungsbildung hinzubekommen. 
Ebenso wenig war es abzusehen, 
wenn es denn dazu käme, ob die 
Parteien in ihrem Koalitionspapier 
die Reform des Psychotherapeuten-
gesetzes wieder aufnehmen. Bis zu-
letzt haben die Landeskammern und 
die BPtK darum gerungen, dies zu er-
reichen. Wir haben Landes- und Bun-
despolitiker mehrfach kontaktiert, 
Gespräche und Diskussionen geführt 
und damit alles in der Macht der Pro-
fession stehende getan, die Notwen-
digkeit zur „Reform jetzt“ deutlich zu 
machen. Gleichwohl werden wir ab-
warten müssen, ob sich unsere Be-
mühungen gelohnt haben.

Der Kammervorstand hatte bereits im 
August eine Podiumsdiskussion mit 
den saarländischen Spitzenkandida-
tinnen und -kandidaten der Parteien 
zur Bundestagswahl 2017 veranstal-
tet. Unter dem Titel „Wie gelingt eine 
bessere Versorgung psychisch kran-
ker Menschen und eine angemesse-
ne Gestaltung des psychotherapeu-
tischen Berufes“ wurden neben den 
wichtigen Versorgungsfragen und den 
Fragen einer angemessenen Hono-
rierung psychotherapeutischer Leis-
tungen auch die Reform der Psycho-
therapeuten Aus- und Weiterbildung 
diskutiert. Lesen Sie dazu den Bericht 
gleich am Anfang des FORUM. 

Es folgen Tagungsberichte zu Koope-
rationsveranstaltungen: Die Fortbil-
dung mit der Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie der Saarlandheilstätten GmbH 
(SHG) zu Trauma und Identität sowie 
die gemeinsame Fortbildung der PKS 
mit den Landespsychotherapeuten-
kammern Nordrhein-Westfalen und 
Rheinland-Pfalz mit der Bundeswehr 
in Köln zum Thema der speziellen An-
forderungen bei der psychotherapeu-
tischen Behandlung von Soldatinnen 
und Soldaten.

Wir berichten über die Einladung der 
Kammer zum Expertenhearing zum 
Thema Prävention, in welchem mit 
saarländischen Akteurinnen und Ak-
teuren aus unterschiedlichen Institu-
tionen diskutiert wurde, wie sich die 
Situation nach Abschluss der Landes-
rahmenvereinbarung Prävention im 
Februar diesen Jahres im Saarland 
darstellt und welchen konkreten Bei-
trag unsere Profession hier leisten 
kann. In einem ersten Zwischenbe-
richt informiert sie Vizepräsidentin 
Inge Neiser als Frauenbeauftragte im 
Vorstand über den Stand der strate-
gischen Überlegungen der Bund-Län-
der-Arbeitsgemeinschaft “Frauen in 
der Berufspolitik“, wie eine Erhöhung 
des Frauenanteils in den Gremien der 
Kammern erreicht werden könnte. 

Zwei Interviews zu sehr unterschied-
lichen Themen haben wir aufge-
nommen: Einmal das Interview von 
Susanne Münnich-Hessel mit Herrn 
Markus Müller, Leiter der Selbsthilfe-
gruppe „Schwule Väter und Ehemän-
ner im Saarland“, welches unter der 
Überschrift steht „Die Männer belü-
gen nicht die anderen, sondern sich 
selbst“. Zum anderen das Interview 
mit Kammermitglied Heidrun Moh-
ren-Dörrenbächer, langjährige Mit-
arbeiterin bei der TelefonSeelsorge im 
Saarland, welches Vorstandsmitglied 
Irmgard Jochum geführt hat.

Das Thema Cybermobbing erfasst im-
mer mehr Kinder und Jugendliche. 
Lesen Sie im Beitrag „Drachenlord 
und Drachengame“ über den Tatort 
Internet und die Zunahme und den 
Umgang mit Cybermobbingopfern in 
der psychotherapeutischen Sprech-
stunde. 

Zuletzt noch ein Hinweis des Redak-
tionsteams: Da viele Themen Ange-
stellte, Niedergelassene, PP und KJP 
gemeinsam betreffen, haben wir die 
ursprünglich unter diesen Bezeich-
nungen getrennten Rubriken und die 

Rubrik „Fachthemen“ zusammenge-
führt in eine neue Rubrik „Information 
für Mitglieder“. Dort finden Sie nun 
Beiträge, die in der Regel für mehrere 
Mitgliedergruppen von Interesse sind: 
So sind etwa die Beiträge zu den neu-
en Befugnissen oder zur Terminser-
vicestelle für niedergelassene und an-
gestellte PP und KJP von Bedeutung. 
Auch der Artikel zur neuropsychologi-
schen Versorgung betrifft Mitglieder, 
die selbstständig und nichtselbstän-
dig tätig sind, ob als KJP oder PP.

Ich wünsche Ihnen in dieser letzten 
Ausgabe des FORUM 2017 angeneh-
me Festtage, einen guten Jahres-
wechsel und ein gesundes und er-
folgreiches Jahr 2018 für Sie alle und 
unseren ganzen Berufsstand. 

Ihr  
Bernhard Morsch 
Präsident

Editorial
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Aus der arbeit der Kammer

Podiumsdiskussion vor der Bundestagswahl

Unter dem Motto „Themen zur Bun-
destagswahl 2017“ hatte die Psycho-
therapeutenkammer des Saarlandes 
am Mittwoch dem 30.08.2017 die 
saarländischen Spitzenkandidatin-
nen und -kandidaten der Parteien 
zur Bundestagswahl 2017 ins „kino-
achteinhalb“ im Nauwieserviertel zu 
einer Podiumsdiskussion eingela-
den. Nadine Schön (CDU), Esra Lim-
bacher (SPD), Thomas Lutze (DIE LIN-
KE), Kirsten Cortez (FDP) und Markus 
Tressel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
diskutierten mit den zahlreichen 
Gästen, wie eine bessere Versor-
gung psychisch kranker Menschen in 
Deutschland gelingen kann, und wie 
dabei die berufliche Situation der 
Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten und deren Einbindung 
in die Versorgung angemessen ge-
staltet werden kann.

Bereits in seiner Begrüßung mach-
te Bernhard Morsch deutlich, dass 
die gesundheitliche Versorgung 
von Menschen, die psychisch er-
krankt sind, in Deutschland weiterhin 
schlechter ist, als die Versorgung so-
matischer Erkrankungen. Besonders   
prekär sei die Versorgungslage für 
spezielle Patientengruppen wie z.B. 
psychisch erkrankte Menschen mit 
geistiger Behinderung oder für er-
krankte Flüchtlinge. Die noch immer 
unbefriedigende Versorgungslage 
drücke sich sowohl in gesellschaft-
lich fortbestehender Stigmatisierung 
psychischer Krankheit und der un-
zureichenden Behandlungsangebo-
te, als auch in der eingeschränkten 
Wertschätzung des psychotherapeu-
tischen Berufs aus.

Gerade in der stationären psycho-
therapeutischen Versorgung beste-
he erheblicher Nachholbedarf, dass 
Psychotherapeutinnen und -thera-

peuten  entsprechend ihres Kompe-
tenzprofils als eigenständige Heil-
berufe Behandlungsverantwortung 
und selbstverständlich auch Lei-
tungsfunktionen besetzen können. 
Wertschätzung drücke sich auch in 
der Höhe der Vergütung bzw. Hono-
rierung der Behandlungsleistungen 
aus, beides sei dringend reform-
bedürftig: So würden angestellte 
Psychotherapeutinnen und -thera-
peuten  trotz ihrer hohen fachlichen 
Qualifikation (Facharztstandard) im 
Vergleich zu anderen akademischen 
Heilberufen tariflich benachteiligt. 
Ihre Vergütung liege sogar unter der 
eines Assistenzarztes, der im Kran-
kenhaus erst seine fachärztliche Wei-
terbildung beginnt. Auch niederge-
lassene Psychotherapeutinnen und 
-therapeuten  (ärztliche gleicherma-
ßen wie PP und KJP) erzielten nicht 
einmal die Hälfte des durchschnittli-
chen Fachgruppeneinkommens der 
somatisch tätigen KollegInnen.

Politik für psychisch kranke Men-
schen – Positionspapier der PKS

Die geladenen Spitzenkandidatinnen 
und -kandidaten der Parteien hatten 
mit der Einladung das Papier der 
Psychotherapeutenkammer „Poli-
tik für psychisch kranke Menschen 
2017– 2021“ erhalten. In dem Grund-
satzpapier macht die Kammer ins-
besondere Vorschläge für die kom-
mende Wahlperiode des Deutschen 
Bundestages im Hinblick auf die 
Weiterentwicklung der ambulanten 
und stationären Behandlung, der 
Prävention und Gesundheitsförde-
rung sowie der Rehabilitation und 
Inklusion. Das Positionspapier zeigt 
auf der anderen Seite auf, dass ein 
gewachsenes Aufgaben- und Anfor-
derungsprofil an Psychotherapeu-
tinnen und -therapeuten von einer 
reformierten Aus- und Weiterbildung 
flankiert werden und die Reform des 
Psychotherapeutengesetzes in der 
kommenden Legislatur abgeschlos-
sen werden muss. Das gesamte 
Papier steht für Sie auf unserer Web-
site zum Download bereit.

(v.l.n.r.) Irmgard Jochum, Bernhard Morsch, Kirsten Cortez, Esra Limbacher, Nadine Schön, Thomas Lutze, 
Markus Tressel
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Grundsatzfragen zur Versorgung

Mit der Einladung zur Podiumsdis-
kussion hatten die Politikerinnen und 
Politiker auch einige Fragen erhalten, 
zu denen Statements abgegeben 
werden konnten:
– � Wie sehen Sie die Versorgungs-

situation für psychisch Kranke im 
Saarland und in Deutschland? 

– � Wie schätzen Sie den Stand der 
psychotherapeutischen Versor-
gung der vielen nach Deutschland 
vor Gewalt und Folter Geflüchteten 
ein? 

– � Wie bewerten Sie die Rolle der 
beiden Heilberufe Psychologische 
Psychotherapeutinnen und -thera-
peuten  und Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeutinnen und 
-therapeuten fast 20 Jahre nach 
Verabschiedung des Psychothera-
peutengesetzes?

– � Wie bewerten Sie die gesellschaft-
liche Entwicklung im Hinblick auf 
die Akzeptanz psychischer Erkran-
kungen?

Da keine der Spitzenkandidatinnen 
und -kandidaten sich als ausgewie-
sene Gesundheitsexpertinnen und 
-experten outeten, stand die Diskus-
sion eher im Zeichen „Wir Politiker 
informieren uns bei Euch Experten“. 
Über alle Parteien hinweg schlossen 
sich die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer des Podiums der Einschät-
zung an, dass die Versorgung unzu-
reichend sei. Auch die Forderung der 
Kammer, nach einer wirklich bedarfs-
gerechten Planung der Anzahl der 
Behandlungsplätze wurde geteilt. 
Thomas Lutze, Die Linke, ließ keinen 
Zweifel daran aufkommen, dass es 
eine gesellschaftliche Grundsatzent-
scheidung sei: Das Problem lasse 
sich nicht mit Kennziffern lösen, es 
gehe nichts daran vorbei, hier mehr 
Geld in die Hand zu nehmen.

Markus Tressel, Bündnis90/Die Grü-
nen, kritisierte, dass Bedarfsplanung 
über Kosten geregelt werde und 
nicht über den tatsächlichen Bedarf. 
Er forderte, dass  die Politik das Heft 
selbst in die Hand nehmen müsse 
und nicht allein dem Gemeinsamen 
Bundesausschuss (G-BA) die Ver-
antwortung für die Bedarfsplanung 

überlassen dürfe. Damit begründe-
te er auch die Forderung von Bünd-
nis90/Die Grünen, nach der Einrich-
tung einer Expertenkommission zur 
Bedarfsplanung.

Auch Nadine Schön von der CDU sah 
im Saarland keine Überversorgung 
nach der heutigen Bedarfsplanung, 
im Gegenteil fülle die Kostenerstat-
tung hier eine bestehende Unter-
versorgungs-Lücke. Sie nehme je-
doch den G-BA eher als Treiber und 
Innovator wahr, der seine Aufgaben 
durchaus erfüllen könne.

Kirsten Cortez von den Freien Demo-
kraten, studierte Sozialwissenschaft-
lerin und Ernährungspsychologin, 
die seit vielen Jahren im Saarland 
als selbständiger Ernährungscoach 
tätig ist, hatte von den Podiums-
teilnehmerinnen und -teilnehmern 
noch den engsten beruflichen Be-
zug zum Thema Gesundheit. Sie 
wünschte sich eine Veränderung 
in der Versorgungssituation und in 
der Ausbildung. Sie wolle sich ak-
tiv dafür einsetzen, dass die Reform 
in der nächsten Legislaturperiode 
schnellstmöglich angepackt werde, 
das gelte auch für die Problematik 
bei der psychotherapeutischen Be-
handlung von Flüchtlingen, die sie 
insbesondere wegen der fehlenden 
Sprachmittlung als völlig unzurei-
chend bezeichnete.

Diskussionsverlauf

Von Gästen der Veranstaltung wur-
de unter anderem das Thema Öko-
nomisierung im Gesundheitswesen 
problematisiert: Es wurde die Frage 
gestellt, weshalb die Politik die Ver-
antwortung an den Markt abgebe: 
Sie lasse es zu, dass Großkonzerne, 
denen es weniger um eine qualitativ 
gute Versorgung als mehr um quanti-
tative hohe Gewinn gehe, in erhebli-
chem Umfang vor allem die Gesund-
heitsversorgung in der Akut- und 
Reha-Behandlung übernehmen. Eine 
klare Antwort gab es zu dieser Frage 
seitens des Podiums nicht, eher all-
gemeine Aussagen, die sich in der 
Spannbreite bewegten zwischen 

Statements, dass eine Entscheidung 
privat versus staatlich keine gute Lö-
sung sei, es müsse gute Vorgaben 
seitens des Staates geben, dann sei 
eine Zusammenarbeit mit privaten 
Trägern durchaus sinnvoll. Auf der 
anderen Seite des Spektrums stan-
den Aussagen, dass die Politik natür-
lich gegensteuern und der sog. „Ge-
sundheitswirtschaft“ grenzen setzen 
müsse. 

Aus dem Publikum wurde die Diskri-
minierung von Menschen mit psychi-
schen Erkrankungen im Bereich der 
Privaten Versicherungen heftig kriti-
siert: Es sei nicht hinnehmbar, dass 
psychische Erkrankungen weiterhin 
bei den meisten Versicherern Aus-
schlussgründe für den Abschluss von 
z.B. Berufsunfähigkeitsversicherun-
gen seien; auch hier müsse die Politik 
endlich etwas tun, das Problem sei 
seit Jahren benannt und bekannt.

Weiteres Diskussionsthema war das 
Bundesteilhabegesetz, dessen Um-
setzung in der Praxis sehr problema-
tisch gesehen wurde.

Ein Vertreter der Psychiatrie-Erfah-
renen bemängelte, dass die gute 
Reform der Psychiatrie im Saarland 
beim Thema Inklusion von psychisch 
Kranken in den Arbeitsmarkt geschei-
tert sei: Psychisch Kranke würden 
zunehmend, statt sie auf dem ersten 
Arbeitsmarkt an vernünftige Arbeits-
plätze zu vermitteln, in Behinder-
tenwerkstätten untergebracht. Hier 
müsse man doch mehr Anreize für 
Betriebe schaffen, psychisch Kranke 
zu integrieren und sowohl Attraktivi-
tät als auch eine auskömmliche Fi-
nanzierung sicherstellen, statt neue 
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Trauma und Identität – Suizidalität, Amok und Social 
Exclusion – Dazugehören als Basisbedürfnis
Eine gemeinsame Fachtagung der PKS und der SHG-Kliniken

Die PKS und die Kliniken für Kin-
der- und Jugendpsychiatrie, Psy-
chotherapie und Psychosomatik der 
Saarland-Heilstätten GmbH (SHG) 
luden gemeinsam zu der Fachtagung 
„Trauma und Identität“ ins Saarbrü-
cker Schloss ein. Rund 250 Mitarbei-
terInnen vorwiegend aus ärztlichen, 
psychologischen oder sozialpäda-
gogischen Berufsgruppen waren 
aus dem Saarland und umliegen-
den Bundesländern der Einladung 
zu dieser Tagung am 04.10.2017 mit 
den Themen „Suizidalität, Amok und 
Social Exclusion – Dazugehören als 
Basisbedürfnis“ gefolgt.

Anlass für die Tagung ist die zuneh-
mend brisante emotionale Situation 
vieler Jugendlicher mit und ohne Mi-
grationshintergrund. Dabei lag der 
Fokus auf dem Einfluss von Identität 
und Trauma auf extreme Verhaltens-
weisen bei Jugendlichen, die großen 

emotionalen Belastungen ausge-
setzt sind. Namhafte ReferentInnen 
aus Deutschland und der Schweiz 
wie Prof. Dr. med. Dipl. Psych. Klaus 

Schmeck, Dr. med. Alexander Jatzko, 
Dr. med. Susanne Schlüter-Müller und 
Dr. med. Friederike Vogel stellten ihre 
Untersuchungen und klinischen An-

Ghettos zu schaffen. Seitens einiger 
Podiumsteilnehmerinnen und -teil-
nehmer wurde diese Sicht sehr unter-
stützt: Inklusion gehe nicht über Inte-
gration in Behindertenwerkstätten.

Ausblick zum Ende der Diskus-
sion

Alle anwesenden Politikerinnen und 
Politiker bekräftigten die Notwendig-
keit der Reform der Aus- und Weiter-
bildung von Psychotherapeutinnen 
und -therapeuten und sicherten ihre 
Unterstützung der Reform zu, die in 
der auslaufenden Legislatur noch 
nicht umgesetzt wurde. In Anbetracht 
der Versorgungslücken müsse der 
psychotherapeutische Nachwuchs 

auf die veränderten Herausforderun-
gen in Form einer neu gestalteten 
Aus- und Weiterbildung vorbereitet 
werden. Es sei nicht weiter hinnehm-
bar, dass Psychologische Psychothe-
rapeutinnen und -therapeuten  und 
Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeutinnen und -therapeuten anders 
als z.B. Ärzte, ihre Aus- und Weiter-
bildung komplett selbst finanzieren 
müssten und insbesondere im Rah-
men der achtzehn Monate dauernden 
praktischen Tätigkeit in der Klinik mit 
einer durchschnittlichen Vergütung 
von fünfhundert Euro im Monat in fi-
nanzielle Notlagen gerieten.

Die jüngste Umfrage der Abgeordne-
ten Klein-Schmeink, Bündnis90/Die 

Grünen, vom Juni 2017, in der 3.500 
PiA befragt wurden, hat diese Not-
situation der PiA erneut eindrücklich 
bestätigt. In einem Positionspapier 
werden Forderungen an die Bundes-
regierung gemacht, die Ausbildungs-
reform nicht weiter zu verschleppen 
und die Missstände und gleichzeitige 
Ungleichbehandlung zur Aus- und 
Weiterbildung in anderen Heilberu-
fen endlich zu beseitigen. Die Unter-
suchungsergebnisse und das Posi-
tionspapier sind auf unserer Website 
unter Aktuelles eingestellt (http://
www.bptk.de/aktuell/einzelseite/arti-
kel/befragung-be.html)

 � Der Vorstand

v.l.n.r.: Dr. Martin Huppert, Andrea Dixius, Alfons Vogtel, Eva Möhler, Bernhard Morsch, Susanne Münnich-
Hessel, Klaus Schmeck, Susanne Schlüter-Müller, Alexander Jatzko (Foto: Harald Kiefer, SHG)
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sätze hinsichtlich Identität und Trauma 
vor und wurden ergänzt durch praxis-
nahe Anwendungsbeispiele von Prof. 
Dr. med. Eva Möhler aus der Arbeit 
mit unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlingen (UMF). In deren Rahmen 
wurde das mittlerweile europaweit 
im Einsatz befindliche Programm 
„Stress-Traumsymptoms-Arousal-
Regulation-Treatment“ (START) von 
Dipl. Psych. Andrea Dixius entwickelt, 
worauf diese Tagung ebenfalls ein 
Schlaglicht warf. Moderiert wurde die 
Veranstaltung von Vorstandsmitglied 
Dipl. Psych. Susanne Münnich-Hes-
sel, die gemeinsam mit Prof. Dr. Eva 
Möhler und Dipl. Psych. Andrea Dixi-
us (beide SHG) die Tagung vorbereitet 
hatte.

Alfons Vogtel, Geschäftsführer der 
SHG-Kliniken, und Kammerpräsi-
dent Dipl. Psych. Bernhard Morsch 
begrüßten die TeilnehmerInnen. Bei-
de brachten in ihren Grußworten die 
Freude über die gelungene Koopera-
tion zum Ausdruck und wünschten 
eine interessante Fachtagung.

Den spannenden Einführungsvor-
trag zu Wirkungsweisen von Trauma-
ta auf die Entwicklung des Gehirns 
hielt Dr. Alexander Jatzko, Chefarzt 
der Klinik für Psychosomatik am 
Westpfalz-Klinikum Kaiserslautern. 
Einleitend schilderte er mit anschau-
lichen Beispielen wie die mensch-
liche Wahrnehmung und das Erin-
nerungsvermögen funktioniert. Er 
erläuterte welche hirnphysiologi-
schen Auswirkungen eine Trauma-
tisierung hat, insbesondere welche 
Netzwerkstörungen im Gehirn durch 
traumatische Erlebnisse ausgelöst 
werden. Besonders Traumatisierun-
gen in der frühen Kindheit behindern 
das Wachstum des sogenannten Hip-
pocampus, einem Teil des Gehirns, 
dem bei der Einspeicherung neuer 
Gedächtnisinhalte eine besondere 
Bedeutung zukommt. Außerdem 
zeigte er anhand von Bildern Hirn-
volumenveränderungen bei Kindern 
mit Traumatisierungen sowie mit 
funktionellen Störungen oder mit 
multiplen Persönlichkeiten. Begleitet 
wurden die interessanten Ausfüh-
rungen zur Hirnpyhsiologie durch 
zahlreiche Beispiele aus seiner prak-
tischen Arbeit mit traumatisierten 
Menschen. So wurde deutlich, was 
Traumatherapie hirnphysiologisch 
bedeutet. Dr. Jatzko vermittelte den 
Tagungsteilnehmern eindrücklich 
die Wirkungsweise von traumathe-
rapeutischen Verfahren wie EMDR 
und der kognitiven Traumakonfron-
tationstherapie.

Danach folgte der Vortrag “Identi-
tätsentwicklung bei minderjährigen 
Flüchtlingen“‘ durch Prof. Dr. Klaus 
Schmeck, Arzt und Psychologe und 

Ordinarius für Kinder- und Jugend-
psychiatrie an den Universitären Psy-
chiatrischen Kliniken (UPK) zu Basel. 
Seine Arbeitsschwerpunkte liegen 
im Bereich Persönlichkeitsentwick-
lung. Er schilderte den Teilnehme-
rInnen anschaulich die Entwicklung 
der Identität neben der Autonomie-
entwicklung als die zentrale Aufgabe 
der Adoleszenz. Die therapeutische 
Arbeit müsse der Tatsache gerecht 
werden, dass sich in den vergange-
nen Jahren die Zahl der jugendlichen 
Migranten aus kollektiven Gesell-
schaftsformen, die andere Identitäts-
formen und -normen mitbringen, 
vergrößert hat. Diese Jugendlichen 
zeigten insbesondere im Bereich des 
Kontinuitätsaspekts Auffälligkeiten 
in Form einer angstvollen Antizipa-
tion der Zukunft (self across time).
Die therapeutische Arbeit speziell mit 
den Flüchtlingen/Migranten aus die-
sen kollektiven Kulturen (wie z.B. Af-
ghanistan, Afrika) müsse seiner Auf-
fassung nach auf die Schwierigkeit 
der Betroffenen abzielen, eine eth-
nische Identität in einer Gesellschaft 
zu entwickeln, die unterschiedlich zu 
ihrer Herkunftskultur ist. Für die be-
handelnden PsychotherapeutInnen 
sind kultursensible Hilfen und kul-
turelles Verständnis entscheidend, 
um insbesondere mit der Gefahr von 
Falschdiagnosen, Schwierigkeiten 
des Perspektivenwechsels und spe-
zieller Gegenübertragung angemes-
sen umgehen zu können.

Prof. Dr. Eva Möhler, Chefärztin der 
Klinik für Kinder- und Jugendpsych-
iatrie, Psychotherapie und Psycho-
somatik der SHG Idar-Oberstein und 

Alfons Vogtel

Dr. Alexander Jatzko (Foto: Harald Kiefer, SHG)

Prof. Dr. Klaus Schmeck

Dipl. Psych. Bernhard Morsch
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Kleinblittersdorf, schloss in ihrem 
Vortrag “Partizipative Erstaufnahme-
kontexte zum Schutz der Identität“ 
an die Ausführungen Prof. Schmecks 
an und brachte den TeilnehmerInnen 
die Situation der geflüchteten Ju-
gendlichen in den Aufnahmeeinrich-
tungen nahe.
Die Identität eines jungen Menschen 
könne durch Fluchtkontexte ent-
scheidend beeinflusst werden. Als 
unbegleiteter minderjähriger Flücht-
ling fehle die Geborgenheit des Ge-
wohnten. Ein Entwurzelungsgefühl 
ebenso wie die Ungewissheit des 
Schicksals und Ohnmachtsempfin-
den durch wenig Partizipation könne 
unter Umständen ungünstigen Ein-
fluss auf das Selbstkonzept nehmen 
wenn der Jugendliche sich als je-
mand erlebe, der nirgendwo hinge-
hört, sich auf nichts verlassen kann 
und auch eventuell nichts zu verlie-
ren hat. Radikalisierung oder andere 
Formen der Selbstschädigung könn-
ten die Folge sein. Deshalb beton-
te Prof. Dr. Möhler, dass es bei der 
Ankunft unbegleiteter minderjähri-
ger Flüchtlinge in Deutschland von 
großer Bedeutung sei, bereits in den 
ersten Clearing-Prozessen präventiv 
die kindlichen Basisbedürfnisse ins-
besondere nach Zugehörigkeit, Par-
tizipation, Sicherheit und Bildung zu 
fokussieren. Zur Sicherheit gehörten 
nicht nur äußere sondern auch inne-
re Sicherheit, die nach traumatischen 
Erfahrungen massiv gestört sein 
könne. Dies könne sich in emotiona-
ler Labilität, Alpträumen und ande-
ren PTSD-Symptomen manifestie-
ren, die einer raschen Stabilisierung 
bedürften. Danach ging sie auf das 

Modellprojekt der SHG ein, welches 
gemeinsam mit der Landesregie-
rung umgesetzt als deutschlandweit 
einmaliges Projekt bewertet werden 
könne. In diesem Clearing-Modell, 
das mittlerweile europaweites Inter-
esse gefunden habe, gehe man nicht 
nur auf die äußeren Bedürfnisse wie 
Kleidung, Nahrung usw. sondern 
auch auf die inneren Bedürfnisse 
dieser vulnerablen Jugendlichen wie 
Schutz, Akzeptanz und Gemeinschaft 
ein.

Mit Ihrem Vortrag schloss der Vor-
mittag. Das leibliche Wohl kam bei 
der Fachtagung in der Mittagspause 
nicht zu kurz.

Der Nachmittag der Tagung stand 
unter dem Zeichen der Hilfsange-
bote. Zunächst stellte Dipl. Psych. 
Andrea Dixius, leitende Psychologin 

der SHG Kliniken Idar-Oberstein, 
Kleinblittersdorf und Schönbach die 
besondere Situation psychisch stark 
belasteter Kinder und Jugendlicher 
und besonders auch Jugendlicher 
mit Migrationshintergrund dar, mit 
den Erfordernissen von adaptierten 
und neuen Wegen in der psychothe-
rapeutischen Versorgung. Dabei be-
schrieb sie den Teilnehmerinnen das 
Kurzzeitbehandlungskonzept START 
(Stress-Traumsymptoms-Arousal-
Regulation-Treatment), welches von 
ihr in Zusammenarbeit mit Prof. Dr. 
Möhler auf dem Hintergrund der 
praktischen Arbeit mit minderjähri-
gen Flüchtlingen und akut belasteten 
Jugendlichen in klinischen und Clea-
ringkontexten entwickelt wurde. In 
diesem Programm werden Interven-
tionen aus der Dialektisch-Behavio-
ralen Therapie und Traumatherapie 
kombiniert und adaptiert.

START ziele primär auf die rasche 
psychische Stabilisierung durch 
Stress- und Emotionsregulation. 
Aber auch die Stärkung von Resi-
lienzfaktoren, Selbstwirksamkeit 
und die Prävention spielen in der 
kulturintegrativen Intervention eine 
zentrale Rolle, auch im Hinblick auf 
die Identitätsentwicklung in der 
Adoleszenz. Dabei stellte sie thera-
peutische Interventionen und erste 
Studienergebnisse vor. START wird 
auf nationalen und internationalen 
Kongressen vorgestellt und erhielt 
auf dem Netzwerktreffen des Dach-
verbandes DBT e.V. 2017 den Innova-
tionspreis. Nähere Informationen zu 
START www.startyourway.de

Prof. Dr. Eva Möhler

Dipl. Psych. Andrea Dixius
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Dr. Friederike Vogel, Fachärztin für 
Psychiatrie und Psychotherapie, 
Oberärztin an den Psychiatrischen 
Kliniken Eltville und niedergelassen 
als ärztliche Psychotherapeutin in 
Privatpraxis, stellte aus ihrer Arbeit 
mit aggressiven Jugendlichen sche-
matherapeutische Behandlungs-
möglichkeiten vor. Als zertifizierte 
Schematherapeutin der Internationa-
len Schematherapie Gesellschaft und 
Co-Leiterin des Instituts für Psycho-
therapie im Mainz (ipsti-mainz) gab 
sie zunächst eine Einführung in die 
Schematherapie und das sogenann-
te Modusmodell. Aufgrund von Lern- 
und Interaktionserfahrungen bilde-
ten sich entsprechende Schemata, die 
in verschiedenen Modi zusammen-
gefasst würden. Dr. Vogel beschrieb 
dabei die verschiedenen Formen 
von Ärger und Wut im schemathe-
rapeutischen Persönlichkeitsmodell 
und wie durch angemessenen Um-
gang mit den unterschiedlichen Wut 
und Ärgermodi Jugendliche befähigt 
werden könnten, ihre dysfunktiona-
len Bewältigungsmodi zu verändern, 
ihre Bedürfnisse zu akzeptieren, an-
gemessen zu versorgen und ihre ab-
wertenden und emotional überfor-
dernden Schemata zu verändern.

Dr. Susanne Schlüter-Müller, nie-
dergelassene Kinder- und Jugend-
lichenpsychiaterin und -Psychothe-
rapeutin in Frankfurt, schilderte in 
ihrem Vortrag ihre kulturspezifische 
Arbeit mit Flüchtlingskindern in ihrer 
sozialpsychiatrischen Ambulanz. 
Schwerpunkt dieser Arbeit seien vor-
wiegend geflüchtete minderjährige 
aus Afghanistan. Dabei sei eine gute 

Zusammenarbeit mit qualifizierter 
vertrauensvoller Sprach- und Kultur-
mittlung unabdingbar.

In sehr umfangreichem Maße wür-
den in ihrer Einrichtung unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge betreut. 
Darüber hinaus supervidiere sie re-
gelmäßig alle Jugendhilfeeinrichtun-
gen in Frankfurt, die UMF betreuen, 
um die pädagogische Arbeit mit kul-
tursensiblem Wissen und transkultu-
rellen psychiatrischen Aspekten zu 
unterstützen. Diese kultursensiblen 
Hilfen, die seit 2001 von der WHO 
gefordert, nur sehr schleppend um-
gesetzt würden, erforderten eine 
vertiefte Auseinandersetzung mit 
fremdem Krankheitserleben und 
fremden Krankheitsmodellen. Über 
diese unterschiedlichen Krankheits-
modelle (z.B. „Der böse Blick“, „Der 
Neid der Nachbarn“, „Der verrutschte 
Bauchnabel“ etc.) konnte sie den Teil-
nehmerInnen anschaulich berichten.

Die TeilnehmerInnen erhielten am 
Ende noch einmal Gelegenheit zu 

den Vorträgen ihre individuellen Fra-
gen und Anliegen vorzubringen. Das 
Interesse an der Tagung war sehr 
groß und zeigt, wie groß der Bedarf 
an spezifischen und kultursensiblen 
Hilfen ist. Die Bewältigung einfacher 
Identitätskrisen gehört in der Adoles-
zenz zwar zu den normalen Entwick-
lungsaufgaben. Labilisierende und 
einschneidende Lebenserfahrungen 
wie Beziehungsabbrüche, Migra-
tionserfahrungen, Entwurzelung, 
Vernachlässigung im Kindesalter, 
Misshandlung und andere Traumata 
können aber zur Identitätsdiffusion 
führen. Identitätsdiffusion gilt als 
Prädiktor für gravierende Störungen 
in der Persönlichkeitsentwicklung, 
die mit dysfunktionalen bis hin zu ex-
tremen Verhaltensweisen einherge-
hen kann. Auch Zuschreibungen und 
Projektionen wie Tätereigenschaften 
prägen die Identität und somit auch 
das Verhalten von Jugendlichen 
unter Umständen langfristig. Für 
diese zentralen Aspekte ein erhöh-
tes Bewusstsein zu schaffen, war ein 
wichtiges gemeinsames Anliegen 
von PKS und SHG für diese Tagung.

Leider konnten nicht mehr alle An-
meldungen berücksichtigt werden, 
ein Workshop in Form einer Konden-
sation der beschriebenen Themen 
soll Ende des Jahres in der KJPP für 
diejenigen angeboten werden, deren 
Anmeldung nicht mehr berücksich-
tigt wurde.

 �� Prof. Dr. Eva Möhler 
Dipl. Psych. Andrea Dixius 
Dipl. Psych. Susanne  
Münnich-Hessel

Dr. Friederike Vogel

Dr. Susanne Schlüter-Müller
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Expertenhearing Prävention in der PKS

„Koordinieren Sie noch oder 
helfen Sie schon?“

Nicht immer vergehen drei Stunden 
so schnell und nicht immer sind sie 
so gehaltvoll, wenn ExpertInnen zu 
einem Thema wie z.B. Prävention an 
einem Tisch sitzen. Am 16. Oktober 
allerdings war beides der Fall, als 
Kammervorstand und der saarländi-
sche Ausschuss „Psychotherapie in 
Institutionen“ VertreterInnen unter-
schiedlicher Institutionen und mög-
liche Kooperationspartner in Sachen 
Prävention zum Expertenhearing 
eingeladen hatten.
Neben VertreterInnen von Vorstand 
und PTI-Ausschuss waren Ärztekam-
mer, Selbsthilfe, Gesundheitsämter, 
Krankenkassen, Agentur für Arbeit 
und das zuständige Ministerium 
sowie PUGIS e.V., der Nachfolgeor-
gansiation der LAGS (Landesarbeits-
gemeinschaft für Gesundheitsförde-
rung im Saarland) mit am Tisch. 
Bernhard Morsch erläuterte einlei-
tend den langwierigen Prozess, der 
schließlich 2015 zur Verabschiedung 
des Präventionsgesetzes auf Bun-
desebene geführt hat. Seit Februar 
2017 liegt nun auch die Landesrah-
menvereinbarung des Saarlandes 
dazu vor. 
Erstaunlicherweise wird die klinische 
und empirische Expertise der Psy-
chologie und Psychotherapie im Prä-
ventionsgesetz nicht berücksichtigt, 
ebenso wie PsychotherapeutInnen 
nicht als Akteure in der Prävention 
genannt werden. „Obwohl psychi-
sche Erkrankungen zu den Volks-
krankheiten des 21. Jahrhunderts 
gehören, sollen Psychotherapeuten 
weder Gesundheitsuntersuchungen 
durchführen noch Präventionsemp-
fehlungen ausstellen“, kritisiert Diet-
rich Munz, Präsident der Bundespsy-
chotherapeutenkammer bereits im 
Juni 2015 anlässlich der Verabschie-
dung des Präventionsgesetzes durch 
den Deutschen Bundestag. „Hier 
wird ein großes Potenzial verschenkt, 
denn Prävention gehört zu den es-
senziellen Leistungen einer psycho-

therapeutischen Sprechstunde, wie 
sie mit dem GKV-Versorgungsstär-
kungsgesetz eingeführt wird.“
Der Ausschuss PTI Saar hatte die-
ses Defizit und seine mögliche Fort-
schreibung in der Saarländischen 
Präventionslandschaft – nicht zuletzt 
auch in der Landesrahmenvereinba-
rung zum Präventionsgesetz – zum 
Anlass genommen, das Thema auf 
die Agenda zu setzen. Saarländische 
AkteurInnen wurden kontaktiert und 
eingeladen sich auszutauschen, zu 
vernetzen, vor allem aber mit uns zu 
hören und zu diskutieren, welchen 
konkreten Beitrag unsere Profession 
hier leisten kann.

Einführungsvortrag von Dr. phil. 
Petra Schuhler zur psychologi-
schen Prävention

Der einleitende Vortrag von Dr. Pe-
tra Schuhler orientierte über die 
neue Ausrichtung des Präventions-
gesetzes, über psychologische Prä-
ventionsmodelle und die besonde-
re psychotherapeutische Expertise, 
wenn es um Prävention geht: Im 
Mittelpunkt präventiver Maßnahmen 
sollte eine dichtere Vernetzung der 
Versorgungssegmente Prävention,  
Therapie, Rehabilitation  und Pflege 
stehen, wobei Gesundheitsförde-
rung und Prävention (Becker, 1997) 
als integraler Bestandteil der Ge-
samtversorgung aufzunehmen wäre. 
Psychologische Präventionsmodel-

le  könnten dabei eine wegweisende 
Rolle spielen, wie das Health-Belief-
Modell (Becker & Rosenstock, 1987), 
die Selbstwirksamkeits-Theorie von 
Bandura (1997) oder  das Verhaltens-
änderungsmodell von Prochaska & 
Di Clemente (1983), das die Rückfall- 
und Rezidivprophylaxe in den Mittel-
punkt stellt und damit die Nachhal-
tigkeit und langfristige Wirksamkeit 
von Präventionsmaßnahmen för-
dern könnte. Gut etablierte psycholo-
gische Ansätze der Ressourcen- und 
Schutzfaktorenstärkung sind darüber 
hinaus nahezu unverzichtbar. Dies 
gilt sowohl in der Verhaltenspräven-
tion wie z.B. bei Lebenskompetenz-
programmen, die die Steigerung 
von Selbstwertgefühl und Problem-
lösekompetenzen zum Ziel haben als 
auch, wenn es um gesundheitsför-
derliche Organisationsentwickung in 
Betrieben und Schulen geht. 
Psychotherapie und Prävention ha-
ben vor diesem Hintergund große 
historische, theoretische und me-
thodische Gemeinsamkeiten, zum 
Beispiel ist das grundlegende psy-
chotherapeutische bio-psycho-so-
ziale  Arbeitsmodell auch in den 
modernen präventiven Ansätzen ge-
fordert und die psychologische Psy-
chotherapie als Fach darf durchaus 
als Expertin für Einstellungs- und 
Verhaltensänderung, sowie Ressour-
cenaktivierung gelten. 
Als entscheidend hemmender Faktor 
präventiver Maßnahmen wirkt sich 
allgemein ein niedriger sozio-öko-
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nomischer Status aus: Arme Men-
schen mit wenig Bildung werden 
durch Präventionsprogramme nur 
unzulänglich erreicht. Deshalb ist 
die Stoßrichtung des neuen Präven-
tionsgesetzes genau richtig, nämlich 
Prävention in den Lebenswelten zu 
betreiben, dort, wo Menschen leben 
und arbeiten. Auf dieser Basis wurde 
die Perspektive einer suchtpräventi-
ven Vorgehensweise in der Arbeits-
welt beschrieben, in der die  Grenzen 
zwischen Prävention, Psychothera-
pie, Arbeitsschutz und Rehabilitation 
überwunden werden. 

Vortrag von Dipl. Psych. Ullrich 
Böttinger, Präventionsnetzwerk 
Ortenaukreis

Der anschließende Vortrag von Dipl. 
Psych. Ullrich Böttinger, PP und 
Leiter des Amtes für Soziale und 
Psycholigische Dienste sowie Vor-
standsbeauftragter für Frühe Hilfen 
und Prävention der LPK Baden-Wür-
temberg, stellte ein von der BzgA fi-
nanziertes Best-Practice-Modell des 
Präventionsnetzwerkes Ortenaukreis 
vor. Darin geht es um die Förderung 
der körperlichen und seelischen Ge-
sundheit und der sozialen Teilhabe 
für Kinder und ihre Familien im Alter 
von 3 bis 10 Jahren. Das Interesse 
daran war sehr groß, denn Vergleich-
bares gibt es bislang nirgendwo. 
Frühe Hilfen, die ein umfangreiches 
Angebot während der Schwanger-
schaft und bis zur Vollendung des 
3. Lebensjahres anbieten, sind auch 
im Saarland bereits seit 2007 gut 
etabliert in allen Landkreisen. Daran 
knüpfte man 2009 im Ortenaukreis 

an mit der Fragestellung „Frühe 
Hilfen und was dann?“ und entwi-
ckelte eine kommunale Gesamtprä-
ventionsstrategie. Sie setzt in den 
Lebenswelten Kita und Schule an 
mit dem Schwerpunkt gesundheit-
liche Chancengleichheit und berück-
sichtigt explizit sozial benachteiligte 
Stadtteile. Auf die Nachhaltigkeit der 
einzelnen Angebote wird dabei be-
sonderen Wert gelegt. So entwickelte 
sich aus einer Maßnahme zur Schul-
entwicklung die Einführung einer 
regelmäßigen Unterrichtsstunde zur 
Resilienz im Rahmen der Leitbildent-
wicklung „Gestärkt durchs Leben ge-
hen“ mit den drei Säulen Bewegung, 
Ernährung, Resilienz. 
Nähere Informationen zu diesem 
Projekt findet man unter http://www.
pno-ortenau.de

Und im Saarland?

Zu Recht wurde an dieser Stelle kriti-
siert, dass im Saarland selbst die Ein-
führung einer 3. Sportstunde in der 
Schule ein unüberwindbares Hinder-
nis zu sein scheint.
Die Gründung des Präventionsnetz-
werkes „Das Saarland lebt gesund“, 
dem auch die PKS vor gut zwei Jah-
ren beigetreten ist, blieb bisher wei-
testgehend folgenlos. Vergleichbare 
Aktivitäten auf Landes- oder Land-
kreisebene sind kaum erkennbar. „Ko-
ordinieren Sie noch oder helfen Sie 
schon?“ so der ironische Kommentar 
eines Teilnehmers zu diesem Beispiel 
eines Netzwerks ohne Inhalte.
Dr. Lamberty, zuständiger Abtei-
lungsleiter für Gesundheit im Saar-
ländischen Ministerium für  Soziales, 

Gesundheit, Frauen und Familie kriti-
sierte die fehlende Struktur zur Um-
setzung im Präventionsgesetz. So er-
mögliche das Gesetz, dass allein der 
Steuerungskreis aus GKV-Vertreter-
Innen über den Präventionsetat von 
immerhin ca. 1,2 Mio. € jährlich im 
Saarland verfügen könne. 
Dass es viele erfolgversprechende 
Ideen aus dem Bereich der Präven-
tion gibt, deren Realisierung aller-
dings außerhalb des Wettbewerbs-
feldes der Einzelkassen anzusiedeln 
wäre, wurde an mehreren Stellen 
deutlich. Ein Beispiel dafür ist die 
zahnärztliche Prophylaxe, die bun-
desweit in Schulen seit über 30 Jah-
ren fest etabliert ist.

Im Februar 2018 soll eine Landes-
präventionskonferenz stattfinden, 
so Dr. Lamberty. PUGIS e.V. plant 
ein Projekt für Arbeitslose in Koope-
ration mit dem Jobcenter  St. Wen-
del zur Verzahnung von Arbeits- und 
Gesundheitsförderung. Beides sind 
gute Gelegenheiten vom Koordi-
nieren zum Helfen überzugehen. 
Die Psychotherapeutenkammer des 
Saarlandes wird nun allerdings auch 
zu der Landespräventionskonferenz 
eingeladen, wie am Ende des Exper-
tenhearings zu vernehmen war. 
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Soldatinnen und Soldaten  
in der psychotherapeutischen Praxis

Informationen über die Vereinba-
rung der Vergütung psychothera-
peutischer Leistungen zwischen der 
Bundespsychotherapeutenkammer 
und dem Bundesministerium für Ver-
teidigung sowie ein Überblick über 
die Fortbildungsveranstaltung am  
11. Oktober 2017 in Köln

Ebenso wie gesetzlich Krankenver-
sicherte finden Soldatinnen und Sol-
daten häufig keine Psychotherapeu-
tinnen und Psychotherapeuten mit 
Kassenzulassung oder müssen un-
zumutbare Wartezeiten in Kauf neh-
men, bis sie in Behandlung kommen. 
Um ihre psychotherapeutische Ver-
sorgung zu verbessern, vereinbarten 
die Bundespsychotherapeutenkam-
mer und das Bundesverteidigungs-
ministerium im September 2013, 
dass Soldatinnen und Soldaten sich 
auch in psychotherapeutischen Pri-
vatpraxen behandeln lassen können. 
Bestandteil dieser Vereinbarung ist 
auch, dass Bundeswehr und Psycho-
therapeutenkammern gemeinsame 
Fortbildungen durchführen. 

Demnach können sich Soldatinnen 
und Soldaten neben Vertragspsycho-
therapeuten, für die ausschließlich 
die Vereinbarung mit der KBV maß-
geblich ist, mit einer entsprechenden 
Überweisung auch unmittelbar an 
einen Psychotherapeuten ohne Kas-
senzulassung wenden. 
Die Vereinbarung trägt zu einer bes-
seren Versorgung von Soldatinnen 
und Soldaten bei und eröffnet gleich-
zeitig Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten ohne Kassenzu-
lassung ein Betätigungsfeld. Mit der 
Anpassung des Gebührensatzes ist 
sichergestellt, dass Psychotherapeu-
tinnen und Psychotherapeuten ohne 
Kassenzulassung zumindest eine mit 
der gesetzlichen Krankenversiche-
rung vergleichbare Vergütung erhal-
ten. Seit dem 1. März werden diese 
Leistungen im Rahmen der Verein-
barung mit dem 2,2-fachen Satz 

der GÖÄ vergütet. Bislang galt der 
2,0-fache Satz. Diese Anpassung der 
Vergütung konnte in Verhandlungen 
zwischen der BPtK und dem BMVg 
für die Behandlung von Soldatinnen 
und Soldaten durch Psychotherapeu-
tinnen und Psychotherapeuten ohne 
Kassenzulassung erreicht werden.

Download Vereinbarung:
http://www.bptk.de/uploads/me-
dia/2013-09-16_Hintergrundinforma-
tion_Vertrag_Soldaten_aktualisiert.
pdf

Gemeinsame Fortbildungsver-
anstaltungen von Bundeswehr 
und Landespsychotherapeuten-
kammern 

Die Vereinbarung sieht weiterhin 
gemeinsame Fortbildungsveranstal-
tungen von Bundeswehr und Lan-
despsychotherapeutenkammern, die 
sich dazu bereit erklärt haben, vor. 
Diese sollen dazu dienen, die Sen-
sibilisierung niedergelassener Psy-
chotherapeutinnen und Psychothe-
rapeuten für Besonderheiten bei der 
Behandlung von Soldatinnen und 
Soldaten zu verstärken. 

Mit der Veranstaltung „Soldatinnen 
und Soldaten in der Bundeswehr – 
Dienst, Einsatz und Belastungen“ 
der Landespsychotherapeutenkam-
mern von Rheinland-Pfalz, Saarland 
und Nordrhein-Westfalen in Koope-
ration mit der Bundeswehr am 11. 
Oktober 2017 in Köln-Wahn, hat sich 
die PKS zum zweiten Mal an einer 
solchen Fortbildungsveranstaltung 
beteiligt. Über 250 Psychotherapeu-
tinnen und Psychotherapeuten nah-
men an der Fortbildung in der Luft-
waffenkaserne in Köln-Wahn teil. Sie 
erhielten einen Einblick in den sol-
datischen Alltag, therapierelevante 
bundeswehrspezifische Themen und 
spezielle Symptom- und Belastungs-
lagen von Soldaten-Patienten. Auch 
die Schnittstellen zur ambulanten 
psychotherapeutischen Versorgung 
wurden deutlich.
 

Besonderheiten des Soldaten-
berufs

In seinem Referat erläuterte Oberst-
arzt Dr. Michael Alvarez-Brückmann, 
Leiter des Sanitätsversorgungszen-
trums Köln-Wahn die Organisation 
der Bundeswehr und informier-
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te über Besonderheiten des Sol-
datenberufes. Er skizzierte das Auf-
trags- und Aufgabenspektrum der 
Bundeswehr und die Erwartungen 
an Soldatinnen und Soldaten, die 
Herausforderungen, denen sich Sol-
datinnen und Soldaten in einer mo-
dernen Bundeswehr stellen müssen, 
beispielsweise bei Auslandseinsät-
zen, der Wiedereingliederung in den 
Alltag oder hinsichtlich der geforder-
ten räumlichen und zeitlichen Flexi-
bilität im Dienst. 

Psychosoziale Angebote der 
Bundeswehr

Um diesen Anforderungen gerecht zu 
werden, hält die Bundeswehr ein brei-
tes Spektrum psychosozialer Angebo-
te vor zur Betreuung von Soldatinnen 
und Soldaten, ihren Angehörigen, 
zivilen Mitarbeitern, Hinterbliebenen 
von Gefallenen und ehemaligen Bun-
deswehrangehörigen.
Das „psychosoziale Netzwerk und 
das Interdisziplinäre Patientenzent-
rierte Rehabilitationsteam der Bun-
deswehr“ erläuterte Regierungsdi-
rektorin Christiane Reitz, Leitende 
Truppenpsychologin des Luftwaffen-
truppenkommandos Köln-Wahn. Sie 
betonte den Stellenwert niedrig-
schwelliger Ansätze und präventiver 
Maßnahmen sowie die Zusammen-
arbeit mit fachärztlichen KollegInnen 
und PsychotherapeutInnen. Hierzu 
bestehen im psychosozialen Netz-
werk Hilfestrukturen und Angebote, 
an die Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten andocken kön-
nen. 

Therapieansätze und Behand-
lungskonzepte

Einen praktischen Einblick in die 
Symptom- und Belastungslagen 
von Soldaten-Patienten und mögli-
chen Schnittstellen zur ambulanten 
psychotherapeutischen Versorgung 
vermittelte Regierungsdirektorin Dr. 
Christina Alliger-Horn, Leitende Psy-
chologin im Bundeswehrkranken-
haus Berlin. Ihren Angaben zufolge 
sind unabhängig von geleisteten 

Einsätzen Ängste, Depressionen und 
Posttraumatische Belastungsstörun-
gen die häufigsten psychischen Pro-
bleme bei Soldatinnen und Soldaten. 
Es suchen jedoch nur 55 Prozent der 
Betroffenen psychosoziale Hilfe und 
wiederum nur 10-12 Prozent von ih-
nen erhalten eine fachgerechte Be-
handlung. 
Am praktischen Beispiel einer PTBS 
eines jungen Soldaten nach einem 
Auslandseinsatz erläutere die Re-
ferentin die therapeutischen Inter-
ventionen im stationären Bereich 
des Bundeswehrkrankenhauses und 
erfolgversprechende Weiterbehand-
lungsmöglichkeiten im ambulanten 
Therapiesetting.

Spezifische Belastungsfaktoren 
bei Auslandseinsätzen

Oberregierungsrat Alexander Varn, 
Truppenpsychologe im Kommando 
Sanitätseinsatzunterstützung in Wei-
ßenfels, berichtete über aktuelle Ein-
satzgebiete, Belastungen während 
eines Einsatzes und das Aufgaben-
profil der Truppenpsychologen.
Hierbei nannte er als kritische Fakto-
ren vor Ort insbesondere physische 
Belastungen durch extreme Tem-
peraturen, Lärm oder ungewohnte 
Nahrung sowie psychische Belas-
tungen beispielsweise durch das 
Erleben von Angst, Gewalt und Tod, 
die Trennung von Vertrautem, einge-
schränkte Kommunikationsmöglich-
keiten und mangelnde Privatsphäre. 
Sein Aufgabenfeld in den einsatzvor-
bereitenden Maßnahmen bestehe vor 
allem in der Vermittlung von Stress-
managementtechniken und der Vor-
bereitung auf zu erwartende Stresso-
ren vor Ort. Als eine weitere zentrale 
Aufgabe der Truppenpsychologen er-
läuterte er die Führungsberatung für 
Vorgesetzte, die Einzelfallberatungen 
für Soldatinnen und Soldaten sowie 
die psychologische Kriseninterven-
tion nach einem Einsatz.

Steigende Inanspruchnahme

Oberstarzt Dr. Matthias Baßler, Lei-
ter der Unterabteilung Wehrmedizin, 

Humanmedizin, Individualmedizin 
im Kommando Sanitätsdienst der 
Bundeswehr informierte über die 
steigende Inanspruchnahme des 
psychosozialen Versorgungssystems 
der Bundeswehr, dass von Soldatin-
nen und Soldaten aber auch ihren 
Angehörigen und Hinterbliebenen 
genutzt werde. Er begrüßte daher 
die Intention solcher Fortbildungs-
veranstaltungen zur Verbesserung 
der Informationen über die Beson-
derheiten der Bundeswehr und die 
für Soldatinnen und Soldaten spezi-
fischen Belastungsfaktoren. 
Bei anstehenden Themen wie Wie-
dereingliederung, Teilhabe, die Ein-
bindung von Familienangehörigen 
in den Therapieprozess sowie bei der 
gesamten psychosozialen Versor-
gung sei ein Zusammenwirken von 
wehrdienstlichen und zivilen Einrich-
tungen unabdingbar.

Weitere Informationen erhalten Sie 
unter folgenden Downloads:
– � Dr. Michael Alvarez-Brückmann: 

Organisation der Bundeswehr / 
Besonderheiten des Soldatenbe-
rufes [PDF-Dokument, 1.6 MB]

– � Christiane Reitz: Psychosoziale 
Unterstützung in der Bundeswehr 
[PDF-Dokument, 1.1 MB]

– � Heilbehandlung für die Bundes-
wehr / Beantragung, Verlänge-
rung, Abrechnung [PDF-Doku-
ment, 3.1 MB]

– �B ehandlung von Soldaten in 
Privatpraxen - Informationen für 
Psychotherapeuten [PDF-Doku-
ment, 1.6 MB]

Quelle: Psychotherapeutenkammer NRW

 �� Inge Neiser
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„Die Männer belügen nicht die anderen,  
sondern sich selbst“
Ein Interview mit Markus Müller, Leiter der Selbsthilfegruppe 
„Schwule Väter und Ehemänner im Saarland“

S. Münnich-Hessel: Herr Müller, wie 
kamen sie auf die Idee, eine Grup-
pe für schwule/bisexuelle Väter und 
Ehemänner zu gründen?
M. Müller: Vor über 23 Jahren habe 
ich mich von meiner damaligen Frau 
getrennt. Mein Sohn war gerade erst 
ein Jahr alt. Die Situation hat mich in 
der Folgezeit oft überfordert und vor 
sehr große Herausforderungen ge-
stellt. Ich hatte das starke Gefühl, mit 
der Situation besser fertig zu werden, 
wenn ich mich mit anderen schwulen 
Vätern oder Ehemännern austausche. 
Ich habe mich dann 6 Jahre später an 
den LSVD (Lesben- und Schwulen-
verband Deutschland) im Saarland 
gewendet und so kam es, dass ich 
mit einem Vater gemeinsam im Mai 
2001 die Gruppe gegründet habe. Mit 
anderen Betroffenen zu reden, war 
eine große Befreiung für mich! Umso 
wichtiger ist es mir heute, meine Er-
fahrung an andere weiterzugeben.

Worum geht es in ihrer Gruppe?
Viele Männer entdecken erst als Ehe-
männer oder Familienväter, dass sie 
schwul oder bisexuell sind. Diese 
neue Situation bringt oft Ängste und 
viele Fragen mit sich, mit denen man 
sich oft allein gelassen fühlt. Das Ge-
fühl des „Nicht allein seins“ ist für 
viele in unserer Gruppe das Wich-
tigste! Wir pflegen einen offenen 
Erfahrungsaustausch. Die schwulen 
oder bisexuellen Männer in unserer 
Gruppe haben auf ganz unterschied-
liche Weise ihr persönliches Coming-
out erlebt oder befinden sich noch 
mitten im Prozess. Prinzipiell ist zu 
unterscheiden zwischen einem in-
neren Coming-out, das heißt es sich 
selbst gegenüber einzugestehen, 
homosexuell zu sein und einem äu-
ßeren Coming-out, nämlich dies 
auch öffentlich zu machen und zu le-
ben. Oft ist das ein längerer Prozess. 

Manche sind immer noch verheira-
tet, wenn sie zu uns kommen und 
leben ihre Sexualität nur heimlich. 
Andere gehen damit sehr offen um. 
Und es gibt auch Väter und Ehemän-
ner, die trotz Outing weiter in ihrer 
Familie bleiben.

Wie ist die Gruppe zusammenge-
setzt?
Wir haben etwa 15 Mitglieder, die 
alle eine Beziehung zu einer Frau 
hatten oder Co-Väter sind. Wir tref-
fen uns in der Regel jeden 2. Diens-
tag im Monat um 19.30 Uhr im LSVD-
Checkpoint in der Mainzer Straße 
44 in Saarbrücken. Aktuell nehmen 
etwa acht bis zehn Teilnehmer regel-
mäßig an unserem Erfahrungsaus-
tausch teil. Das Alter reicht von 34 
bis 65 Jahren. Einige kommen aus 
einem zusätzlich religiösen und/oder 
konservativen Kontext, was es Ihnen 
noch schwerer macht zuzulassen, 
dass sie homosexuell sind. Die Kon-
taktaufnahme erfolgt meistens über 
das Internet. 

Welche Probleme werden in der 
Gruppe thematisiert?
Zusammengefasst geht es am häu-

figsten um die Themen Schuldgefüh-
le, Trennung und Neuanfang und na-
türlich Coming-out. Viele Väter haben 
ein schlechtes Gewissen und starke 
Schuldgefühle gegenüber ihren An-
gehörigen. Es ist ja oft nicht so, dass 
man die Frau, mit der man Kinder 
großgezogen hat, nicht mehr mag. 
Häufig entsteht zusätzlich eine große 
Belastung, je nachdem wie die jewei-
ligen Ehefrauen mit der Tatsache des 
Schwul Seins des Ehemannes um-
gehen. Es ist oft ein großer Schock 
für sie. Verständlicherweise ist auch 
die Frau mit der Situation überfor-
dert, ebenso wie später die Kinder, 
vor allem wenn sie schon älter sind. 
Es gibt leider immer wieder Fälle, in 
denen die Frauen starken Druck aus-
üben, auch auf die Kinder.

Wodurch ist Ihrer Meinung nach eine 
Selbsthilfegruppe hilfreich?
Ein sehr wichtiger Aspekt ist, dass 
wir uns auf Augenhöhe begegnen. 
Hier in der Selbsthilfegruppe können 
die Männer Halt und Unterstützung 
bekommen. Auf Wunsch bieten wir 
neben der Gruppe auch Einzeltermi-
ne an.
Wir begleiten die Männer u. a. bei 
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ihrem Coming-out, ihrer Trennung 
und dem Neuanfang. Da immer 
schon erfahrenere Teilnehmer in der 
Gruppe sind, können diese durch 
das Reflektieren der eigenen Situa-
tion den Neulingen ihre Ängste neh-
men. Der Aspekt der Prophylaxe vor 
psychischen Erkrankungen, ist auch 
nicht zu unterschätzen. Viele Betrof-
fene leiden unter psychischen Prob-
lemen und brauchen zusätzlich (pha-
senweise) therapeutische Hilfe. 

Der Neuanfang ist wohl nicht immer 
nur positiv. Da tauchen sicher Hin-
dernisse auf. Es sind ja dann nicht 
alle Probleme plötzlich gelöst.
Ganz im Gegenteil! Der Anfang 
in einer „neuen Welt“ ist sehr oft 
schwierig. Es ist schon eine sehr gro-
ße Herausforderung, den Umgang 
mit Frau und Kind(ern) hinzubekom-
men, gleichzeitig eine Beziehung 
zu einem Mann zu leben oder auf 
Partnersuche zu gehen. Zumal das 
erwähnte schlechte Gewissen sehr 
oft im Weg steht. Gerade am Anfang 
stellt sich die Frage, wie die Verbin-
dung zum „alten Leben“ überhaupt 
noch gelebt werden kann und wie 
man mit dessen Verlust umgeht. 

Das ist sicher nicht einfach. 
Es tauchen viele Fragen auf. Wie er-
klärt ein Vater seinen Kindern oder 
der Frau dass er homosexuell ist? 
Verheimlichen oder nicht? Häufig 
werfen auch die Ehefrauen vor, dass 
sie sich belogen fühlen und betro-
gen. Jedoch wollen die Männer sie 
nicht belügen. Männer belügen nicht 
die anderen, sondern vorrangig sich 
selbst.

Gibt es noch weitere Angebote?
In der Akademie Waldschlösschen in 
Rheinhausen bei Göttingen (www.
waldschloesschen.org) werden zwei 
Mal im Jahr Treffen angeboten unter 
dem passenden Titel „Zwischen den 
Welten“. Diese Treffen werden immer 
von einer anderen der deutschland-
weiten Regionalgruppen ausgerich-
tet. Der Austausch dort ist sehr in-
tensiv und auch für mich heute noch 
sehr bereichernd.
 
Herr Müller, vielen Dank für das 
Interview!

Herr Müller ist Gründer und Leiter 
der Selbsthilfegruppe, 45 Jahre alt, 
lebt seit 18 Jahren mit seinem Mann 
zusammen, den er vor über 4 Jahren 

geheiratet hat. Das Interview führte 
Susanne Münnich-Hessel

Kontakt:
Schwule Väter und Ehemänner im 
Saarland
LSVD Checkpoint
Mainzer Str.44
66121 Saarbrücken
Tel:0681/39 88 33
Mail: SVSaar(at)gmx.de
svsaar.wordpress.com

Viele Männer entdecken erst als Ehemann oder Familienvater, dass sie 
schwul oder bisexuell sind. Diese neue Situation bringt o� Ängste und 

vielen Fragen mit sich, da sich vertraute Lebenszusammenhänge 
plötzlich verändern können.

Wir sind eine Gruppe schwuler bzw. bisexueller Väter und Ehemänner, 
die auf ganz unterschiedliche Weise ihr persönliches Coming out erlebt 

haben oder sich noch mitten in diesem Prozess befinden.
Du bist bei uns herzlich willkommen!

In angenehmer und o�ener Atmosphäre kannst du hier 
deine Themen besprechen und anderen zuhören. 

Auf Wunsch sind natürlich auch Einzelkontakte möglich. 

Jeden 2. Dienstag im Monat, 19.30 Uhr
in ungeraden Monaten im LSVD Checkpoint, 

in geraden Monaten finden Aktivitäten auch außerhalb statt.

und Ehemänner Saarland

Landesverband Saar

LSVD Checkpoint, Mainzer Str. 44,  66121 Saarbrücken
Tel.: 06 81 - 39 88 33
Kontakt SVS: SVSaar@gmx.de • svsaar.wordpress.com

Broschüre „Schülerinnen und Schüler  
mit Fluchterfahrung“ unter Mitarbeit der PKS erschienen

Geflüchtete Kinder, die im Saarland 
ankommen, sind von ihrem ersten 
Ankunftstag an schulpflichtig. Dies 
bedeutet für die Integration und die 
Bildungsteilhabe der Kinder eine 
große Chance. Schule als „sicherer 
Ort“ ist  für sie ein wichtiger stabili-
sierender Faktor und gleichzeitig ein 
Ort, an dem es Personen gibt, denen 
sie vertrauen können, die ihnen zu-
hören und die bei Schwierigkeiten 
Lösungen finden. 

Pädagoginnen und Pädagogen sind 
damit vertraut, genau hinzusehen 
und Schülerinnen und Schüler in 
ihrer Persönlichkeit ganzheitlich zu 
erfassen.

Aber Lehrerinnen und Lehrer stehen 
angesichts der geflüchteten Kinder 
im Unterricht auch vor Herausforde-
rungen. Fehlende Sprachkenntnisse, 
unbekannte Vorbildung und unkla-
re Lernvoraussetzungen erschwe-

ren die didaktische Planung. Noch 
gravierender ist für Lehrkräfte die 
Vorstellung bzw. das Wissen, dass 
einige der Kinder und Jugendlichen  
möglicherweise traumatisiert sind.

Erstellt durch die Schulpsychologi-
schen Dienste der Landkreise des 
Saarlandes, der Landeshauptstadt 
Saarbrücken und des Regionalver-
bandes Saarbrücken in Kooperation 
mit der Psychotherapeutenkammer 
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„Wir sind kein Callcenter“
Interview von Irmgard Jochum mit Heidrun Mohren-Dörrenbächer 
zur Arbeit der TelefonSeelsorge im Saarland

Der Anlass für diesen Artikel und das 
Interview ist bemerkenswert: Bei der 
TelefonSeelsorge im Saarland hat 
die Anzahl der Anrufe deutlich zu-
genommen, die sich dort auf „Emp-
fehlung“ von KollegInnen aus der 
ambulanten psychotherapeutischen 
Versorgung melden, z.B. weil gerade 
ein Wochenende oder der Urlaub an-
stehen.

Mit Heidrun Mohren-Dörrenbächer 
und Friederike Walla gibt es zwei ap-
probierte Psychotherapeutinnen bei 
der TelefonSeelsorge im Saarland. 
Ihre Aufgabe ist es nicht, die Nöte 
und Engpässe in der ambulanten 
Versorgung zu kompensieren. 
Wie die TelefonSeelsorge im Saar-
land arbeitet, welche Aufgaben sie 
hat, für welche Zielgruppe sie da ist 
und was sie anbietet, soll hier ver-
deutlicht werden. 

Zunächst ein paar Zahlen und Fak-
ten:
In 2016 klingelte das Telefon fast 
14.000 Mal. Der Anteil der klar miss-
bräuchlichen Anrufe (Test- und Sex-
anrufe) lag bei 9 %. Der Anteil der 
Seelsorge- und Beratungsgespräche 
lag bei 62 %. Einsamkeit war mit 
22 % der häufigste Anrufanlass. Ne-
ben dem Thema Einsamkeit waren 
Depressive Störungen, die Körper-
liche Befindlichkeit und Ängste am 
häufigsten vertreten.

Die Vorstellungen darüber, wie die 
TelefonSeelsorge im Saarland arbei-
tet, sind meist sehr unrealistisch. 
„Wir sind kein Callcenter“ sagt 
Heidrun Mohren-Dörrenbächer, und 
räumt mit  einem wohl weit verbrei-
teten Missverständnis auf, während 
sie mir den Arbeitsplatz des einen 
ehrenamtlichen Mitarbeiters zeigt 

der gerade Dienst hat, als ich die 
TelefonSeelsorge im Saarland be-
suche: Ein Büro unter dem Dach mit 

des Saarlandes und dem Ministe-
rium für Bildung und Kultur will die 
Broschüre bei dieser Aufgabe ermu-
tigen und unterstützen.

Sie richtet sich  dabei mit dem An-
liegen an Lehrerinnen und Lehrer 
und an die Menschen, die an Schu-
le, Unterricht und Betreuung be-
teiligt sind. Sie informiert über die 
Auswirkungen von traumatischen 
Erlebnissen  und macht  bewusst, 
dass bestehende Strukturen in der 
Schule der Entwicklung einer PTBS 
entgegenwirken können. Außerdem 
enthält sie konkrete Hinweise zum 
Umgang mit Schülerinnen und Schü-
lern in verschiedenen Situationen. 
Eine Liste der  saarländischen Bera-

tungsstellen und Hilfsangebote, die 
für diese Thematik spezifische Kom-
petenzen aufweisen, bietet den Lehr-
kräften kompetente Ansprechpartner 
für belastende Situationen. Heraus-
geber ist das saarländische Ministe-
rium für Bildung und Kultur.

Die Broschüre ist auf der Homepage 
der PKS abrufbar unter http://www.
ptk-saar.de/patienteninfo/fluechtlin-
ge-und-migranten/. Eine Printver-
sion ist geplant.

 �� Susanne Münnich-Hessel

Heike Mohren-Dörrenbächer
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Schreibtisch, Telefon, PC und mit 
einem Bett für die seltenen ruhigen 
Phasen während der Nachtdienste.

I. Jochum: Wie ist die TelefonSeelsor-
ge im Saarland organisiert?
H. Mohren-Dörrenbächer: Wir gehö-
ren als TelefonSeelsorge Saar zum 
Netzwerk der 105 TelefonSeelsorge-
stellen im Bundesgebiet, die sich den 
Standards der Anonymität, Kosten-
freiheit, kompetenter Ausbildung der 
Ehrenamtlichen, der Verschwiegen-
heit und der 24-Stundenerreichbar-
keit verpflichtet haben.

In Saarbrücken, das vorrangig für 
die Anrufenden aus dem Saarland 
zuständig ist, arbeiten wir - die 80 
Ehrenamtlichen und vier Hauptamtli-
chen - nicht nur am Telefon, sondern 
auch in der Mail- und Chatberatung. 
Das Besondere in Saarbrücken: Die 
Hauptamtlichen, die alle auch the-
rapeutische Zusatzausbildungen 
haben, beraten auch im direkten 
Kontakt in der Beratungsstelle. Die 
Menschen, die zunächst also über 
das Telefon kommen, können auch 
einen Termin in der Beratungsstelle 
bekommen, wenn dies sinnvoll er-
scheint und dort begleitet werden. 
Oftmals geht es dabei um einen 
ersten Krisentermin aber auch um 
Seelsorge im engeren Sinne oder 
auch um Beratungen, wenn andere 
Angebote nicht verfügbar sind oder 
überbrückt werden muss, bis diese 
zur Verfügung stehen. 
Träger unserer Einrichtung sind die 
Evangelischen Kirchenkreise an der 
Saar und das Bistum Trier. Darüber 
hinaus finanzieren wir unseren Sach-
haushalt auch aus Spenden, auf die 
wir angewiesen sind.

Wir arbeiten eng mit den Nachbar-
stellen zusammen um möglichst gut 
für Ratsuchende erreichbar zu sein. 
Ist bei uns z.B. die Leitung belegt, so 
kann ein saarländischer Ratsuchen-
der auch auf eine freie Leitung etwa 
in Trier, Kaiserslautern, Koblenz oder 
Bad Kreuznach geleitet werden. 

In der Mail- und Chatberatung gibt 
es diese Regionalisierung nicht. 
Da werden uns Anfragen aus dem 

ganzen Bundesgebiet zugeteilt. Alle 
unsere Angebote für Menschen in 
schwierigen Lebenssituationen sind 
zunächst einmal nicht therapeutisch 
angelegt. Wir wollen unterstützen, 
klären, ein Gegenüber anbieten und 
wenn es gut geht, den oder die Rat-
suchende/n befähigen eigene Res-
sourcen zu entdecken, erste Schritte 
zu gehen oder einen neuen Blickwin-
kel einnehmen zu können.

Seit wann gibt es dieses Angebot?
Die TelefonSeelsorge Saar hat den 
Telefondienst im März 1975 aufge-
nommen. Die ersten Ehrenamtlichen 
hatten ihre Ausbildung abgeschlos-
sen und haben die Telefonberatung 
im 24-Stundendienst aufgenommen. 
Schon damals bestand auch die per-
sönliche Beratungsstelle als sinnvol-
le Ergänzung zum Telefonangebot. 
Anfang der 50er Jahre entstanden 
in England Telefonangebote mit dem 
Gedanken, durch Telefonate Men-
schen mit Suizidabsichten von der 
Selbsttötung abzuhalten. Die Wur-
zeln der TelefonSeelsorge liegen also 
in der Suizidprävention, die bis heu-
te zu unseren wichtigsten Aufgaben 
gehört. Etwa 2 Gespräche am Tag 
werden mit Menschen geführt, die 
Suizidabsichten oder zumindest kon-
kretere Suizidgedanken haben.
Die Mailberatung ergänzte 2003 
unser Angebot und seit 2010 gehört 
auch die Chatberatung dazu. Wir 
machen dabei die Erfahrung, dass 
die unterschiedlichen Zugangswege 
nicht zufällig gewählt werden, son-
dern ganz bewusst entschieden wird, 
ob sich jemand per Telefon, Mail oder 
Chat an uns wendet. Die Personen-
gruppen unterscheiden sich deutlich 
hinsichtlich des Alters aber auch hin-
sichtlich der Themen.

Wer berät?
Wie schon vorhin anklang, treffen 
Ratsuchende am Telefon und im 
Mail- und Chatbereich in Saarbrü-
cken mehrheitlich auf gut ausge-
bildete 80 Ehrenamtliche. Sie alle 
haben ca. 150 Stunden Ausbildung 
im Laufe etwa eines Jahres erhal-
ten. Sie haben Selbsterfahrung als 
Grundlage für die Ausbildung durch-
laufen und eine Gesprächsschulung 

erhalten und wurden natürlich auf 
verschiedene Situationen am Tele-
fon vorbereitet. Auch während ihres 
aktiven Dienstes machen sie Fortbil-
dungen und nehmen regelmäßig an 
Supervisionen teil. Schon bevor die 
Ausbildung beginnt, gibt es ein Ge-
spräch mit den Bewerbern zum Ken-
nenlernen aber auch zur Abklärung, 
ob eine Ausbildung  als TelefonSeel-
sorger für beide Seiten vorstellbar 
und sinnvoll erscheint. Unter den 
Ehrenamtlichen sind viele Berufs-
gruppen mit ganz unterschiedlichen 
Hintergründen und Lebenswegen 
vertreten. Etwa 2/3 sind Frauen. Die 
Männer sind also etwas unterreprä-
sentiert.
In der persönlichen Beratung arbei-
ten nur wir Hauptamtlichen: drei 
Psychologen/innen und ein Pfarrer, 
die selbstverständlich auch Zusatz-
qualifikationen im therapeutischen 
und supervisorischen Bereich mit-
bringen.

Wie sind die Nachfrage und die Aus-
lastung? Wie haben sie sich entwi-
ckelt?
Wir haben etwa 14.000 Anrufe am 
Telefon im Jahr. Damit sind wir mehr 
als ausgelastet. Immer wieder mal 
kommt es vor, dass jemand mehr-
mals versuchen muss, eine freie 
Leitung zu erreichen um einen Ge-
sprächspartner zu bekommen. Im 
Mail- und Chatbereich ist es eben-
falls so, dass der Bedarf deutlich 
größer ist, als wir ihn abdecken kön-
nen. Im Chatbereich etwa sind freie 
Termine innerhalb weniger Minuten 
bereits vergeben. Im Mailbereich 
können wir Erstanfragen bisweilen 
nicht so schnell beantworten, wie 
wir das eigentlich wollen. Die Nach-
frage nach medialer Seelsorge hat 
auf jeden Fall zugenommen und wir 
müssen schauen in den TelefonSeel-
sorgestellen, wie wir diesem Be-
darf gerecht werden können. Da wir 
mit den medialen Angeboten neue 
Arbeitsfelder erschlossen haben, um 
auch diese Möglichkeiten einer nied-
rigschwelligen Hilfe zu nutzen, aber 
gleichzeitig die Nachfrage am Telefon 
nicht wirklich geringer geworden ist, 
kommen wir da an Grenzen. Auch 
die Personaldecke ist ja nicht ge-
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wachsen. Wir sind bundesweit seit 
Jahren etwa 7.500 Ehrenamtliche 
und ca. 250 Hauptamtliche, die ver-
suchen, diese Aufgaben zu bewäl-
tigen und die Entwicklung der Me-
dienlandschaft bleibt ja nicht stehen. 
Längst geht es auch um Apps und 
weitere digitale Zugänge für Ratsu-
chende. Mit diesen Entwicklungen 
müssen wir uns auseinandersetzen, 
weil jüngere Menschen in Notlagen 
natürlich die Wege nutzen, die Ihnen 
auch in ihrem Alltag vertraut sind. 
Das Telefon steht da nicht mehr an 
erster Stelle.

Sind Schwerpunkte erkennbar, zeit-
lich, inhaltlich?
Die Themen sind über die Jahre je 
nach Medium anders geworden. Das 
Thema „Einsamkeit“ ist das häu-
figste Thema am Telefon. Da suchen 
Menschen ein Gegenüber, das mit 
ihnen direkt spricht. Besonders an-
gefragt sind wir deshalb auch am 
Wochenende oder in den Abendstun-
den. 
Außerdem beobachten wir, wie 
schon angesprochen, eine stetige 
Zunahme von Menschen mit Ängs-
ten und Depressionen und wenig 
Ressourcen im sozialen Umfeld. Oft-
mals hängen diese Probleme natür-
lich auch zusammen. Wenn jemand 
chronisch psychisch krank ist und 
dies schon eine lange Zeit, dann zieht 
sich häufiger auch der Familien- und 
Freundeskreis zurück. Erwerbsun-
fähigkeit führt dann bisweilen auch 
dazu, dass Kontaktmöglichkeiten 
weniger werden und natürlich führt 
diese auch noch zu finanziellen Ein-
schränkungen. Wir haben also oft 
Multiproblemlagen und können in 
einem Gespräch auch nur einen klei-
nen Ausschnitt des Lebensumfeldes 
und des Alltags des Anrufenden ge-
nauer miteinander betrachten.

Im Chat- und Mailbereich machen 
wir die Erfahrung, dass die Niedrig-
schwelligkeit dazu führt, dass Men-
schen sehr schnell Tabuthemen an-
sprechen, wie Missbrauch, Gewalt 
und psychische Erkrankungen, die 
z.B. mit Selbstverletzungen einher-
gehen. Natürlich erreichen wir auf 
diese Weise auch Menschen, die gar 

nicht mehr in der Lage sind, sich ak-
tiv Hilfen zu organisieren oder ande-
re Hilfsmöglichkeiten aufzusuchen.
In der persönlichen Beratung domi-
nieren die Familien- und Beziehungs-
themen aber auch Themen rund um 
das Selbstbild.

Kann man von besonderen „Indika-
tionen“ sprechen, für die ein Kontakt 
zur TelefonSeelsorge mehr oder we-
niger geeignet ist?
Grundsätzlich ist es möglich mit uns 
über alle Themen zu sprechen, zu 
mailen oder zu chatten. Es sind also 
weniger die Themen, die die Indika-
tion ausmachen. 
Eher sind es die Erwartungen, die 
nicht dem entsprechen, was wir an-
bieten können. So sind wir z.B. kei-
ne aufsuchende Hilfe. Wer praktische 
Hilfen sucht, ist bei uns an der fal-
schen Stelle, da wir nicht aktiv wer-
den und auch nicht alle praktischen 
Hilfsmöglichkeiten im Blick haben 
können. Es ist ja auch nicht unsere 
Aufgabe, eine Lösung zu präsen-
tieren. Dafür ist der Einblick in das 
fremde Leben viel zu kurz. 
Ganz wichtig auch, dass wir keinen 
Ersatz für eine Therapie anbieten 
können. Dafür sind unsere Ehren-
amtlichen nicht ausgebildet. Sie 
können in Krisensituationen stützen 
und auch bisweilen an Coping-Stra-
tegien erinnern, die in der Therapie 
schon erarbeitet wurden, aber in 
die Aufarbeitung von Konflikten und 
Lebensthemen werden sie nicht ein-
steigen. Diese Erwartungen müssten 
wir enttäuschen.
Wenn jemand aber einen Gesprächs-
partner sucht, um seine aktuelle Le-
benslage zu teilen, um nicht alleine 
in einer schwierigen Situation zu 
sein, die ihn oder sie belastet oder 
wenn jemand vor lauter Chaos und 
Problemen im Augenblick nicht mehr 
weiß, wie der nächste Schritt ausse-
hen kann oder wenn die eigenen Ge-
danken zum Gefängnis werden und 
deshalb eigene Möglichkeiten nicht 
mehr gesehen werden können, dann 
können wir stabilisieren, Verständ-
nis zeigen, neue Blickwinkel ermög-
lichen. Ganz wichtig ist sicher auch, 
dass bei uns Themen angesprochen 
werden, die häufig tabuisiert sind 

oder für Freunde und Angehörige zur 
Belastung werden könnten, wie dies 
z.B. bei Suizidgedanken oder gar -ab-
sichten der Fall ist.

Die Frage nach dem in der Telefon-
Seelsorge Leistbaren und nach rich-
tigen bzw. falschen Erwartungen an 
Ihre Arbeit war der eigentliche An-
lass für unser Gespräch. Können Sie 
das bitte abschließend erläutern?
In den letzten Jahren ist der An-
teil der Ratsuchenden, die sich bei 
uns am Telefon melden und die von 
sich sagen, dass Sie unter einer 
psychischen Erkrankung leiden, ste-
tig gestiegen. Etwa 41 % unserer 
Anrufenden benennt am Telefon 
eine entsprechende Diagnose oder 
spricht von Therapeuten, bei denen 
sie in Therapie sind oder gibt an, in 
einer Klinik zu sein oder bald dorthin 
zu gehen oder von dort zu kommen. 
Noch vor 15 Jahren lag der Anteil 
der psychisch kranken Ratsuchen-
den etwa bei der Hälfte. Ein nicht un-
erheblicher Teil dieser Anrufer leidet 
an einer chronischen psychischen 
Erkrankung. Wir sind bei der Telefon-
Seelsorge Saar also auch zu einem 
Teil des begleitenden Netzwerkes 
von psychisch erkrankten Menschen 
geworden und sollten deshalb zu den 
anderen Teilen dieses Netzwerkes im 
Gesundheitswesen – und dazu ge-
hören auch die Psychologischen 
Psychotherapeuten – in einem guten 
Kontakt stehen. Gut begleiten und 
unterstützend tätig sein können wir 
nur, wenn wir jeweils unser Angebot 
kennen und dann auch wissen, wenn 
wir aufeinander verweisen, wie die 
anderen Institutionen arbeiten. 
In diesem Zusammenhang fiel den 
Beraterinnen und Beratern an unse-
rem Telefon immer häufiger auf, 
dass Ratsuchende benannten, dass 
ihre Therapeuten ihnen geraten hat-
ten, doch die TelefonSeelsorge anzu-
rufen, wenn sie in einer Krise sind. 
Diese Empfehlungen wurden nach 
Angaben der Ratsuchenden vor al-
lem für die Wochenenden und auch 
für eventuelle längere Urlaubszeiten 
von Therapeuten ausgesprochen. 
Das aber ist sicher nicht die Aufga-
be von ehrenamtlichen Seelsorge-
rinnen und Seelsorgern, die zwar 
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gründlich über ein Jahr ausgebildet 
werden aber ganz sicher weder the-
rapeutisch am Telefon intervenieren 
können noch sollen. Da entsteht 
der Eindruck, dass wir für Lücken in 
der Versorgung genutzt werden, die 
anderweitig geschlossen werden 
müssten, um nicht für Frust bei den 
Anrufenden und für Überforderung 
bei den Beratern zu sorgen.

Vielen Dank für Ihre Initiative und für 
das Gespräch!

Heidrun Mohren-Dörrenbächer arbei-
tet seit 2001 für die TelefonSeelsorge 
im Saarland. Bereits während des 
Studiums hat sie sich dort ehren-
amtlich engagiert, insgesamt für acht 
Jahre. Seit 2007 ist sie die katholische 
Leiterin und außerdem Mitglied des 

Katholischen Vorstandes der Telefon-
Seelsorge in Deutschland.

  Irmgard Jochum

Frauen in die Berufspolitik
Ergebnisse der strategischen Überlegungen der Bund Länder AG 
„Frauen in der Berufspolitik“ zur Erhöhung des Frauenanteils in den 
Gremien der Kammern.

Gendergerechtigkeit ist seit Jahren 
ein Thema politischer Diskussion 
in Politik und Wirtschaft. Einigkeit 
besteht darüber, dass im Vergleich 
zum Anteil an der Bevölkerung, der 
Arbeitnehmerschaft, der Berufszuge-
hörigkeit oder  der Mitgliedschaft in 
Parteien und Organisationen Frauen 
in oberen und obersten Entschei-
dungsgremien unterproportional 
vertreten sind. Zur Behebung dieses 
Misstandes werden als wirksames 
Instrument Quotenregelungen ge-
nutzt. Auch in der Psychotherapeu-
tenschaft wird  dieses Thema disku-
tiert und die seit  2016 bestehende 
Bund Länder Arbeitsgruppe „Frauen 
in der Berufspolitik“ (Bund-Länder-
AG) hat nun für den kommenden 
Deutschen Psychotherapeutentag 
(DPT) Anträge formuliert, die diesen 
Missstand beheben sollen.

Psychotherapie wird überwiegend 
von Frauen ausgeübt. 72 Prozent der 
Kammermitglieder sind weiblich, bei 
den unter 35-Jährigen beträgt der 
Frauenanteil sogar über 90 Prozent. 
Dieser Anteil spiegelt sich nicht  in 

den Gremien der Psychotherapeu-
tenkammern der Länder und der 
Bundespsychotherapeutenkammer 
(BPtK) wieder.

Wie die Tabelle zeigt, sind Frauen 
insbesondere in den Kammervor-
ständen; 57 % Präsidenten, 42 % Prä-
sidentinnen und im Bundesvorstand 
20% Präsidentinnen; 80% Präsiden-

ten im Verhältnis zum Mitgliederan-
teil deutlich unterrepräsentiert.
In den Kammerversammlungen der 
Länder sind Frauen bereits knapp mit 
über 50% vertreten, wobei sich Frau-
en in Ausschüssen und Kommissio-
nen proportional zur Besetzung der 
Versammlungen mehr engagieren. 
Allerdings ist der Frauenanteil in den 
Landeskammern sehr unterschied-

Geschlechterverteilung in der Mitgliedschaft und den Gremien der 
Bundespsychotherapeutenkammer  
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lich. Die Ausschüsse für Kinder- und 
JugendlichenpsychotherapeutIn-
nen bilden in den meisten Länder-
kammern eine Ausnahme, hier sind 
weibliche Ausschussmitglieder in 
der Mehrzahl vertreten.

In der Saarländischen Psychothe-
rapeutenkammer stellt sich die Ge-
schlechterverteilung wie folgt dar:

Wie diese Tabelle zeigt, ist in unserer 
Kammer die Geschlechterverteilung 
in den meisten Gremien  fast gleich-
mäßig verteilt. Ausnahme bilden der 
Ausschuss psychotherapeutische 
Versorgung von Kindern und Ju-

gendlichen und der Haushalts- und 
Finanz-Ausschuss, hier sind Männer 
mit 75% vertreten, der Ausschuss 
Transitions und der Ausschuss Psy-
chotherapeuten in Ausbildung bieten 
das gegenteilige Bild (75% Frauen).

Auf Grund dieser Diskrepanz zwi-
schen Mitgliederanteil und Reprä-
sentanz von Frauen in den unter-

schiedlichen Gremien der BPtK und 
den Länderkammern hat sich die 
Bund-Länder-AG mit den Gründen 
dieses Missstandes beschäftigt und 
Lösungsstrategien hierzu  entwickelt. 
Flankierende Maßnahmen, unter-

schiedliche Unterstützungsangebote 
oder strukturelle Veränderungen, die 
geeignet sein könnten dieses Un-
gleichverhältnis zu verändern wur-
den diskutiert. So könnten z.B. Men-
toringprogramme den Einstieg in die 
Berufspolitik für Kolleginnen erleich-
tern, die Einführung von Redelisten 
bei Kammerversammlungen, die al-
ternierend Redner und Rednerinnen 
berücksichtigen, könnte dazu beitra-
gen, dass Frauen schneller positives 
Engagement erfahren und auch Kin-
derbetreuung für die Zeit wichtiger 
Versammlungen könnte die Teilnah-
me von Frauen hierbei erleichtern.
Hilfreiche Ansätze, die allerdings aus 
den zurückliegenden Erfahrungen 
in Politik und Wirtschaft allein nicht 
ausreichend sind, den Frauenanteil 
in Gremien nachhaltig und gesichert 
zu etablieren. Hier hat sich als wirk-
sames Steuerungselement nur die 
Einführung einer Quotenregelung 
erwiesen.
Nach intensiver Diskussion über ver-
schiedene Quotenregelungsmodelle, 
die die Repräsentanz von Frauen  in 
ausreichendem Maß sicherstellen, 
hat sich die AG darauf verständigt, 
dem kommenden DPT im November 
2017 ein Modell vorzuschlagen, das 
die Gleichstellung der Geschlechter 
in allen Gremien der BPtK sicherstellt 
und  nicht nur Frauen mit einer festen 
Quotenregelung berücksichtigt wer-
den. Das Ergebnis dieser Diskussion 
in der AG sind nun die eingereichten 
Anträge zur Satzungsänderung. Die-
se beihalten  unterschiedliche Festle-
gungen bezüglich einer „Kann“ Rege-
lung oder einer „Soll“ Regelung.

Die Anträge im Einzelnen:
Begründung für alle Anträge (Kurz-
form)
„Der Frauenanteil in der Profession 
steigt stetig an. 72 % der Kammer-
mitglieder sind Frauen. Bei den unter 
35-jährigen Kammermitgliedern 
liegt der Frauenanteil bei über 90 %. 
In den Gremien der Bundespsycho-
therapeutenkammer bildet sich das 
nicht ab. Frauen sind in den Gremien 
der Bundespsychotherapeutenkam-
mer deutlich unterrepräsentiert.“

Geschlechterverteilung in der Mitgliedschaft und den Organen der 
Psychotherapeutenkammer des Saarlandes (1) 
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Antrag Nr. 1 Quote Vorstand:
„Der DPT möge beschließen: 
§ 10 Absatz 2 der Satzung der BPtK 
wird wie folgt neu gefasst: 
(2) Ein Vorstandmitglied muss eine 
Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeutin oder ein Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeut sein, 
der/die zum Zeitpunkt der Wahl 
mindestens zu ¾ auf dem Gebiet 
der Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapie tätig ist. Dem Vorstand 
sollen mindestens ein in einem Be-
schäftigungsverhältnis tätiges Kam-
mermitglied und mindestens ein 
selbstständig tätiges Kammermit-
glied angehören. Dem Vorstand ge-
hören mindestens zwei Frauen und 
mindestens zwei Männer an. Unter 
den drei Positionen der Präsidentin/
des Präsidenten und der zwei Vize-
präsidentinnen/Vizepräsidenten 
müssen beide Geschlechter vertre-
ten sein. Abweichend von Satz 3 und 
Satz 4 gilt für die Zusammensetzung 
des Vorstandes die bis zum 18. No-
vember 2017 geltende Fassung des 
§ 10 Absatz 2 so lange fort, bis die 
laufende Amtszeit des gesamten 
Vorstandes erstmalig nach dem 
18. November 2017 ordentlich oder 
außerordentlich endet.“

Antrag Nr. 2 Quote Versammlungs-
leitung :
„Der DPT möge beschließen: 
§ 8 Absatz 2 der Satzung der BPtK 
wird wie folgt neu gefasst: 
„(2) Hierzu wählt die Bundesde-
legiertenversammlung aus dem 
Kreis der anwesenden Bundesde-
legierten eine/n Versammlungs-
leiter/in und zwei stellvertretende 
Versammlungsleiter/innen. Der Ver-
sammlungsleitung gehören mindes-
tens eine Frau und mindestens ein 
Mann an. Eine/r der drei Versamm-
lungsleiter/innen muss ein/e Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeut/
in sein. Diese/r muss mindestens zu 
¾ auf dem Gebiet der Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapie tätig 
sein. Die Amtszeit der Versamm-
lungsleitung beträgt vier Jahre. Nach 
Beendigung der Amtszeit führt sie 
die Geschäfte bis zur Wahl einer neu-
en Versammlungsleitung, die in der 
darauffolgenden Bundesdelegierten-

versammlung erfolgt, weiter.“

Antrag Nr. 3 Quote Wahlausschuss:
„Der DPT möge beschließen: 
§ 12 Absatz 4 der Satzung der BPtK 
wird wie folgt neu gefasst: 
„(4) Die Wahl wird durch einen Wahl-
ausschuss durchgeführt. Er besteht 
aus drei von der Bundesdelegierten-
versammlung gewählten Bundes-
delegierten. Dem Wahlausschuss 
gehören mindestens eine Frau und 
mindestens ein Mann an.“

Antrag Nr. 4 Quote Sonstige Aus-
schüsse:
„Der DPT möge beschließen: 
§ 20 Absatz 2 der Satzung der BPtK 
wird wie folgt neu gefasst: 
„(2) Die Ausschüsse bestehen aus 
mindestens 3 und höchstens 9 Mit-
gliedern. Mitglieder eines Ausschus-
ses müssen Mitglied einer Landes-
psychotherapeutenkammer sein, die 
Mitglied der Bundespsychotherapeu-
tenkammer ist. In den Ausschüssen 
sollen Frauen und Männer in glei-
chem Maße vertreten sein. Sie Die 
Ausschussmitglieder werden von der 
Bundesdelegiertenversammlung ge-
wählt und ggf. abberufen. Auf Antrag 
der Mehrheit der Bundesdelegierten 
aus der Berufsgruppe der KJP ist in 
einen Ausschuss ein/e Vertreter/in 
dieser Berufsgruppe zu wählen. Die-
se/r Vertreter/in muss mindestens zu 
¾ auf dem Gebiet der Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapie tätig sein. 
Abweichend von Satz 2 gilt für die 
Zusammensetzung der Ausschüsse 
die bis zum 18. November 2017 gel-
tende Fassung des § 20 Absatz 2 so 
lange fort, bis erstmalig nach dem 18. 
November 2017 die laufende Amts-
zeit des gesamten Ausschusses or-
dentlich oder außerordentlich endet.“

Antrag Nr. 5  Quote Kommissionen:
„Der DPT möge beschließen: 
§ 21 der Satzung der BPtK wird wie 
folgt neu gefasst: 
„Sowohl der Vorstand der Bundes-
psychotherapeutenkammer als auch 
die Bundesdelegiertenversammlung 
können zu Sachthemen und Arbeits-
gebieten Kommissionen bilden und 
Beauftragte berufen. In die Kommis-
sionen können auch Sachverständi-

ge berufen werden, die nicht Mitglied 
einer Psychotherapeutenkammer 
sind. Als Beauftragte können nur 
Mitglieder einer Psychotherapeuten-
kammer berufen werden, die Mitglied 
der Bundespsychotherapeutenkam-
mer ist. Protokolle und Arbeitsergeb-
nisse der Kommissionen werden 
dem Bundesvorstand vorgelegt. Die 
Bundesdelegiertenversammlung ist 
darüber zu informieren. Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeutinnen 
und Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten, die als Vertreter der 
Berufsgruppe der KJP in die Kom-
mission berufen werden, müssen 
mindestens zu ¾ auf dem Gebiet der 
Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapie tätig sein. In den Kommis-
sionen sollen Frauen und Männer in 
gleichem Maße vertreten sein. Ab-
weichend von Satz 6 gilt für im Zeit-
punkt des 18. November 2017 be-
stehende Kommissionen jeweils die 
bis zum 18. November 2017 geltende 
Fassung des § 21 so lange fort, bis 
erstmalig nach dem 18. November 
2017 die jeweilige Kommission neu 
zusammengesetzt wird.“

Antrag Nr. 6 Quote Finanzausschuss:
„Der DPT möge beschließen: 
§ 19 Absatz 1 und Absatz 2 der Sat-
zung der BPtK werden wie folgt neu 
gefasst: 
„(1) Jede Mitgliedskammer benennt 
ein Mitglied und eine/n Stellver-
treter/in für den Finanzausschuss. 
Unter diesen zwei Personen sollen 
beide Geschlechter vertreten sein. 
Abweichend von Satz 2 gilt für die 
Benennung nach Satz 1 die bis zum 
18. November 2017 geltende Fas-
sung des § 19 Absatz 1 so lange fort, 
bis erstmalig nach dem 18. Novem-
ber 2017 eine Mitgliedskammer ein 
neues Mitglied oder eine/n neue/n 
Stellvertreter/in benennt.“ 
(2) Der Finanzausschuss wählt eine/n 
Vorsitzende/n aus seiner Mitte. Ihr/
Sein Amt endet durch Verzicht, durch 
Beschluss der Mehrheit des Finanz-
ausschusses oder durch Abberufung 
aus dem Finanzausschuss.“

Antrag Nr. 7 Quote KJP- Vertreterin-
nen/ KJP- Vertreter im Länderrat:
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„Der DPT möge beschließen: 
§ 15 Absatz 2 der Satzung der BPtK 
wird wie folgt neu gefasst: 
„(2) Zeitgleich mit der Wahl des Vor-
stands und für die gleiche Amts-
zeit wählt die Bundesdelegierten-
versammlung auf Vorschlag der 
anwesenden Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeutinnen und 
-psychotherapeuten zwei Vertreter/
innen und deren Stellvertreter/innen 
aus deren Mitte, die mit beratender 
Stimme an den Sitzungen des Län-
derrates teilnehmen. Unter den Ver-
treter/innen und deren Stellvertre-
ter/innen sollen Frauen und Männer 
in gleichem Maße vertreten sein. 
Diese Vertreter/innen müssen zum 
Zeitpunkt der Wahl mindestens zu ¾ 
auf dem Gebiet der Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapie tätig sein. 
Die Mandate der Vertreterinnen und 

Vertreter der Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeutinnen und 
-psychotherapeuten im Länderrat 
enden bei Verzicht, mit eigenem Aus-
scheiden aus der Bundesdelegierten-
versammlung oder der Neuwahl des 
Vorstandes der Bundespsychothera-
peutenkammer. § 12 Abs. 3 Satz 3 gilt 
entsprechend.“

Aus der Begründung der Anträge:
Es ist an der Zeit, dass sich der DPT 
mit dem Thema der gendergerechten 
Gestaltung berufspolitischer Verhält-
nisse beschäftigt. Eine Ablehnung 
der vorgelegten Beschlüsse zur Quo-
tenregelung wäre für den gesamten 
Berufsstand inakzeptabel und kaum 
sachlich und inhaltlich  begründbar. 
Eine weitere Diskussion über In
strumente der Gleichstellung und der 
Repräsentanz von Frauen in den Län-

derkammern und auf Bundesebene 
ist notwendig. Daher wird  die AG 
auch den Antrag auf die Einrichtung 
einer Gleichstellungskommission 
stellen, die sich mit den erforder-
lichen Maßnahmen für die Umset-
zung der Beschlüsse beschäftigt  und 
weitere gendergerechte Implemen-
tierungsaktivitäten erarbeitet.

 �� Inge Neiser 
Mitglied für die PKS in der Bund-
Länder AG „Frauen in der Berufs-
politik“

Mitteilungen der Kammer

Weiterbildung in Systemischer Therapie  
und Gesprächspsychotherapie
Vertreterversammlung beruft Mitglieder der Prüfungsausschüsse

Nachdem die Weiterbildungsord-
nung mit der Veröffentlichung im 
FORUM Nr. 66 zum 01.09.2017 in 
Kraft getreten ist, hat die Vertreter-
versammlung in ihrer Sitzung am 
13.11.2017 für die beiden Weiter-
bildungsbereiche folgende Mitglie-
der für die Prüfungsausschüsse be-
stimmt: 
Prüfungsausschuss Gesprächspsy-
chotherapie: 
Sylvia Hübschen, Jochen Jentner, 
Sabine Leonhardt, Susanne Mün-
nich-Hessel, Michael Schwindling
Prüfungsausschuss Systemische 
Therapie: 
Irina Bayer, Bettina Fladung-Köhler, 
Peter Michael Glatzel, Dr. Rudolf Klein. 

Mindestens zwei Mitglieder des je-
weiligen Prüfungsausschusses müs-
sen über eine Weiterbildungsbefug-
nis für den zu prüfenden Bereich 
(Gesprächspsychotherapie/Systemi-
sche Therapie) verfügen (§ 11 Abs. 3 
WBO). Da die Weiterbildungsberei-
che neu eingeführt wurden, erfolgte 
die erstmalige Bestimmung der Mit-
glieder der Prüfungskommissionen 
nach § 15 (5) der Übergangsrege-
lungen der Weiterbildungsordnung 
(WBO). Danach ist es ausreichend, 
wenn mindestens zwei Mitglieder 
des Prüfungsausschusses für den zu 
prüfenden Bereich über eine nach 
Inhalt und Umfang gleichwertige 
Qualifikation verfügen wie nach den 

Anforderungen der WBO für Weiter-
bildungsbefugte dieses Bereiches er-
forderlich ist.

Vorgehen bei der Antragstel-
lung auf Berechtigung zur Füh-
rung der Zusatzbezeichnungen

Im letzten FORUM war angekündigt, 
dass es Formulare zur Antragstellung 
geben soll, um Antragstellung und 
Bearbeitung möglichst einfach zu ge-
stalten. Diese Absicht hätte aber mit 
sich gebracht, Qualifikationen be-
reits teilweise mit der Antragstellung 
anzuerkennen. Dem standen letztlich 
rechtliche Einwände entgegen, nach 
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denen den Entscheidungen der Kam-
mer nicht vorgegriffen werden darf. 
Im Unterschied zur Ankündigung im 
letzten FORUM wurden daher keine 
Antragsformulare erstellt.
Der Antrag auf Führung der Zusatz-
bezeichnungen kann formlos an die 
Kammer gestellt werden. Dabei soll-
te darauf geachtet werden, welche 
Anforderungen die WBO für die je-
weiligen Verfahren in den Abschnit-
ten B II (Systemische Therapie) und 
B III (Gesprächspsychotherapie) im 
Hinblick auf die nachzuweisenden 
Bestandteile der Weiterbildung (Nr. 
3 und Nr. 4 der Abschnitte B II/B III) 
stellt. Entsprechende Belege sind 
einzureichen. 

Übergangsregelungen

Innerhalb von Übergangsfristen 
können Anträge auf Führung einer 
Zusatzbezeichnung gemäß Para-
graph 5 WBO gestellt werden. Die 
Übergangsregelung nach § 15 Abs. 
1 besagt, dass Kammermitglieder, 
die vor Inkrafttreten der WBO einen 
Weiterbildungsgang in Systemischer 
Therapie oder Gesprächspsychothe-
rapie absolviert und eine in Inhalt 

und Umfang den Anforderungen in 
Abschnitt B entsprechende Qualifi-
kation erworben haben, auf Antrag 
die Anerkennung der Kammer erhal-
ten können, wenn die Weiterbildung 
gleichwertig ist. Den Anforderun-
gen der jeweiligen Weiterbildungen 
gleichwertige Nachweise sind dem 
Antrag beizufügen.
Weitere Übergangsregelungen sind 
in § 15 Abs. 2 - 6 definiert und be-
treffen z.B. bereits begonnene, aber 
noch nicht abgeschlossene Weiter-
bildungsgänge (Abs. 2) oder die 
Anerkennung von Weiterbildungs-
gängen, die in Weiterbildungsstätten 
stattgefunden haben, die noch nicht 
von der Kammer anerkannt sind 
(Abs. 4). Die letzte Regelung wird zu-
nächst die meisten Anträge betreffen, 
da die PKS nach Änderung der WBO 
bislang weder Weiterbildungsstätten 
in Systemischer Therapie noch in Ge-
sprächstherapie anerkannt hat.

Gebühren 

Die Ausstellung eines Weiterbil-
dungszertifikats ist gebührenpflich-
tig. Die PKS hat hierfür keine spe-
zielle Gebührenposition schaffen 

wollen. Unter Anwendung der be-
stehenden Gebührenordnung bleibt 
die Gebühr deutlich unter denen an-
derer Kammern: die Mindestgebühr 
beträgt 40 EUR und erhöht sich je 
nach Bearbeitungsaufwand um 40 
EUR/Stunde.

Zertifikat

Nach Prüfung des Antrags eines Mit-
glieds und Anerkennung der Führung 
zur jeweiligen Zusatzbezeichnung 
erstellt die Kammer ein Zertifikat in 
Form einer Urkunde. Diese Urkunde 
wird dem Antragsteller zusammen 
mit seinen Unterlagen zugesendet.

 � Michael  
Schwindling

In eigener Sache
Preisanpassung für Beilagen im FORUM

Werbebeilagen im FORUM sind 
sehr beliebt, bedeuten aber für die 
Geschäftsstelle einen enormen Auf-
wand. Auch die kontinuierlich ge-
stiegenen Produktions- und Versand-
kosten des FORUM sind ein Grund 
dafür, die gestiegenen Kosten ab Ja-
nuar 2018 teilweise an Werbekunden 
weiterzugeben.

Ab 1. Januar 2018 gelten daher fol-
gende Preise für Beilagen im FORUM:

–  bis 20 g: 200 €
–  21 bis 60 g: 250 € 
–  ab 61 g: nach Vereinbarung

Beilagen müssen dem Vorstand 
bis spätestens zum jeweiligen Re-
daktionsschluss digital oder in ge-
druckter Form vorliegen. Die Anzahl 
der kostenpflichtigen Beilagen pro 
Ausgabe wird auf maximal fünf be-
schränkt. Hier gilt das Eingangs-
datum.

Die Möglichkeit einer Anzeigenschal-
tung wird bislang seltener genutzt. 
Die Preise für Anzeigen bleiben 
gleich:

–  ganzseitig: 200 € 
–  halbseitig: 100 € 
– � Kleinanzeigen:  

für Nichtmitglieder: 30 €;  
für Kammermitglieder: kostenlos

 � Irmgard Jochum
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An- und Abmeldungen zu Veranstaltungen der PKS

Aktuelle Broschüren zur Befugniserweiterung  
der Psychotherapierichtlinien

Die Psychotherapeutenkammer des 
Saarlandes lädt regelmäßig zu kos-
tenlosen Veranstaltungen ein, zu 
welchen sich meist viele Mitglieder 
und Interessierte anmelden. Die ma-
ximale Teilnehmerzahl wird oftmals 
schnell erreicht und vielen Anfragen-
den kann die Teilnahme nicht bestä-
tigt werden.
In letzter Zeit passierte es häufig, 
dass bei ausgebuchten Veranstal-
tungen TeilnehmerInnen angemel-
det, aber nicht erschienen sind, und 

Mit dem GKV-Versorgungsstärkungs-
gesetz haben Psychotherapeutinnen 
und Psychotherapeuten wichtige Be-
fugnisse erhalten, die ihre Versorger-
rolle für psychisch kranke Menschen 
stärken. Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten können nun 
Krankenfahrten und Krankentrans-
porte sowie Soziotherapie und me-
dizinische Rehabilitation verordnen 
und Patienten wegen ihrer psychi-
schen Erkrankung zur stationären 
Behandlung in ein Krankenhaus ein-
weisen. Damit können Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten 
die Versorgung von Menschen mit 
psychischen Erkrankungen nun um-
fassender als vorher koordinieren.

Die BPtK hat hierzu Informations-
broschüren aufgelegt, die zu den 
Themen der Befugniserweiterung 
auf der Website der BPtK abgerufen 
werden können.

Praxis-Info Krankentransport
Seit dem 27.05.2017 ist die neue Kran-
kentransport-Richtlinie des Gemein-
samen Bundesausschusses in Kraft. 

somit viele Interessierte trotz freier 
Plätze nicht teilnehmen konnten.
Die Organisation und Durchführung 
solcher Veranstaltungen bedeutet für 
alle ehrenamtlich Tätigen und für die 
Geschäftsstelle einen großen Auf-
wand. Es ist bedauerlich, wenn die 
Veranstaltung trotz großem Interes-
se nur von wenigen Teilnehmern be-
sucht wird.
Bitte geben Sie uns daher Bescheid, 
wenn Sie sich zu einer Veranstaltung 
angemeldet haben aber nicht teil-

Damit können jetzt Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten 
neben einer Krankenhauseinwei-
sung auch den Krankentransport ver-
ordnen, wenn eine stationäre Kran-
kenhausbehandlung erforderlich 
ist. Dies gilt sowohl für die Einwei-
sung in ein Krankenhaus im Notfall 
als auch für die geplante stationäre 
Krankenhausbehandlung. Es können 
auch für Patienten mit Schwerbehin-
derung Krankenfahrten verordnet 
werden, damit sie Behandlungster-
mine in der ambulanten Psychothe-
rapie wahrnehmen können. 
Die vorliegende Praxis-Info gibt 
einen Überblick darüber, was bei 
einer Verordnung von 
Krankenfahrten und Krankentranspor-
ten zu beachten ist und welche Forma-
litäten hierfür zu erledigen sind. 

Praxis-Info Krankenhauseinweisung
Seit dem 7. Juni 2017 ist die neue 
Krankenhauseinweisungs-Richtlinie 
des Gemeinsamen Bundesausschus-
ses in Kraft. Sie regelt die Details der 
Verordnung stationärer Kranken-
hausbehandlung.

nehmen können – so geben Sie an-
deren Interessierten die Möglichkeit 
zu einer Teilnahme.

 � Sonja Werner

Damit können jetzt Notfalleinweisun-
gen aufgrund von akuter Selbst- und 
Fremdgefährdung als auch geplante 
Einweisungen, weil die ambulanten 
psychotherapeutischen Behand-
lungsmöglichkeiten nicht ausreichen 
direkt und unmittelbar durch die be-
handelnden Psychotherapeutinnen 
und Psychotherapeuten erfolgen. 
Die vorliegende Praxis-Info gibt auch 
hierzu umfassende und praxisnahe 
Informationen, was bei einer Kran-
kenhauseinweisung alles zu beach-
ten ist und welche Formalitäten hier-
für zu erledigen sind.

Praxis-Info Soziotherapie
Mit der Verordnungsfähigkeit der 
Soziotherapie wird Psychotherapeu-
tinnen und Psychotherapeuten ein 
hilfreicher Baustein für die ambulan-
te psychotherapeutische Behandlung 
von schwer psychisch kranken Men-
schen an die Hand gegeben. Durch 
eine soziotherapeutische Unterstüt-
zung ist es schwer psychisch kranken 
Menschen manchmal überhaupt erst 
möglich, eine/n niedergelassene/n 
Psychotherapeut/in aufzusuchen. 
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Die Broschüre erläutert anhand von 
Praxisbeispielen, wie Psychothera-
pie und Soziotherapie sich ergänzen 
und aufeinander aufbauen können 
und was bei der Verordnung von So-
ziotherapie zu beachten ist. Am 13. 
Dezember veranstaltet die Kammer 
eine Fortbildung zur Verordnung von 
Soziotherapie (siehe gesonderte Ver-

anstaltungsankündigung in dieser 
Ausgabe).
Die Broschüre zur Verordnung von 
medizinischer Rehabilitation bei 
psychischen und psychosomatischen 
Störungen ist gegenwärtig in der 
Endbearbeitung. Die PKS stellt alle 
Infobroschüren auf ihrer Website zur 
Verfügung.

Praxis-Info Psychotherapierichtlinie 
neu aufgelegt
Überarbeitet und auf den neusten 
Stand gebracht wurde die Praxis-Info 
Psychotherapierichtlinie, die umfas-
sende Informationen zu den neuen 
Psychotherapierichtlinien beinhaltet.

 � Inge Neiser

den Sie deshalb ein zu einer Infover-
anstaltung zum Thema

Soziotherapie – was ist das? 
Wer bietet das an und für wen?

Antworten auf diese und andere Fra-
gen erhalten Sie am
Mittwoch, den 13. Dezember 2017 
von 19 bis 21.15 Uhr
in der Geschäftsstelle der PKS, 
Scheidter Straße 124, 66123 Saar-
brücken.

Mit Diana Dintinger und Christian 
Geiger, Leiterin bzw. stellvertreten-
der Leiter der ambulanten Einglie-
derungshilfeangebote der sozio-

therapeutischen Angebote beim 
saarländischen Schwesternver-
band, stehen uns zwei kompetente 
und erfahrene AnsprechpartnerIn-
nen zur Verfügung. Sie werden in 
das Thema einführen, aus ihrer so-
ziotherapeutischen Arbeit im Saar-
land berichten und Ihre Fragen 
zum Thema beantworten.

Die Veranstaltung ist mit 3 Fortbil-
dungspunkten akkreditiert.

Bitte melden Sie sich zur besseren 
Planung bis zum 06.12.2017 ver-
bindlich an per E-Mail an 
kontakt@ptk-saar.de  oder  telefo-
nisch unter 0681-9 54 55 56.

13. Dezember 2017, 19.00 bis 21.15 Uhr  •  Geschäftsstelle der PKS

Einladung zur Infoveranstaltung  
zur Soziotherapie

Veranstaltung

Der Gemeinsame Bundesaus-
schuss (G-BA) hat mit seinem Be-
schluss vom 16. März 2017 die 
Verordnungsmöglichkeiten von 
Leistungen durch Psychologische 
PsychotherapeutInnen und Kin-
der- und Jugendlichenpsychothe-
rapeutInnen neu geregelt. Zu den 
Befugniserweiterungen für Psy-
chologische PsychotherapeutInnen 
und Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeutInnen gehört nun 
auch das Verordnungsrecht für So-
ziotherapie. Neben vielen anderen 
Indikationen kann Soziotherapie 
auch dazu dienen, die Inanspruch-
nahme von psychotherapeutischen 
Leistungen zu ermöglichen. Wir la-

Informationen für Mitglieder

Telematik
Wann?  Wie?  Was? – Oder viel Lärm um nichts?

Die Telematikinfrastruktur (TI) ist ein 
fast schon Jahrzehnte altes Mam-
mon-fressendes Mammut-Projekt: 
Alle Beteiligten im Gesundheits-

wesen, Ärzte, Psychotherapeuten, 
Krankenhäuser, Apotheken, Kran-
kenkassen sollen sich miteinander 
vernetzen. Die Kommunikation der 

einzelnen Akteure - wie elektronische 
Arztbriefe oder Telekonsile - soll nur 
noch online über die TI laufen.
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Psychotherapiehonorare –  
Enttäuschendes Urteil des Bundessozialgerichts

In den Urteilen vom 11.10.2017 hat 
das Bundessozialgericht (BSG) in 
Kassel die Beschlüsse des Bewer-
tungsausschusses zur Vergütung der 
psychotherapeutischen Leistungen 
grundsätzlich bestätigt. Insbesondere 
hält das Gericht die willkürliche Sys-
tematik der „Strukturzuschläge“ für 
rechtens, die die Kosten für die Ein-
stellung von Personal nur Praxen mit 
einem überdurchschnittlichen Um-
satz zuerkennt. Auch dass Praxen mit 
einer hälftigen Zulassung die Struk-
turzuschläge schon ab der 9. Sitzung 
und nicht wie bei  Praxen mit voller 
Zulassung  ab der 19. Sitzung pro Wo-
che erhalten, wurde bestätigt. Einer 
voll ausgelasteten psychotherapeu-
tischen Praxis sei nunmehr die Be-
schäftigung einer Sprechstundenhilfe 
möglich. Es sei auch zulässig gewe-
sen, dies mit Anreizen für eine Voll-
auslastung durch die o.g. Systematik 
der Strukturzuschläge zu verbinden.

Um was ging es?

Die Urteile ergingen in vier Revi-
sionsverfahren zur Honorierung 

der psychotherapeutischen Leistun-
gen der ärztlichen und psychologi-
schen PsychotherapeutInnen sowie 
Kinder- und Jugendlichenpsycho
therapeutInnen aus den Jahren 2011, 
2012 und folgende, die als Musterkla-
gen vor den Sozialgerichten gegen 
die Kassenärztlichen Vereinigungen 
Schleswig-Holstein und Hessen ge-
führt worden waren.

Klagegrund war der Beschluss des 
Erweiterten Bewertungsausschus-
ses vom 22. September 2015, der 
den Hauptanteil der Personalkosten 
in einen Strukturzuschlag verlagert, 
der anteilmäßig nur an die Praxen 
ausgezahlt wird, die genehmigungs-
pflichtige Psychotherapie in einem 
bestimmten Umfang erbringen. 
Strukturzuschläge werden danach 
erst ab einer Punktmenge für an-
trags- und genehmigungspflichtige 
Leistungen zugesetzt, die einer hälf-
tigen Vollauslastung entspricht. Der 
Personalkostenanteil wird also seit-
dem bei den PsychotherapeutInnen 
nicht, wie es ansonsten in jeder Arzt-
gruppe üblich ist, in die EBM Leis-
tung einbezogen. Damit werden glei-

che Leistungen jedoch nicht mehr 
gleich vergütet.

BSG weicht von seiner bisheri-
gen Rechtsprechung ab

Bisher ging das BSG davon aus, dass 
jeder Praxis, unabhängig von ihrem 
Umsatz, eine Mindestvergütung pro 
Sitzung zusteht, in die eine bestimm-
te Mindestausstattung an Personal 
eingerechnet ist. 

Die mit der Reform der Psycho-
therapie-Richtlinie durch das GKV-
Versorgungsstärkungsgesetz neu 
eingeführten Leistungen wie die tele-
fonische Erreichbarkeit, die psycho-
therapeutische Sprechstunde und die 
Akutbehandlung erfordern aber von 
jeder Praxis neue Praxisstrukturen 
mit einem erhöhten Einsatz von Per-
sonal.  Wenngleich das Gericht einen 
geringen Korrekturbedarf bei der Ver-
gütung der genehmigungspflichtigen 
Leistungen 2011 und ab 2012 rückwir-
kend zugestanden und dem Bewer-
tungsausschuss die Neubewertung 
dieser Leistungen prospektiv verord-

Die Geburt dieses teuren Wunder-
kindes ist allerdings schon vielfach 
vertagt worden. Zuletzt sollten bis 
zum 1. Juli 2018 alle Praxen an die 
TI angeschlossen sein und als erste 
Anwendung das Versichertenstamm-
datenmanagement (VSDM) durch-
führen können. 
Strafen, wenn man in seiner eigenen 
Zeitplanung ebenso unzuverlässig 
ist wie das Projekt selbst, stehen na-
türlich unverrückbar fest: Nach dem 
Gesetz droht Vertragsärzten und Ver-
tragspsychotherapeuten eine Hono-

rarkürzung von pauschal 1 %, wenn 
sie nicht ab dem 1. Juli 2018 VSDM 
durchführen.

Aber Entwarnung: Inzwischen hat der 
Gesetzgeber signalisiert, diese Frist 
auf den 31.12.2018 zu verschieben.

Unsere KV ist bemüht, alle Informa-
tionen zu diesem in jeder Hinsicht 
schwierigen und kostenintensiven 
Thema zusammenzustellen und zu 
erklären. Schauen Sie auf die Home-
page https://www.kvsaarland.de, 

Suchwort Telematik. Dort finden Sie 
alles, was Sie zu diesem Thema brau-
chen.

 � Ilse Rohr 
Vorsitzende des Ausschusses 
Ambulante Versorgung
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net hat, überrascht und enttäuscht 
diese Auffassung des BSG.

Fazit:

Die schriftliche Urteilsbegründung 
stand zum Zeitpunkt der Druckle-
gung noch aus. Diese wird genau 
zu analysieren sein. Fest steht je-
doch, dass die gesetzlichen Voraus
setzungen zur Vergütung der Psycho-
therapie dringend verbessert werden 
müssen. Die bisherige Vorschrift zur 

„angemessenen Vergütung“ psycho-
therapeutischer Leistungen in § 87 
Abs. 2c Sozialgesetzbuch V (SGB V) 
erscheint unzureichend. Nach dem  
Zi-Praxis-Panel 2015, das die Kosten- 
und Versorgungsstrukturen in den 
Praxen niedergelassener ÄrztInnen 
und PsychotherapeutInnen unter-
sucht, sind ärztliche, psychologische 
PsychotherapeutInnen und Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeu-
tInnen wieder trauriges Schlusslicht 
in der Vergütung.

https://www.zi-pp.de/pdf/ZiPP_Jah-
resbericht_2015.pdf

https://www.aerzteblatt.de/nachrich-
ten/81842/Strukturzuschlag-nur-fuer-
stark-ausgelastete-psychotherapeu-
tische-Praxen
. Aktenzeichen : B 6 KA 8/16 R; B 6 
KA 35/17 R; B 6 KA 36/17 R; B 6 KA 
37/17 R)
 

 � Susanne Münnich-Hessel

Möglichkeiten und Grenzen der Verbesserung  
der (ambulanten) neuropsychologischen Versorgung
Zur Notwendigkeit von Änderungen der Weiterbildungsordnung 
„Neuropsychologie“ und weiterer Initiativen

Neumann-Zielke, L., Borchers, S., 
Eisele, V., Emering, M., Grahneis, R., 
Kirsch, A., Kuhn, C., Ross, S. & Wei-
cherding, H.1

Einleitung

Die ambulante neuropsychologische 
Versorgung hirngeschädigter Patien-
ten ist in vielen Regionen der Bun-
desrepublik Deutschland nicht zu-
friedenstellend. Mohr & John (2017) 
problematisieren in ihrem Beitrag 
aufgrund ihrer Erfahrungen die ak-
tuelle Versorgung im Saarland. Um 
die Versorgungsbedingungen ver-
bessern zu können, bedarf es einer 
Beschreibung und Bewertung der 
Rahmenbedingungen und Ursachen 
dieses eklatanten Missstandes. Nach 
einer solchen Analyse der aktuellen 
Situation sollen abschließend Lö-
sungsvorschläge aufgezeigt und dis-
kutiert werden.

1  Der Kreis der Autoren setzt sich weitgehend aus 
Neuropsychologinnen zusammen, die Mitglieder der 
kammeranerkannten Intervisionsgruppe „GNP-Re-
gionalgruppe Saar“ sind. 

Neuropsychologen im deut-
schen Gesundheitswesen

Im Jahr 1986 gründete sich in Deutsch-
land die Gesellschaft für Neuropsy-
chologie [GNP]. In dieser Zeit war 
die bereits mehrere Jahrzehnte dau-
ernde Diskussion um die Konstituie-
rung eines psychotherapeutischen 
Heilberufs im vollen Gange. Der 
vielschichtige und langjährige Pro-
zess, der zur Einbindung der Neuro-
psychologie in die Berufsgruppe der 
Psychologischen Psychotherapeuten 
und Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten und in die Aufnahme 
des Leistungskatalogs der Gesetz-
lichen Krankenkassen führte, findet 
sich ausführlich bei Neumann-Zielke 
(2012) zusammengefasst. Seit 2011 ist 
die ambulante neuropsychologische 
Diagnostik und Therapie auch in der 
Gesetzlichen Krankenversicherung 
in den Händen eines nicht-ärztlichen 
Heilberufs. Diese Integration der 
Neuropsychologie in die Psychothe-
rapie sichert die Stellung der Neuro-
psychologie sowohl gegenüber den 

ärztlichen Kolleginnen2, wie auch 
gegenüber den Heilhilfsberufen und 
hier vor allem der Ergotherapie ab. 
Das Tätigkeitsfeld „Neuropsycholo-
gie“ steht den Approbationsberufen 
Ärzten und Psychologischen Psycho-
therapeuten in der Weise gleichsam 
offen, dass sie über klar definierte 
Qualifikationen verfügen müssen. 
Ärztlicherseits war der „Verhaltens-
neurologe“ eine Konzeption für eine 
dem Neuropsychologen analoge Wei-
terbildungsanforderung, welche sich 
nicht durchsetzen konnte.

Im stationären Bereich finden sich 
weiterhin approbierte und nicht ap-
probierte Kolleginnen, wenn auch 
ein erheblicher Teil approbierter 
Neuropsychologen seit 2011 die Kli-
niken verlassen hat, um sich nieder-
zulassen, ohne dass dazu genaue 
Daten vorliegen. Nicht-approbierte 
Neuropsychologen des Fachverban-

2  Bei allen Bezeichnungen, die auf Personen be-
zogen sind, meint die gewählte Formulierung beide 
Geschlechter, auch wenn aus Gründen der leichteren 
Lesbarkeit die weibliche oder männliche Form Ver-
wendung findet.
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des GNP erfüllen über das von ihnen 
absolvierte Curriculum entsprechen-
de Voraussetzungen (vgl. GNP 2007), 
wie sie die approbierten Neuropsy-
chologen auf der Basis der Muster-
weiterbildungsordnung (vgl. BPtK 
2017) absolvieren. Das Miteinander 
approbierter und nicht-approbierter 
Neuropsychologen spiegelt sich in 
der Zusammensetzung der Mitglie-
der des neuropsychologischen Fach-
verbandes wider (vgl. GNP 2016). Die 
GNP vertritt gut 1.500 Mitglieder von 
denen 55,78 % über das Zertifikat 
„Klinischer Neuropsychologe (GNP)“ 
verfügen. Die Verteilung approbierter 
und nicht approbierter Verbandsmit-
glieder mit dieser Qualifikation ist in 
etwa paritätisch (27,09 % zu 28,69 %). 
98,49 % der approbierten GNP-Mit-
glieder sind als „Klinische Neuro-
psychologen (GNP)“ zertifiziert, wäh-
rend 43,64 % der nicht-approbierten 
GNP-Mitglieder über das Zertifikat 
verfügen. Weitere 12 % dieser nicht-
approbierte GNP-Mitglieder streben 
den Abschluss als „Klinische Neuro-
psychologen (GNP)“ an. 

80,09 %  aller bislang durch den 
Fachverband zertifizierten Neuropsy-
chologen sind derzeit Mitglied in der 
GNP. Mit den aktuell in Weiterbildung 
befindlichen Kolleginnen ist eine Ver-
größerung der Gruppe zertifizierter 
und nicht-approbierte Kolleginnen 
zu erwarten, so dass in den nächs-
ten drei Jahren die Anzahl Klinischer 
Neuropsychologen (GNP), welche 
nur den Kliniken und nicht für die 
ambulante Versorgung über die Ge-
setzliche Krankenversicherung zur 
Verfügung stehen, bundesweit von 
derzeit gut 600 auf über 800 Neuro-
psychologen ansteigen kann. Die An-
zahl der gleichzeitig die Approbation 
anstrebenden Kolleginnen ist bei der 
Datenlage nicht abschätzbar.

Weiterbildung „Neuropsycholo-
gie“ und ambulante Versorgung 
in der Gesetzlichen Krankenver-
sicherung [GKV]

Die Anerkennung als eine im deut-
schen Gesundheitswesen regulär ab-
rechnungsfähige diagnostische und 

therapeutische Leistung begann mit 
der Einstufung der Neuropsycholo-
gie als wissenschaftlich anerkanntes 
Psychotherapieverfahren (vgl. Wis-
senschaftliche Beirat Psychotherapie 
[WBPt] 2000, 2008). Dies stellte gleich-
zeitig eine Voraussetzung dar, neuro-
psychologische Leistungen einem 
akademischen Heilberuf zuzuordnen. 
Zur Festlegung von Qualifikationsan-
forderungen für neuropsychologische 
Behandler im psychotherapeutischen 
Heilberuf legte die Bundespsycho-
therapeutenkammer 2006 erstmals 
in der Musterweiterbildungsordnung 
die erforderlichen Kriterien fest, wel-
che in den folgenden Jahren von 
Landespsychotherapeutenkammern 
in den jeweiligen Weiterbildungs-
ordnungen aufgegriffen wurden. Die 
Saarländische Psychotherapeuten-
kammer [PKS] regelte in 2010 die 
Grundlagen für die Weiterbildung im 
Bereich Neuropsychologie mit der 
entsprechenden Weiterbildungsord-
nung [WBO]. Am 24.11.2011 erfolgte 
schließlich die formale Einbindung 
neuropsychologischer Leistungen in 
die Gesetzliche Krankenversicherung 
(vgl. GBA 2011). Die neuropsychologi-
sche Behandlung gilt seither als „Kas-
senleistung”.

Die saarländische Weiterbildungs-
ordnung sieht entsprechend der da-
mals gültigen Musterweiterbildungs-
ordnung neben einem theoretischen 
Ausbildungsblock über mindestens 
400 Stunden auch eine zweijährige 
klinische Tätigkeit vor. Diese „… ist 
mindestens ein Jahr in zur Weiter-
bildung befugten stationären Ein-
richtungen der Neurologie oder 
Neurologischen Rehabilitation abzu-
leisten“ (PKS 2010, S. 10). Die Erfah-
rungen in der Umsetzung der WBO 
bestätigten bereits frühere kritische 
Diskussionen darüber, dass die kli-
nische Zeit ein Nadelöhr in der Qua-
lifizierung von jungen Kolleginnen 
für die Neuropsychologie darstellt. 
Vor diesem Hintergrund weichte die 
Bundespsychotherapeutenkammer 
die Anforderungen im Jahr 2014 
hin zu folgender Formulierung auf: 
„Während dieser zwei Jahre soll ein 
breites Spektrum von Erkrankungen 
und Verletzungen behandelt werden, 

die Hirnfunktionsstörungen zur Fol-
ge haben“ (BPtK 2014).

2017 – Aktueller Stand der 
neuropsychologischen Versor-
gung

Die Behandlung neuropsychologi-
scher Patienten unter einer Vielzahl 
neurologischer Störungsbilder er-
folgt in Deutschland nach der Akut-
phase (Phase A) in unterschiedlichen 
Reha-Phasen (vgl. BAR 1995, An-
lage 1, S. 16). An diese Phasen B-E 
schließt sich, falls notwendig, eine 
ambulante Therapie an. Je nach Stö-
rungsausmaß können Phasen über-
sprungen oder aufgrund fehlender 
Reha-Potenziale nicht erreicht wer-
den, so dass die rehabilitative För-
derung abgebrochen wird. Diese 
Patienten werden schließlich zumeist 
durch Angehörige oder in Pflegehei-
men weiter versorgt.

Klinische Neuropsychologen arbei-
ten in allen neurologischen Phasen 
und in der ambulanten Versorgung. 
In den stationären Phasen A bis D 
erfolgt die Behandlung der Patien-
ten interdisziplinär in Teams aus 
Physio-, Ergotherapeuten, Logopä-
den, Sozialarbeitern, Pflegekräften 
und Ärzten. Die Wechselspiele zwi-
schen körperlichen, motorischen und 
(neuro-) psychologischen Prozessen 
beim Patienten und systemischen 
Abläufen zwischen dem Hirngeschä-
digten, den Angehörigen und dem 
Behandlungsteam stellen täglich 
neue Herausforderungen. Die Viel-
falt innerhalb der unterschiedlichen 
neuropsychologischen Störungs-
bilder ist über die Spanne von der 
Akutklinik oder Frühreha bis zur am-
bulanten Behandlung so groß, dass 
ausschließliche Kenntnisse über 
Störungsprofile unter ambulanten 
Bedingungen keine ausreichenden 
Kompetenzen in der Behandlung 
früher Störungsmuster vermitteln. 
Bis heute ist die Nachfrage an appro-
bierten wie auch nicht approbierten 
Neuropsychologen in den Kliniken 
ungebrochen groß. An der durch die 
Gesetzliche Krankenversicherung 
getragenen ambulanten Versorgung 
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können aufgrund der beschriebe-
nen rechtlichen Rahmenbedingun-
gen nur approbiert weitergebildete 
Neuropsychologen teilnehmen.

Wie Mohr & John (2017) in ihrem Bei-
trag zur ambulanten neuropsycholo-
gischen Therapie ausführen, liegen 
aktuelle Engpässe in der Versorgung 
hirngeschädigter Patienten vor allem 
in einem Mangel an Nachwuchs ap-
probierter Neuropsychologen be-
gründet. Die Autoren diskutieren 
über das Potenzial nicht-approbierter 
in den Kliniken arbeitender „gut aus-
gebildeter“ Neuropsychologen, als 
hätten diese den aktuellen Notstand 
in der ambulanten Versorgung ver-
hindern können. Gemäß der oben 
dargelegten Zahlen zu den nicht-ap-
probierten Neuropsychologen hätte 
jedoch ein Wechsel von Kolleginnen 
aus dem stationären Bereich in die 
Ambulanz, einen Mangel in den Kli-
niken zur Folge. Ungeachtet unter-
schiedlicher Bewertungen des stei-
nigen Weges zur Entwicklung der 
Neuropsychologie in Deutschland 
bleibt eine massive Unterversorgung 
hirngeschädigter Patienten vor allem 
im ambulanten Bereich zu beklagen. 

Gründe für den Nachwuchs-
mangel im Bereich Neuropsy-
chologie

Informiertheit über berufliche Pers-
pektiven
Zumindest seit dem Ende der 90er 
Jahre besteht ein Mangel an Transpa-
renz gegenüber dem studentischen 
Nachwuchs, was es gesundheitspoli-
tisch bedeutet, als nicht-approbier-
ter Neuropsychologe tätig zu sein. 
Im Vergleich zum Weg über die Ap-
probation ist die Entscheidung, ein  
Zertifikat der Gesellschaft für Neuro-
psychologie zu erwerben, deutlich 
kostengünstiger. Doch engt dieser 
Weg die späteren beruflichen Ent-
scheidungsmöglichkeiten dieser Kol-
leginnen wesentlich ein (vgl. Tab. 1 
„Arbeitsformen von Diplom-Psycho-
logen in der Klinischen Neuropsy-
chologie”, Neumann-Zielke 2012). Die 
schlechte Informationslage an den 
Universitäten hinsichtlich der Be-

rufschancen von Studierenden der 
Psychologie im Anschluss an ihr Stu-
dium betrifft in ähnlicher Weise alle 
klinischen Berufsfelder und damit 
auch die Ausbildung zum Psycholo-
gischen Psychotherapeuten. 

Kosten für Träger von Weiterbil-
dungsstellen
Für eine Qualifikation von Neuropsy-
chologen auf einem angemessenen 
Niveau sind praktische Erfahrungen 
in Kliniken dringend erforderlich. Da-
für fehlt es an qualifizierten Einrich-
tungen, die bereit sind, regelmäßig 
entsprechende Stellen mit Weiter-
bildungskandidaten zu besetzen. Die 
Vorhaltung von Weiterbildungsstel-
len ist aufgrund der hohen Kosten 
für die Kliniken nicht attraktiv: Ge-
halt zuzüglich Kostenzuschüsse und 
Dienstfreistellung für die Theoriever-
anstaltungen, Zeiten für die Praxis-
anleitung und Supervision. 
Die Absolvierung der Weiterbildung 
im ambulanten Sektor etablierte sich 
nicht besser als im stationären Be-
reich und stellt neuropsychologische 
Praxen vor ähnliche Probleme wie 
Kliniken, weil die Einnahmenseite für 
die Einstellung von Kolleginnen in 
Weiterbildung nicht geregelt und die 
Kostenseite entsprechend den Aus-
führungen zuvor deutlich erhöht ist. 

Zeitaufwand nach dem Studium
Wie Mohr & John (2017) treffend 
darstellen, ist der Zeitaufwand für 
junge Berufseinsteiger, um später 
nach der Approbation neuropsy-
chologisch arbeiten zu dürfen, nicht 
zumutbar. Das saarländische Heil-
berufekammergesetz [SHKG] engt 
die Anerkennungsmöglichkeiten 
der vor der Approbation erbrachten 
Weiterbildungsleistungen stark ein. 
Damit kumulieren die Zeiten der 
unterschiedlichen Aus- und Weiter-
bildungsabschnitte.

Entgelt für die Weiterbildungskandi-
daten
Zur Entkräftung des finanziellen Ar-
guments für Entscheidungen gegen 
den Weg in die Neuropsychologie mit 
Approbation sind grundsätzlich, d.h. 
in Kliniken und im ambulanten Be-
reich, ausreichend gut bezahlte Stel-

len erforderlich. In tariflich gebunde-
nen Institutionen ist dies bislang nur 
schwer möglich, eine faire Bezahlung 
zu erhalten, weil ein Weiterbildungs-
kandidat nach der Approbation mit 
beginnender Weiterbildung entspre-
chend wie ein Psychologischer Psy-
chotherapeut bezahlt werden muss. 
Da Heilberufekammergesetze eine 
Approbation als absolute Vorausset-
zung vor dem Start der Weiterbildung 
fordern, verschärfen sie in der Wech-
selwirkung mit Tarifverträgen (z.B. 
TVöD) die Situation, so dass Kliniken 
sich schwer tun, entsprechende Stel-
len einzurichten.

Wenn auch das weiter unten be-
schriebene „rheinlandpfälzische 
Modell“ Synergieeffekte innerhalb 
der praktischen Aus- und Weiterbil-
dungsabschnitte erreicht und damit 
die jungen Kolleginnen zeitlich ent-
lastet, so sichert es diese finanziell 
nicht ab. Vielmehr können die Klini-
ken solche Weiterbildungsstellen für 
zu diesem Zeitpunkt noch „nicht ap-
probierte“ Kolleginnen sehr niedrig 
dotieren, was die Entscheidung für 
die Neuropsychologie auf der Basis 
der Approbation gleichzeitig weniger 
attraktiv macht. 

Modelle finanzieller Absicherun-
gen der Weiterbildung in Neuro-
psychologie

Wie im Abschnitt zuvor dargestellt, ist 
die unzureichende finanzielle Einnah-
mesituation von jungen psychothera-
peutischen Kolleginnen, die sich für 
eine Weiterbildung in Neuropsycho-
logie auf der Basis der Approbation 
entscheiden wollen, wesentlich mit-
verantwortlich für die Versorgungs-
engpässe hirngeschädigter Patienten 
im ambulanten Bereich. Der neuro-
psychologische Nachwuchs  muss 
sich in seiner Klinikzeit mit reduzier-
ten Gehältern bis hin zum Mindest-
lohn zufrieden geben bei gleichzeitig 
hohen Kosten für die Weiterbildung. 
Ein Weiterbildungsstellenmangel und 
die nicht tragbaren finanziellen Be-
dingungen für die Berufsanfänger 
tragen wesentlich dazu bei, dass sich 
nicht genügend Nachwuchs für die 
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Niederlassung als Neuropsychologe 
entscheidet.

Im Rahmen der in den letzten Jah-
ren forciert vorangetriebenen Novel-
lierung des Psychotherapeutenge-
setzes (vgl. Bundesministerium für 
Gesundheit [BMG] 2017) wird auch 
die Notwendigkeit zur Regelung der 
zukünftigen Finanzierung des Weiter-
bildungsabschnitts nach dem wahr-
scheinlich mit der Approbation ver-
bundenen Masterstudienabschluss 
diskutiert. Dies kann eine Chance 
sein, gleichzeitig auf die Missstän-
de in der ambulanten neuropsy-
chologischen Versorgung und den 
Weiterbildungsbedingungen hinzu-
weisen, um entsprechend die Wei-
terbildungsstrukturen für die Neuro-
psychologie zu verbessern.

Die wichtigsten dabei in Frage kom-
menden bereits bekannten finan-
ziellen Möglichkeiten seien hier kurz 
dargestellt (vgl. Walendzik & Wasem 
2017):
Das GKV-Versorgungsstärkungs-
gesetz fügte den §75a in das SGB V 
ein. Dies sieht bereits für Ärzte eine 
Förderung ambulanter Weiterbildun-
gen (sog. WB-Assistenz, vgl. Kassen-
ärztliche Vereinigung Bayern 2017) 
vor. Fördermittel können demnach 
gewährt werden, wenn die jeweilige 
Kassenärztliche Vereinigung und die 
Krankenkassen eine Vereinbarung 
getroffen haben, auf welchem Gebiet 
und für welche Arztgruppe Förder-
bedarf besteht (vgl. Hartmannbund 
2016). Dies hat gemäß § 75a SGB V 
die Grundlage in einer Vereinbarung 
(vgl. Kassenärztliche Bundesvereini-
gung 2016a) zwischen der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft [DKG], der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung 
[KBV] und dem Spitzenverband Bund 
der Krankenkassen [GKV-Spitzenver-
band] auf Bundesebene. Den Auto-
ren sind mehrere Fälle bekannt, in 
denen Weiterbildungskandidatinnen 
im Bereich Neuropsychologie durch 
die Kassenärztliche Vereinigung ent-
sprechende Fördermittel erhalten. 
Vor dem Hintergrund der beschrie-
benen gravierenden ambulanten 
Unterversorgung sollten die Kassen-
ärztlichen Vereinigungen im Rahmen 

ihres Sicherstellungsauftrags gegen-
über ihren Versicherten (SGBV §75) 
stärker in die Verantwortung genom-
men werden, diese Förderprogram-
me auch für Neuropsychologen zu 
öffnen. Ferner könnte in der Phase 
der ambulanten Weiterbildung eine 
Finanzierung über die analoge Nut-
zung der Abrechnungsmöglichkeiten 
von Ambulanzen an Ausbildungs-
stätten gemäß §117 Abs. 3 und §120 
Abs. 2 SGB V erfolgen (vgl. Walend-
zik & Wasem 2017, S. 72).

Dringend ist die Integration der 
Weiterbildung von Psychologischen 
Psychotherapeuten und Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten in 
Tarifverträgen einzufordern. Dabei 
könnte die Finanzierung von Neuro-
psychologen in Weiterbildung ana-
log zur Förderung der ärztlichen 
Weiterbildung (Kassenärztliche Bun-
desvereinigung 2016b) erfolgen und 
entsprechend den dort politisch der-
zeit geforderten Verbesserungen 
über die Krankenkassen finanzierbar 
sein. So fördern Krankenkassen die 
ärztliche Weiterbildung auf der Ba-
sis des §75a SGB V in zugelassenen 
Krankenhäusern (vgl. Walendzik & 
Wasem 2017, S. 75). 
Die Entwicklung günstigerer Stan-
dards zur Durchführung von Wei-
terbildung in Neuropsychologie  
könnte über die Einbeziehung der 
unterschiedlichen Vertragspartner 
im Gesundheitswesen, wie der Kas-
senärztlichen Vereinigung [KV], der 
Saarländischen Krankenhaus Gesell-
schaft [SKG], dem Spitzenverband 
der gesetzlichen Kranken- und Pfle-
gekassen [GKV] oder dem Verband 
der Ersatzkassen [vdek] erfolgen. 

Strukturelle Erleichterungen 
hinsichtlich der Organisation 
der Weiterbildung

Die Attraktivität, eine Weiterbildung 
in Klinischer Neuropsychologie zu 
absolvieren, ließe sich auch über 
Anpassungen in der Weiterbildungs-
ordnung steigern. Dabei sollte die 
praktische Umsetzung der bestehen-
den Anforderungen für junge Kolle-
ginnen erleichtert werden, ohne die 

Qualität zu senken.

Verkürzung der Weiterbildungszeit 
durch Synergieeffekte
Nach dem Diplom- oder Master-
studium in Psychologie fordert die 
Ausbildung zum Psychologischen 
Psychotherapeuten oder Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten 
mindestens drei Jahre in Vollzeit. Da-
von sind 1,5 Jahre als sog. praktische 
Tätigkeit3 (vgl. Bundesministerium 
für Justiz und Verbraucherschutz 
2016) zu erbringen. Eine anschlie-
ßende neuropsychologische Wei-
terbildung erfordert in praktischer 
Hinsicht mindestens einen Zeitraum 
von zwei Jahren und schließt mit der 
Erlaubnis ab, eine entsprechende Zu-
satzbezeichnung zu führen.
Ein Blick in das benachbarte Bundes-
land Rheinland-Pfalz zeigt, wie sich 
Synergieeffekte erzielen lassen (vgl. 
Albs-Fichtenberg et al. 2008): Die 
600 Stunden an einer „von einem 
Sozialversicherungsträger anerkann-
ten Einrichtung“ können in einer 
neurologischen Schwerpunktklinik 
erbracht werden, so dass mindes-
tens ein halbes Jahr Weiterbildungs-
zeit eingespart werden kann. (In der 
mittlerweile wiederholt überarbei-
teten rheinlandpfälzischen Weiter-
bildungsordnung ist dafür §4 Abs. 74 

3  § 2 Praktische Tätigkeit
... 
(2) Die praktische Tätigkeit umfasst mindestens 
1.800 Stunden und ist in Abschnitten von jeweils 
mindestens drei Monaten abzuleisten. Hiervon sind 
1. mindestens 1.200 Stunden an einer psychiat-
rischen klinischen Einrichtung, die im Sinne des 
ärztlichen Weiterbildungsrechts zur Weiterbildung 
für Psychiatrie und Psychotherapie zugelassen ist 
oder die von der nach § 10 Abs. 4 Psychotherapeu-
tengesetz zuständigen Behörde als gleichwertige 
Einrichtung zugelassen wird, und 
2. mindestens 600 Stunden an einer von einem 
Sozialversicherungsträger anerkannten Einrichtung 
der psychotherapeutischen oder psychosomatischen 
Versorgung, in der Praxis eines Arztes mit einer 
ärztlichen Weiterbildung in der Psychotherapie oder 
eines Psychologischen Psychotherapeuten  

4  WBO der PTK-RLP (2016): § 4 Abs. 7: „Hat ein 
Psychotherapeut Tätigkeitszeiten und/oder Tätigkeits-
inhalte während seiner Ausbildung zum Psycho-
logischen Psychotherapeuten gemäß der Ausbil-
dungs- und Prüfungsverordnung für Psychologische 
Psychotherapeuten vom 18. Dezember 1998 (BGBl. 
I S. 3749) bzw. zum Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeuten gemäß der Ausbildungs- und Prüfungs-
verordnung für Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeuten vom 18. Dezember 1998 (BGBl. I S. 
3761) an einer von einer Psychotherapeutenkammer 
anerkannten entsprechenden Weiterbildungsstätte 
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verantwortlich, der entsprechend in 
die saarländische Weiterbildungsord-
nung übernommen werden könnte. 
Die WBO der Psychotherapeutenkam-
mer des Saarlandes macht auch ohne 
eine solche Änderung eine teilweise 
Anerkennung von Ausbildungszeiten 
auf die Weiterbildung möglich.

In der Diskussion um die Angemes-
senheit dieses Vorschlags ist fol-
gender Hintergrund maßgeblich: 
Ärztliche Kolleginnen haben die Mög-
lichkeit, eine Weiterbildungszeit für 
unterschiedliche Facharztabschlüsse 
nutzen zu können. Dieses Recht soll-
te entsprechend den beiden jungen 
psychotherapeutischen Heilberufen 
eingeräumt werden, weil sie auch mit 
der Fachkunde auf Facharztniveau ab-
schließen (Eintragung in das Arztre-
gister), was nach ärztlichem Verständ-
nis das Ende einer „Weiterbildung“ 
darstellt. Dass bei Psychotherapeu-
ten dieser Qualifikationsschritt als 
„Ausbildung“ bezeichnet wird, liegt 
in den mit der ärztlichen Laufbahn 
nicht-vergleichbaren Studien-, Aus-
bildungs- und Weiterbildungsgän-
gen begründet. Die Psychologischen 
Psychotherapeuten und Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten in 
Ausbildung erhalten bislang von 
ihrer jeweiligen Ausbildungsleitung 
des Instituts eine eingeschränkte Be-
handlungserlaubnis, damit diese Kol-
leginnen ihre praktischen Fälle über 
die Gesetzliche Krankenversicherung 
ambulant abrechnen können. Von die-
sem Zeitpunkt an sollte zumindest die 
Praxiszeit der Ausbildung bei entspre-
chendem Tätigkeitsfeld auch für eine 
Weiterbildung anrechenbar sein.

Flexibilisierung in der Anerkennung 
von Weiterbildungsstätten
Für die Erlangung einer fundierten 
Ausbildung in Klinischer Neuropsy-
chologie spielen die besonderen An-
forderungen im Rahmen einer Klinik-
tätigkeit eine wesentliche Rolle. Der 
Tatsache, dass zu wenige Weiterbil-
dungsstellen in Kliniken angeboten 
werden, hat die Bundespsychothe-

nachgewiesen, die den formalen und inhaltlichen An-
forderungen dieser Weiterbildungsordnung genügen, 
so können diese auf die Weiterbildung angerechnet 
werden”.

rapeutenkammer im Jahr 2014 mit 
ihrer Änderung des Passus’ 4 im 
Abschnitt B zum Bereich Klinische 
Neuropsychologie Rechnung getra-
gen. Damit rücken die Anforderun-
gen von einer Unterscheidung zwi-
schen ambulanten und stationären 
Weiterbildungsstätten ab und stellen 
stärker qualitative Ansprüche in den 
Vordergrund (vgl. BPtK 2017, S.16).

Darüber hinaus stärkte die Bun-
despsychotherapeutenkammer die 
Möglichkeiten der Weiterbildungs-
kandidatinnen, im Verlauf der zwei 
Jahre zwischen unterschiedlichen 
Weiterbildungsstätten zu wechseln. 
Sie regelt in §3 Abs. 7 die Anerken-
nungsfähigkeit bislang erlangter 
Qualifikationen (vgl. BPtK 2017, S. 6). 

Zusammenfassung, was es zu 
tun gilt:

– � Universität, Fach- und Berufsver-
bände sowie die Psychotherapeu-
tenkammern haben die dringende 
Aufgabe, junge Kolleginnen über 
die Perspektiven des neuropsycho-
logischen Tätigkeitsfelds umfas-
send zu informieren. Das könnte 
in Informationsveranstaltungen 
für Studierende an der Universität 
geschehen, zu denen Neuropsy-
chologen aus unterschiedlichen 
Bereichen der klinischen Praxis ein-
geladen werden. Für dort bereits 
motivierte Interessenten, könnten 
Kolleginnen aus der Praxis ein Coa-
ching anbieten: Ein Mentor-Men-
tee-System würde  den Nachwuchs 
auf seinem langen Weg von der 
Universität über die Approbation 
zum Zusatztitel stützen.

– �B ündnisse mit Betroffenen und 
Angehörigen in entsprechenden 
Gruppierungen/Verbänden schaf-
fen und an die für die Gesundheits-
versorgung maßgeblichen Politi-
ker herantreten. Im Saarland und 
darüber hinaus den gesundheits-
politischen Druck erhöhen: Unter-
versorgung im Bereich der Neuro-
psychologie herausstellen und die 
Gründe publik machen. Gleichzei-
tig die gut qualifizierten Master-

studierenden beschreiben, welche 
aufgrund struktureller Missstände 
nicht zum Zuge kommen. 

– � Änderung der Weiterbildungs-
ordnung, um eine übermäßige 
Kumulation von Aus- und Weiter-
bildungszeiten zu verhindern und 
eine flexiblere Auswahl an Weiter-
bildungsstellen zu ermöglichen.

– � Die Möglichkeiten einer Anerken-
nung von Weiterbildungsinhalten 
aus der Zeit vor der Approbation 
sollten im Interesse unseres Nach-
wuchses geprüft und - falls hilf-
reich und möglich - in einer geson-
derten Rechtsverordnung geregelt 
werden.

– �B ei der Anerkennung neuropsy-
chologischer Weiterbildungsleis-
tungen aus der Zeit vor der Appro-
bation bestehen für die Kammern 
Interpretationsspielräume. Nicht 
approbierte Neuropsychologen 
sollten sich auch nach dem Ablauf 
der Übergangsregelungen nicht 
abschrecken lassen, die Approba-
tion anzustreben und Antrag auf 
Anerkennung bereits erworbener 
neuropsychologischen Qualifika-
tionen zu stellen.

– � Alle angestellten Kolleginnen soll-
ten im Kontakt mit ihren Chefärzten 
und ihren Verwaltungen ein Ver-
ständnis für den Nachwuchsman-
gel wecken. Ihnen obliegt es, für 
die erforderlichen Strukturen in den 
Kliniken zu sorgen und gegebenen-
falls Hilfestellungen durch ihre Ver-
bände (z.B. Saarländische Kranken-
hausgesellschaft), die Kostenträger 
und die Kammern einzufordern.

– � Dies alles ist von Einzelpersonen 
nicht zu leisten, sondern setzt auf 
der Psychotherapeutenseite zumin-
dest ein engagiertes Zusammen-
wirken mehrerer Landeskammern 
oder der Bundespsychotherapeu-
tenkammer mit Berufs- und Fach-
verbänden voraus.

– �B ildung einer Task-Force, die bei 
der Psychotherapeutenkammer an-
gesiedelt sein sollte/könnte, um mit 
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Verantwortlichen und Verbänden 
im Gesundheitswesen zu verhan-
deln.
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„Drachenlord“ und „Drachengame“
Cybermobbingopfer in der psychotherapeutischen Sprechstunde

Am 16. Juli 2015 findet in dem be-
schaulichen Dorf Altschauerberg in 
der Nähe von Nürnberg ein Großein-
satz von Feuerwehr, Polizei und Ret-
tungskräften statt. Über 110 Feuer-
wehrleute sind mit 20 Fahrzeugen 
vor Ort, um einen vermeintlichen 

zei oder Feuerwehr bei seinem Opfer 
auszulösen. Ziel des Angreifers ist es 
dabei, seinem Opfer durch den Ein-
satz Schaden zuzufügen. Während in 
den USA Menschen durch die anrü-
ckenden Einsatzkräfte schon schwer 
verletzt wurden, wird der Youtuber 

Wohnhausbrand zu bekämpfen. 
Doch in Wahrheit liegt kein Notfall, 
sondern ein sogenannter Swatting-
Angriff vor. Diese Form von Cyber-
mobbing bezeichnet den Versuch 
eines Angreifers mit Hilfe eines fal-
schen Notrufs einen Einsatz der Poli-
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„Drachenlord“, dem der Angriff vom 
16. Juli gilt, lediglich öffentlich bloß-
gestellt. Aus dieser Situation heraus 
entspinnt sich um ihn der bisher 
wohl größte Cybermobbing-Fall in 
Deutschland. Teil des Falles „Dra-
chenlord“ ist auch das sog. Drachen-
game. Ziel dieses vermeintlichen 
Spiels ist es das Haus des Youtubers, 
das als „Drachenschanze“ bezeich-
net wird, aufzusuchen, diesen zu 
provozieren und ein Video der Aktion 
online zustellen. Dieses Gamifica-
tion-Element sorgt dafür, dass sich 
hunderte Jugendliche nach Altschau-
erberg begeben und dort nicht nur 
den Youtuber sondern den gesamten 
Ort terrorisieren. 

Tatort Internet

Die Digitalisierung der Gesellschaft 
ist nicht mehr weg zu denken und hat 
längst auch das Leben von Kindern 
und Jugendlichen erreicht. Die digi-
tale Welt dient Kindern und Jugend-
lichen nicht nur zum Lernen und zum 
Sammeln von Informationen, son-
dern auch zur Unterhaltung. Soziale 
Netzwerke und Messenger haben 
bisher nie dagewesene Möglich-
keiten zur schnellen und spontanen 
Kommunikation geschaffen. Fotos, 
Videos und andere Inhalte können 
über das Medium geteilt und ausge-
tauscht werden. Immer mehr bezieht 
also die Identitäts- und Persönlich-
keitsentwicklung als Teil der Ausei-

nandersetzung mit der Umwelt das 
Internet und seine Kommunikations-
mittel mit ein.
Doch leider hat die Digitalisierung 
der kindlichen Lebenswelt nicht nur 
diese durchaus positiven Seiten. 
Neben ungeeigneten Inhalten, Be-
lästigung in Chats und zahlreichen 
anderen Problemen zählt zu den ne-
gativen Seiten auch das Phänomen 
Cybermobbing.

Cybermobbing

Cybermobbing ist eine Form des 
Mobbings, bei der die Beleidigung, 
Bedrohung, Bloßstellung oder Be-
lästigung von Personen mithilfe 
elektronischer Kommunikationsmit-
tel erfolgt. Aktuellen Untersuchun-
gen (siehe zur Quelle unten) zu Folge 
sind davon etwa 8 % der Altersgrup-
pe der Zwölf- bis 19-Jährigen an be-
troffen, wobei die Zahl der Mädchen 
mit neun Prozent etwas höher ist als 
bei Jungen (7 %) 
Auch wenn das Cybermobbing des 
„Drachenlords“ sicher ein außerge-
wöhnliches Ausmaß erreicht, ist es 
eine häufige Erfahrung von Kindern 
und Jugendlichen im Netz beleidigt, 
bloßgestellt, bedroht oder verleum-
det zu werden. Oft wird das alles 
zusätzlich mit dem Smartphone do-
kumentiert und online gestellt. Laut 
einer aktuellen Studie des Bündnis 
gegen Cybermobbing sind 14-Jäh-
rige am häufigsten betroffen, aber 

auch 7-Jährige machen schon Er-
fahrungen mit Cybermobbing. Jeder 
zehnte Lehrer sagte, er habe regel-
mäßig damit zu tun, jeder zweite 
Lehrer habe es schon einmal erlebt. 
Die meisten Cybermobbingopfer fin-
den sich also in der psychisch beson-
ders vulnerablen Phase der Pubertät. 

Kategorien und Formen des 
Cybermobbings

Grundsätzlich lassen sich einfache 
verbale Formen des Cybermobbings 
(z.B. Beleidigen oder Beschimpfen) 
von psychischem Cybermobbing 
unterscheiden. Dazu gehören Lügen 
über das Opfer im Netz zu verbrei-
ten, aber auch manipulierte Fotos 
oder bloßstellende Videos hochzu-
laden. Eine weitere Variante ist der 
Idenitätsdiebstahl, bei dem vom Tä-
ter ein Profil mit den echten Daten 
des Opfers erstellt wird. Dieses Profil 
wird dann beispielsweise auf Porno-
seiten verlinkt, um das Opfer so zu 
kompromittieren. 
Nach verschiedenen Untersuchun-
gen wird die Schwere der vielfältigen 
Folgen über das Ausmaß, die Häufig-
keit und Dauer des Cybermobbings, 
sowie die Schutzfaktoren der Be-
troffenen bestimmt, wozu auch die 
Unterstützung durch das soziale Um-
feld zählt.

Hilfsmöglichkeiten in der psy-
chotherapeutischen Sprech-
stunde

Angesichts der Häufigkeit von Cyber-
mobbing gerade im Jugendlichenal-
ter begegnen wir in der psychothe-
rapeutischen Sprechstunde immer 
wieder Patienten und Patientinnen 
mit Problemen hinsichtlich Inter-
netnutzung und Mobbingerfahrun-
gen. Hier kommt unserer Profession 
neben der Einleitung einer gegebe-
nenfalls notwendigen Psychothera-
pie auch die Aufgabe der Vermittlung 
von kompetenten Hilfs- und Präven-
tionsangeboten und Beratung für 
Betroffene und ihre Familien zu.
Als Risikofaktoren für Cybermobbing 
gelten in den meisten Untersuchun-
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gen ein negatives Selbstbild, man-
gelnde Beliebtheit unter Gleichaltri-
gen und eine negative Beziehung zu 
den Eltern. Risikojugendliche haben 
keine Begleitung beim Erlernen des 
Umgangs mit dem Internet und zei-
gen risikoreiches Verhalten im Inter-
net (z.B. Besuchen von pornographi-
schen Seiten, Angeben von Namen 
und Adresse). Zu berücksichtigen ist 
auch, dass Cybermobbingopfer auch 
selbst Täter sein können und dies 
entweder Ursache oder auch Folge 
des Mobbings sein kann. Prinzipiell 
gilt aber natürlich, dass jedes Kind 
oder Jugendliche/r zum Opfer wer-
den kann.
Die Mobbing-Situation stellt für die 
Betroffenen eine sehr große Belas-
tung dar. Entsprechend vielfältig und 
schwerwiegend sind die Folgen. Typi-
sche physische und psychische Sym-
ptome sind Schlafstörungen, depres-
sives Rückzugsverhalten, Reizbarkeit 
und Wutausbrüche, Versagensangst 
und Konzentrationsstörungen, sowie 
Kopf-, Rücken- und Nackenschmer-
zen, die insbesondere in der An-
fangsphase des Mobbings auftreten. 
Eskalieren die Feindseligkeiten wei-
ter, werden die Beschwerden extre-
mer und können sich zu psychischen 
und somatischen Krankheitsbildern 
entwickeln. Durch die langanhalten-
den Angriffe fallen die Opfer im wei-
teren Verlauf durch eine depressive 
oder teilweise besonders aggressive 
Verteidigungshaltung auf. Ihre „Que-
rulanz“ wird dann als vermeintliche 
Ursache der Konflikte gesehen und 
dient den Mobbern als Rechtferti-
gung für weitere Mobbingattacken. 
Langfristige Konsequenz kann auch 
der Verlust des Vertrauens in zwi-
schenmenschliche Beziehungen sein. 
Da sich die im Internet eingestellten 
Informationen kaum mehr entfernen 
lassen, besteht für die Betroffenen 
das Problem der ständigen weiteren 
anonymen Bedrohung, die in einer 
großen Öffentlichkeit stattfindet.

Technische Aspekte

Aus technischer Sicht ist ein wesentli-
cher Bestandteil der Abwehr von Cy-
bermobbing der Schutz der eigenen 

Privatsphäre. Da Cybermobbing-An-
griffe in der Regel kein hohes tech-
nisches Niveau aufweisen, reichen 
oft schon einfache Maßnahmen zur 
Abwehr aus. So sollten Kinder und 
Jugendliche, die sich im Netz be-
wegen, allgemein möglichst wenige 
Informationen zugänglich machen. 
Zum Schutz vor Swatting und ähn-
lichen Angriffen ist es insbesondere 
sinnvoll, die eigene Adresse geheim 
zu halten. Die allgemeinen Regeln 
der IT-Sicherheit, wie die Wahl von 
sicheren Passwörtern und das regel-
mäßige Einspielen von Sicherheits-
updates, bieten auch im Kontext von 
Cybermobbing Schutz vor Identitäts-
diebstahl und dem Ausspähen von 
privaten Informationen. Im Übrigen 
stehen den Anbietern der jeweili-
gen Plattformen schon jetzt Mittel, 
wie das Löschen identischer oder 
sehr ähnlicher Inhalte an mehreren 
Stellen, zur Verfügung, die aber bis-
her im Kampf gegen Cybermobbing 
kaum zum Einsatz kommen. Doch 
neben präventiven Aspekten kann 
eine technische Betrachtung eines 
Cybermobbing-Netzwerkes auch die 
Aufdeckung des Täterkreises erleich-
tern und ein Verständnis der Abläufe 
in diesem schaffen.

Der rechtliche Rahmen

In Deutschland gibt es bisher keine 
eigenständige Regelung, die Cyber-
mobbing unter Strafe stellt. Aller-
dings werden einzelne Handlungen 
im Rahmen von Cybermobbing 
durch das Strafrecht erfasst. In Be-
tracht kommen dabei z.B. Beleidi-

gungsdelikte wie die Verleumdung 
nach § 187 StGB, aber auch die für 
Stalking geschaffene Regelung des 
§ 238 StGB (Nachstellung). Grund-
sätzlich ist das deutsche Strafrecht 
also durchaus geeignet, gegen 
Mobbingtäter vorzugehen. Rechtli-
che Hürden bestehen jedoch, wenn 
es sich um mehrere Täter handelt 
oder sich Handlungen im Einzelnen 
nicht nachweisen lassen. Hier ist oft 
fraglich, ob eine einzelne Handlung 
überhaupt einen Straftatbestand er-
füllt, oder es bestehen Probleme die 
Straftat einem Einzelnen zuzuord-
nen. Auch eine Bestrafung von Tä-
tern unter vierzehn Jahren ist wegen 
der Schuldunfähigkeit des Kindes 
nach § 19 StGB ausgeschlossen. Al-
lerdings kann das Familiengericht je 
nach Schwere der Taten Maßnahmen 
der Jugendhilfe anordnen. Schließ-
lich kann auch die Strafverfolgung 
problematisch sein, denn gerade bei 
Cybermobbing ist die Tätersuche oft 
kompliziert. Die zu Weilen hohe An-
zahl von Tätern oder Täterinnen kann 
darüber hinaus auch die Kapazitäten 
der Behörden erschöpfen und Ver-
fahren so in die Länge ziehen. Neben 
strafrechtlichen Möglichkeiten kön-
nen Betroffene auch auf zivilrechtli-
chem Wege mit Unterlassungs- und 
Schadensersatzansprüchen gegen 
Täter und auch Anbieter von Plattfor-
men vorgehen. Für die Praxis kann es 
insbesondere in schweren Fällen von 
Cybermobbing sinnvoll sein mit Hilfe 
eines Rechtsanwalts auch juristische 
Schritte in Erwägung zu ziehen.
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Was ist mit den „neuen Befugnissen“?

Verordnung von  
1. Krankenhausbehandlung 
2. Krankenbeförderung 
3. psychotherapeutischer  
Rehabilitation 
4. Soziotherapie

Zu 1. und 2.

Seit Juni 2017 haben alle Vertrags-PP 
und Vertrags-KJP (KV-Mitglieder) die 
Befugnis, Krankenhausbehandlung 
und Krankenbeförderung zu verord-
nen – unter bestimmten Vorausset-
zungen.
Bei Notfällen darf schon immer  
jedermann jederzeit über Notruf Hil-
fe holen. Auf die Praxis bezogen z.B. 
wenn ein Patient in unserer Praxis 
kollabiert oder einen „Nervenzusam-
menbruch“ hat.
Eine planmäßige Krankenhausein-
weisung können wir nur verordnen, 
wenn ein Patient aufgrund psychi-
scher Erkrankungen und Störungen 

stationär behandelt werden muss. 
Allerdings muss dies nachvollzieh-
bar indiziert sein und dem Wirtschaft-
lichkeitsgebot folgen, d.h. es muss 
ausreichend sein (im Gegensatz zum 
best Wünschenswerten), zweckmä-
ßig (auf die Indikation bezogen), wirt-
schaftlich (auf die Kosten bezogen: 
welche Einrichtung, welche Dauer) 
und darf, zusammengefasst, das not-
wendige Maß nicht überschreiten. 
Wir, die wir bisher bei unseren bewil-
ligten Therapieleistungen nie Sorgen 
um Wirtschaftlichkeitsprüfungen und 
in deren Folge u.U. Regressforderun-
gen durch die Krankenkassen fürch-
ten mussten (dafür sorgte unser Be-
richt an den Gutachter und dessen 
Empfehlung der Kostenübernahme) 
– wir sind mit den neuen Befugnis-
sen (und das trifft auch auf die Akutt-
herapie zu) im Gesundheitssystem 
angekommen, wo die Überprüfung 
der Notwendigkeit von Leistungen 
durch die Krankenkassen üblich ist 
und u.U. zu Honorarkürzungen oder 

Regressforderungen führen kann.
Verordnung von stationärer Behand-
lung und Krankenbeförderung zur 
ambulanten Behandlung unterliegen 
grundsätzlich der Genehmigungs-
pflicht durch die Krankenkasse.
Mit diesen neuen Befugnissen geht 
auch die Pflicht einher, entsprechend 
tätig zu werden, wenn es indiziert ist. 
D.h., wenn wir z.B. langfristig ambu-
lant behandeln, obwohl eine statio-
näre Behandlung notwendig wäre, 
könnten wir u.U. wegen Behand-
lungsfehlern belangt werden.
Diese beiden Befugnisse sind Teil 
unseres Berufsbildes als Vertrag-
spsychotherapeutInnen und müssen 
nicht eigens beantragt werden.

Zu 3. (Verordnung von Reha):

Für die Verordnung von psychothera-
peutischer Rehabilitation ist ebenfalls 
keine gesonderte Abrechnungsge-
nehmigung erforderlich. Allerdings 

Fazit

Wie der Fall „Drachenlord“ zeigt han-
delt es sich bei Cybermobbing nicht 
um einen harmlosen Spaß unter 
Kindern und Jugendlichen, sondern 
um ein ernstzunehmendes Problem. 
Die psychotherapeutische Sprech-
stunde kann dazu dienen, den be-
troffenen Kindern und Jugendlichen 
kompetente psychologische und me-
dizinische Hilfsmöglichkeiten zu ver-
mitteln und die Eltern zu beraten. Da-
neben müssen aber auch technische 
und rechtliche Aspekte in Prävention 
und Abwehr von Cybermobbing ein-
bezogen werden. Insofern muss Cy-
bermobbing als Problem betrachtet 
werden, dem nur mit Hilfe von inter-
disziplinärem Austausch und über-
greifender Zusammenarbeit zwi-

schen den relevanten Berufsgruppen 
begegnet werden kann.
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cybermobbing-erste-hilfe – zuletzt abgerufen am 
09.10.2017.
Themenbereich „Cybermobbing“ auf der Webseite 
der EU-Initiative klicksafe: http://www.klicksafe.de/
themen/kommunizieren/cyber-mobbing/ – zuletzt 
abgerufen am 09.10.2017.

 � Susanne  
Münnich-Hessel

 � Stefan Hessel  

(cand. Iur.), akademischer Mit-
arbeiter bei der juris-Stifungspro-
fessur für Rechtsinformatik und 
dem Center for IT-Security, Priva-
cy and Accountability (CISPA) an 
der Universität des Saarlandes. 



Forum der Psychotherapeutenkammer des Saarlandes
Nr. 67, November 2017   35

Terminservicestelle TSS

Die Einrichtung einer TSS ist seit 
2016 – dem GKV Versorgungsstär-
kungsgsetz – verpflichtende Aufgabe 
für alle KVen. So soll gewährleistet 
werden, dass GKV-Versicherte in 
dringenden Fällen innerhalb von vier 
Wochen einen Facharzttermin erhal-
ten, wenn dies mit Hilfe eines über-
weisenden Arztes oder in Eigeninitia-
tive im Vorfeld nicht gelungen ist.

Seit dem 1. April 2017 gehört auch 
die Vermittlung von Terminen bei 
Psychotherapeuten (PP, KJP und ärzt-
liche Psychotherapeuten) zu den Auf-
gaben der TSS. Dass unsere Berufs-
gruppe erst später „erfasst“ wurde 
lag daran, dass „psychotherapeuti-
sche Sprechstunde“ als neue EBM-
Leistung definiert (25 Minuten, bis zu 
6-mal, mit dem Ziel einer vorläufigen 
Diagnose und Behandlungsempfeh-
lung) und mit Punkten bzw. EURO 
bewertet werden musste. 

Hier die Zahlen der TSS der KV Saar-
land:
(Anzahl der Anrufe: Eine Person kann 
mehrmals anrufen, manche Anrufer 
wünschen keine Vermittlung)

Q 1/2017, d.h. letztes Quartal vor der 
Vermittlung für Psychotherapiesu-
chende:

Gesamtzahl der Anrufe: 701
90% der Anrufer hatten eine tel. War-
tezeit von: maximal 30 Sek. 
10% der Anrufer hatten eine tel. War-
tezeit von: maximal 10 Min.

Q 2/2017, erstes Quartal mit Vermitt-
lung für Psychotherapiesuchende

Gesamtzahl der Anrufe: 1.221 
75% der Anrufer hatten eine tel. War-
tezeit von: maximal 30 Sek. 
25% der Anrufer hatten eine tel. War-
tezeit von: maximal 17 Min.

Die MitarbeiterInnen der TSS berich-
ten von einem hohen Gesprächs-
bedarf der AnruferInnen mit Ver-
mittlungswünschen Psychotherapie. 
Diese Gespräche seien oft belastend. 
Der Anstieg der telefonischen War-
tezeiten verdeutlicht diese doppelte 
Mehrbelastung (mehr und deutlich 
längere Anrufe).

Q 3/2017
Gesamtzahl der Anrufe: 1.357

Der Anstieg der Anrufe ist eindeutig 
der Nachfrage nach Therapie zuzuord-
nen. Dazu gibt es folgende Zahlen:

Für Q 2/2017 und Q 3/2017 (in Klam-
mern)
401 (438)	�V ermittlungswünsche 

Psychotherapie
336 (375)	� termingerechte 

Vermittlungen
49 	� (39)	 Absagen bei der 

TSS

erfordern „die Beratung über und 
die Verordnung von Leistungen zur 
medizinischen Rehabilitation .. unter 
anderem spezielle Kenntnisse in der 
Anwendung der ICF (Internationale 
Klassifikation der Funktionsfähig-
keit, Behinderung und Gesundheit) 
...Diese Kenntnisse sollten in min-
destens einmal jährlich anzubieten-
den Fortbildungsveranstaltungen 
der Kassenärztlichen Vereinigun-
gen erweitert und vertieft oder er-
langt werden.“ (Rehabilitationsricht-
linie des G-BA; https://www.g-ba.
de/downloads/62-492-1418/RL-Re-
ha_2017-03-16_iK-2017-06-09.pdf)

Vertragspsychotherapeuten dürfen 
ausschließlich Leistungen zur psy-
chotherapeutischen, d.h. psychoso-
matischen und/oder psychiatrischen 

Rehabilitation verordnen – und nur 
für Patienten, die an einer psychi-
schen Erkrankung oder einer Verhal-
tensstörung leiden.

Nähere Ausführungen finden 
Sie unter http://www.kbv.de/
html/1150_27652.php 

Zu 4.

Für die Berechtigung zur Verordnung 
und Abrechnung von Soziotherapie 
ist ein entsprechender Antrag bei der 
KV zu stellen. Um die Genehmigung 
zu erhalten muss u.a. eine Erklärung 
über die Kooperation in einem ge-
meindepsychiatrischen Verbund oder 
vergleichbaren Versorgungsstruktu-
ren abgegeben werden. Erst wenn 

die Genehmigung der KV vorliegt, 
darf Soziotherapie verordnet und zu-
lasten der gesetzlichen Krankenver-
sicherung abgerechnet werden. 

Ehe die Verordnung von Soziothera-
pie und Maßnahmen der medizini-
schen / psychotherapeutischen Reha-
bilitation umgesetzt werden können, 
müssen die Kassenärztliche Bundes-
vereinigung und der GKV-Spitzen-
verband im Bewertungsausschuss 
zunächst noch den Einheitlichen Be-
wertungsmaßstab anpassen. Hierfür 
haben sie sechs Monate Zeit, so dass 
mit einer Anpassung bis spätestens 
Ende des Jahres 2017 zu rechnen ist.

 � Ilse Rohr 

Vorsitzende des Ausschusses 
Ambulante Versorgung
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Was bedeuten diese Zahlen für 
unsere Berufsgruppe?

1. Hatten wir bisher hier und da 
mit Vorurteilen zu kämpfen, wir 
behandelten nur „Befindlichkeits-
störungen“ und die Nachfrage nach 
Psychotherapie sei eine Mode-
erscheinung ➞ die Zahlen der TSS, 
völlig unabhängig und unverdäch-
tig, belegen etwas ganz anderes.

2. Auch dass unsere telefonische 
Erreichbarkeit nicht gleichzusetzen 
ist und viel mehr erfordert als bei-
spielsweise ein Anruf bei einem 
HNO-Arzt oder Orthopäden wegen 
eines dringenden Termins ➞ auch 
das unterstreicht die TSS mit eige-
ner Erfahrung.

3. Das Problem nicht wahrgenom-
mener, kurzfristig oder gar nicht 
abgesagter Termine besonders bei 
neuen PatientInnen wird ebenfalls 
zum ersten Mal „amtlich dokumen-
tiert“. 
Daraus folgt

4. Dass wir unsere Zusammenarbeit 
mit der TSS ernst nehmen sollen 
und nicht wahrgenommene Termi-
ne – ob abgesagt oder ohne Absage 
nicht erschienen – der TSS melden.

Die TSS bittet darum, Termine für 
das kommende Jahr schon jetzt 
zu melden. Serientermine werden 
automatisch für das nächste Jahr 
weitergeschrieben. Urlaub, auch 
wenn kürzer als 8 Tage, bitte eben-

falls der TSS melden (unabhängig 
von Meldung an andere Stellen der 
KV).
Wie die Terminservicestelle den 
Patientinnen und Patienten ihre 
Tätigkeit erklärt finden Sie unter 
https://www.kvsaarland.de/termin-
servicestelle .

Außerdem noch mal zur Erinnerung: 
Die Tel.-Nr. der TSS gilt ausschließ-
lich für Patienten. Für Fragen und 
Rückmeldungen unsererseits bitte 
Frau Crauser anrufen unter der Tel.-
Nr. der KV Saarland.

 � Ilse Rohr 

Vorsitzende des Ausschusses 
Ambulante Versorgung

Mitglieder

Wir gratulieren unseren Mitgliedern …

Prof. Dr. phil., Dipl. Psych. 
Rainer Krause
zum 75. Geburtstag
am 05.10.2017

Dipl.-Psych.  
Thomas Böhme
zum 70. Geburtstag
am 15.12.2017

… zum runden Geburtstag im 4. Quartal 2017

Dipl.-Psych.  
Susanne Cremer
zum 65. Geburtstag
am 04.10.2017

Dipl.-Psych.  
Reiner Schmitt
zum 65. Geburtstag
am 09.12.2017

Dipl.-Psych.  
Dietmar Seel
zum 65. Geburtstag
am 23.12.2017

Dipl.-Psych.  
Michael Schwindling
zum 60. Geburtstag
am 14.11.2017
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Anzeigen

Hinweis: Der Abdruck von Kleinanzeigen im FORUM ist für Mitglieder der Psychotherapeutenkammer des Saarlan-
des kostenlos. Bitte schicken Sie Ihren Anzeigentext an kontakt@ptk-saar.de.

Psychologischer Psychotherapeut  
sucht Nebentätigkeit

Psychologischer Psychotherapeut, tiefenpsychologisch 
orientiert, im Ruhestand, sucht Nebentätigkeit in Praxis 
o. freier Wirtschaft. Kontakt: Tel. 0033 387825200.

Approbierte/n Kolleg/in  
zur Anstellung gesucht

Suche approbierte/n Kollegen/in zur Anstellung, 
evtl. als Juniorpartner/in (Jobsharing) für psycho-
therapeutische Praxis (VT) bei Neunkirchen zum 
01.01.2018 bzw. 01.04.2018 für ca. 20 Std./Woche. 
Evtl. spätere Übernahme eines halben Versor-
gungsauftrages möglich. Kontakt: Tel. 06821-740563  
oder E-Mail sabinemeiser@gmx.de.

Fortbildung zur Berufsordnung

Am 18. Oktober lud die Kammer 
für dieses Jahr zur zweiten Fortbil-
dungsveranstaltung Berufsordnung  
mit dem Thema „Patientenakte: Do-
kumentation - Einsichtnahme - Auf-
bewahrung“ ein. Die Fortbildung 
war mit über vierzig Anmeldungen 
ausgebucht, wenngleich einige Teil-
nehmer am Ende fernblieben und 
sich wohl wegen des lauen Herbst-
abends für die Natur entschieden. 
Ärgerlich nur für die, denen wegen 
fehlender Plätze im Vorfeld abgesagt 
werden musste.

Rechtsanwalt Manuel Schauer führte 
in die gesetzlichen Grundlagen zum 
Thema ein. Mit dem Gesetz zur Ver-
besserung der Rechte von Patientin-
nen und Patienten vom 20.02.2013, 
in Kraft getreten am 26.02.2013, 
wurden einige Vorschriften in das 
Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) ein-
gefügt, die über die Berufsordnun-
gen der Heilberufskammern hinaus, 
Rechte und Pflichten des Therapeu-
ten regeln und dem Schutz des Pa-
tienten dienen. Die BPtK und die 
Landeskammern waren bzgl. der 

Präzisierungen im Patientenrechte-
gesetz gezwungen gewesen, einige 
Passagen, so auch die zur Dokumen-
tation und Einsichtnahme in die Auf-
zeichnungen, in den Berufsordnun-
gen anzupassen. Aber auch andere 
Rechtsgrundlagen aus dem Vertrags-
arztrecht (z.B. Bundesmantelvertrag-
Ärzte, Psychotherapievereinbarung, 
Psychotherapierichtlinie) oder dem 
Sozialrecht (z.B. Qualitätsmanage-
ment-Richtlinie) machen Vorschrif-
ten, die bei Führung der Patientenak-
te beachtet werden müssen. 

Die Teilnehmer diskutierten  nach 
den rechtlichen Ausführungen an-
schließend mit Mitgliedern des Aus-
schusses Berufsordnung ausführlich 
Fragen aus dem Praxisalltag zur Füh-
rung der Patientenakte, den Grund-
lagen der Dokumentation und der 
Einsichtnahme in die Aufzeichnun-
gen der Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten durch die Pa-
tientinnen und Patienten sowie ihre 
Angehörigen. Auch das Thema Auf-
bewahrung stand auf der Agenda: 
Hier waren viele überrascht, welche 

Konsequenzen sich aus dem BGB 
und der Berufsordnung für die Auf-
bewahrung der Patientenakten ins-
besondere auch für Fälle einer Pra-
xisweitergabe oder bei Ausscheiden 
aus der Berufspraxis durch Tod der 
Therapeutin oder des Therapeuten 
ergeben.

Für alle die nicht teilnehmen konnten 
und/oder sich für Fragen zur Berufs-
ordnung interessieren haben wir die 
Präsentation aus der Veranstaltung 
online gestellt.

 � Bernhard Morsch

Rechtliches
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12. PiA-Politik-Treffen und 17. Bundeskonferenz PiA  
in Berlin

Am 11. und 12.09.2017 fanden das 12. 
PiA-Politik-Treffen im DGB-Gewerk-
schaftshaus und die 13. Bundeskon-
ferenz der PsychotherapeutInnen in 
Ausbildung (BuKo PiA) in den Räu-
men der Bundespsychotherapeu-
tenkammer (BPtK) in Berlin statt. An 
beiden Treffen nahm ein Vertreter der 
Saarländischen PsychotherapeutIn-
nen in Ausbildung teil. Vielen Dank 
an Vorstand und Vertreterversamm-
lung der Psychotherapeutenkammer 
des Saarlandes für die finanzielle 
Unterstützung der Teilnahme des Au-
tors dieses Artikels.

Im Zentrum der Diskussionen stand 
auf beiden Treffen der jetzige Stand 
der Ausbildungsreform, insbesonde-
re der am 25.07.2017 veröffentlichte 
Arbeitsentwurf des Bundesministe-
riums für Gesundheit (BMG) für ein 
Gesetz zur Reform der Psychothera-
peutenausbildung.

12. PiA-Politik-Treffen

Auf dem 12. PiA-Politik-Treffen, einer 
durch verschiedene Berufsverbände 
organisierten offenen Veranstaltung 
für alle an der Diskussion um die Aus-
bildungsreform und andere Aspekte 
der Berufspolitik Interessierten, stell-
te zunächst Dr. Johannes Klein-Heß-
ling das Reformmodell der BPtK so-
wie die Ergebnisse der Gutachten zur 
Finanzierung der Weiterbildung vor 
(siehe auch https://piapolitik.de/wp-
content/uploads/2017/09/BPtK_Klein-
Hessling.pdf). Das Modell der BPtK 
sehe für das Approbationsstudium 
zwei Studienabschnitte vor, die u. a. 
offen für die Integration von Bache-
lor- und Masterstudiengängen sein 
und Praktika von mindestens drei 

Monaten und ein abschließendes 
Praxissemester von sechs bis neun 
Monaten enthalten sollen. Die Wei-
terbildung sehe eine altersgruppen-
spezifische Vertiefung mindestens 
eines Psychotherapieverfahrens vor. 
Sie soll fünf Jahre dauern und hin-
reichend für ambulante Leistungen 
im Sinne der Psychotherapie-Richt-
linien sowie für Psychotherapie im 
stationären Bereich und in Einrich-
tungen der komplementären Versor-
gung qualifizieren. Die von der BPtK 
vorgeschlagenen Mindestanforde-
rungen für die Weiterbildung wur-
den von den Teilnehmern teilweise 
kritisch betrachtet. Insbesondere die 
Mindestanforderungen für ambu-
lante Versorgungsleistungen, die in 
zwei Jahren 1.600 Stunden für am-
bulante Diagnostik und Behandlung 
vorsehen würden, wurden hinsicht-
lich der Umsetzbarkeit und Notwen-
digkeit hinterfragt.

Des Weiteren stellte Herr Dr. Klein-
Heßling Vorschläge zur Finanzierung 
der Weiterbildung vor. Diese wür-
den auf den Ergebnissen der von 
der BPtK in Auftrag gegebenen zwei 
Studien beruhen (siehe auch http://
www.bptk.de/aktuell/einzelseite/ar-
tikel/bptk-veroeffe.html), und zwar 
den Gutachten vom Essener For-
schungsinstitut für Medizinmanage-
ment (EsFoMed) und dem Deutschen 
Krankenhausinstitut (DKI). Während 
das EsFoMed die Organisation und 
Finanzierung der ambulanten Wei-
terbildung untersucht habe, habe 
sich das DKI mit der Organisation 
und Finanzierung der stationären 
Weiterbildung beschäftigt. In bei-
den Studien seien Deckungslücken 
in Millionenhöhe festgestellt wor-
den, wobei deren Finanzierung noch 

offen sei und diskutiert werde. So 
gebe es im Bereich der ambulanten 
Weiterbildung den Vorschlag eines 
staatlich unterstützten Fondsmodells 
zur Deckung der jährlich anfallenden 
Lücke von 191 Millionen Euro.

Am Ende seiner Präsentation ging 
Herr Dr. Klein-Heßling kurz auf 
den Arbeitsentwurf des BMG ein 
(siehe auch http://www.bptk.de/
uploads/media/Arbeitsentwurf_
Stand_20072017.pdf) und betonte als 
Reaktion auf die sehr kritische Hal-
tung der Teilnehmer hin, dass dies 
der „erste“ und nicht „der“ Arbeits-
entwurf sei. In diesem seien noch 
wichtige Punkte offen wie die Berufs-
bezeichnung, Details des Studiums 
bzw. die Approbationsordnung und 
sozialrechtliche Regelungen der Wei-
terbildung.

Am Nachmittag beschäftigte sich das 
PiA-Politik-Treffen unter dem Titel 
„Was ist der Lohn der Approbation?“ 
mit der aktuellen Situation von neu 
Approbierten, deren Anzahl jährlich 
steige und im Jahr 2016 bei 2.717 
Absolventen gelegen habe. Hierzu 
wurden Workshop-Kleingruppen an-
geboten, in denen die Teilnehmer 
über Möglichkeiten (u. a. Anstellung 
in der Klinik, Niederlassung, Kosten-
erstattung) informiert wurden.

17. Bundeskonferenz PiA

In der 17. BuKo PiA waren 14 Bun-
desländer durch mindestens eine/n 
SprecherIn vertreten. Während des 
anfänglichen Austauschs wurden im 
Besonderen die teilweise schlechte 
bzw. kaum vorhandene Vernetzung 
der PiA untereinander und ihre unter-

Pia
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schiedliche Einbindung in den einzel-
nen Landeskammern betrachtet. Die 
Möglichkeit der berufspolitischen 
Partizipation für PiA scheint von kei-
ner Mitgliedschaft bzw. keinem Wahl-
recht (z. B. Bayern) bis zur Vollmit-
gliedschaft mit aktivem und passivem 
Wahlrecht (z. B. Hessen) zu reichen. In 
der Psychotherapeutenkammer des 
Saarlandes (PKS) ist für die PiA ab der 
praktischen Ausbildung die freiwillige 
Mitgliedschaft möglich, jedoch sind 
sie „weder wahlberechtigt noch wähl-
bar zu den Organen der Kammer“ 
(vgl. Saarländisches Heilberufekam-
mergesetz - SHKG, §2). In der BuKo 
PiA bestehen bereits Arbeitsgrup-
pen, die sich mit den Problemen und 
möglichen Lösungen bei der berufs-
politischen Einbindung der PiA (AG 
Nachwuchsförderung) und bei der 
Vernetzung der PiA (AG Vernetzung) 
beschäftigt. So wurde das Sprecher-
team - bestehend aus Anja Hilde-
brand (PiA-Landessprecherin Berlin), 
Mechthild Leidl (PiA-Landesspreche-
rin Bayern) und Carl Henning von 
Plate Stralenheim (PiA-Landesspre-
cher Ostdeutsche Psychotherapeu-
tenkammer) - beauftragt, eine Stel-
lungnahme zur Nachwuchsförderung 
zu verfassen und auf dem nächsten 
Deutschen Psychotherapeutentag 
(DPT) vorzustellen.

Ferner wurden der Arbeitsentwurf 
des BMG und Stellungsnahmen ver-
schiedener Verbände vorgestellt (für 

eine Übersicht siehe auch https://
piapolitik.de/treffen/ausbildungs-
reform/). Die BuKo PiA diskutierte 
insbesondere die Frage der Zu-
gangsvoraussetzungen für ein Ap-
probationsstudium und mögliche 
„Flaschenhälse“, die sich dabei er-
geben könnten. Es wurden Ideen 
und Alternativen gesammelt, die der 
BPtK zur weiteren Diskussion auf der 
berufspolitischen Ebene weitergege-
ben werden sollen.

Als Gastredner stellte Herr Dr. phil. 
Nikolaus Melcop (Vizepräsident des 
Vorstandes der BPtK) die Themen 
dar, mit denen sich die BPtK momen-
tan beschäftige. Diese seien die neue 
Psychotherapie-Richtlinie, die neu-
en Befugnisse für Psychotherapeu-
ten, die Reform der Bedarfsplanung, 
Internet in der Psychotherapie (hierzu 
der Standpunkt der BPtK http://www.
bptk.de/uploads/media/BPtK-Stand-
punkt_-_Internet_in_der_Psychothe-
rapie.pdf), die Personalausstattung 
der Krankenhäuser, die Praxisbewer-
tung und die Reform des Psycho-
therapeutengesetzes. Bezüglich der 
Bedarfsplanung berichtete er, dass 
durch ein von der BPtK in Auftrag 
gegebenes Gutachten (siehe http://
www.bptk.de/fileadmin/user_upload/
News/BPtK/2016/20161117_1/IGES_
Bericht_Bedarfsplanung_Psychothe-
rapeuten.pdf) gute Zahlen für eine 
Reform vorhanden seien. So müssten 
ca. 7.000 neue Sitze, v. a. in ländlichen 

Gebieten, geschaffen werden. Im Mo-
ment seien Gutachten für alle Arzt-
gruppen vorgesehen. Bezüglich der 
Personalausstattung der Kranken-
häuser sei eine Studie in Auftrag ge-
geben worden, in der auch PiA erfasst 
werden sollen. Ziel sei es, den Status 
quo festzulegen, wie viele Psychothe-
rapeuten nötig seien, um Patienten 
den Leitlinien entsprechend behan-
deln zu können. Bezüglich der Reform 
des Psychotherapeutengesetzes be-
richtete er, dass die BPtK sich mit dem 
Arbeitsentwurf des BMG und weite-
ren Punkte wie die Zugangsvoraus-
setzungen beschäftige. Auch die pre-
käre Lage der PiA sei immer noch ein 
Thema. Gemeinsam wurde überlegt, 
ob und wie über die Landeskammern 
Druck auf die Kliniken gemacht wer-
den könnten. Herr Dr. phil. Melcop 
erklärte sich bereit, die Überlegungen 
im Länderrat einzubringen, wies aller-
dings darauf hin, dass die Institute für 
die Klinikplätze verantwortlich seien.

 �� Serkan Sertkaya 

PiA-Vertreter SIAP und Mitglied 
des PiA-Ausschusses der PKS

BPtk

Pressemeldung vom 20.10. 2017

Demografiefaktor ohne Überprüfung  
unbefristet weiter gültig
G-BA benachteiligt ältere Menschen auf dem Land

Der Gemeinsame Bundesausschuss 
(G-BA) hat am 19. Oktober entschie-
den, den Demografiefaktor unbefris-
tet und für alle Arztgruppen weiter 

zur Berechnung der notwendigen 
Anzahl von Praxissitzen einzusetzen. 
„Damit kommt der G-BA erneut einer 
ihm gestellten Aufgabe nicht nach“, 

kritisiert Dr. Dietrich Munz, Präsident 
der Bundespsychotherapeutenkam-
mer (BPtK). Der G-BA hatte sich 2012 
selbst verpflichtet, den Demografie-
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Pressemeldung vom 23.10. 2017

Kinderschutzhotline von Fachleuten  
für Fachleute: 0800 19 210 00
Kostenlose telefonische Beratung rund um die Uhr und bundesweit

Hat ein Psychotherapeut den Ver-
dacht, dass ein Kind misshandelt, 
vernachlässigt oder sexuell miss-
braucht wird, kann er sich seit Juli 
2017 von der „Medizinischen Kin-
derschutzhotline“ beraten lassen. 
Die Hotline bietet eine praxisnahe 
und kollegiale Beratung durch Ex-
perten in Kinderschutzfragen, z. B. 
bei Fragen, wie ein angemessenes 
Verhalten bei einem Verdacht aus-
sehen kann. Die kostenlose tele-
fonische Beratung wendet sich an 
Ärzte, Psychotherapeuten, Pflege-
kräfte und Rettungsdienste, nicht 
aber an Angehörige und andere Be-
rufsgruppen. Sie ist rund um die Uhr 
und bundesweit zu erreichen unter:  
0800 19 210 00.

Die beratenden Ärzte bieten Antwor-
ten auf Fragen wie: 
– � Was sind die gesetzlichen Vorga-

ben in Bezug auf Schweigepflicht 
und Handeln?

– � Welche Schritte kann oder muss 
ich in einem Kinderschutzfall ein-
leiten?

– � Was muss ich bei der klinischen 
Abklärung und Dokumentation 
eines Kinderschutzfalles beachten?

– � Wie spreche ich Begleitpersonen 
auf einen Misshandlungsverdacht 
an?

– � Wo gibt es Hilfe vor Ort?

Die Kinderschutzhotline will die be-
stehenden Hilfestrukturen vor Ort 
ergänzen, aber nicht ersetzen. Die 
Verantwortung für den konkreten 
Kinderschutzfall bleibt beim Anru-
fenden. Sie leistet keine Rechtsbe-
ratung und kann nicht abschließend 
und eindeutig klären, ob im konkre-
ten Fall tatsächlich eine Form von 
Misshandlung vorliegt.

www.kinderschutzhotline.de

FÜR MEDIZINISCHES FACHPERSONAL 
BEI KINDERSCHUTZFRAGEN

24

€
kostenfrei

24h erreichbar

vertraulich
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Die Medizinische Kinderschutzhotline ist ein vom 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend (BMFSFJ) gefördertes Projekt. 

Projektleitung: 
Prof. Dr. Jörg M. Fegert
Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie/
Psychotherapie Ulm
Steinhövelstr. 5
89075 Ulm

Kontakt: 
kinderschutzhotline.kjp@uniklinik-ulm.de

In Kooperation mit den DRK Kliniken Westend, Berlin

Ein telefonisches Beratungsangebot 
für medizinisches Fachpersonal bei 
Kinderschutzfragen

24 STUNDEN ERREICHBAR
KOSTENLOS
DEUTSCHLANDWEIT

www.kinderschutzhotline.de

gefördert durch

faktor innerhalb von 5 Jahren dar-
aufhin zu überprüfen, bei welcher 
Arztgruppe er sinnvoll ist und des-
halb fortgeführt werden kann. „Diese 
Prüfung hat jetzt gar nicht stattgefun-
den“, stellt BPtK-Präsident Munz fest. 
„Ohne eine sachliche Begründung 
benachteiligt der G-BA damit wei-
terhin ländliche Regionen mit vielen 
älteren Menschen, in denen ohnehin 
schon viele psychotherapeutische 
Praxen fehlen.“

Der G-BA verschiebt damit dringend 
notwendige Korrekturen an der psy-
chotherapeutischen Bedarfsplanung. 
Er hatte bereits den gesetzlichen Auf-
trag, bis Ende 2016 die Bedarfspla-
nung grundlegend zu überarbeiten 
und insbesondere für die unzurei-

chende psychotherapeutische Ver-
sorgung eine angemessene Lösung 
zu finden. Schon diesen Auftrag hat 
der G-BA nicht erledigt. Stattdessen 
hat er erst Anfang 2017 ein Gutach-
ten in Auftrag gegeben, mit dessen 
Ergebnissen frühestens im Laufe 
des nächsten Jahres zu rechnen 
ist. „Beim Demografiefaktor ist der 
G-BA bereits an der Differenzierung 
zwischen den Arztgruppen geschei-
tert“, kritisiert Munz.

Aktuelle Daten des Robert Koch-In-
stituts zeigen eindeutig, dass der 
Demografiefaktor in der psychothe-
rapeutischen Versorgung ungeeig-
net ist, Unterschiede in der Morbidi-
tät der Bevölkerung abzubilden. Die 
Häufigkeit psychischer Erkrankungen 

bei den Über-65-Jährigen fällt nur 
um den Faktor 1,5 geringer aus als 
bei den Unter-65-Jährigen. Der De-
mografiefaktor setzt jedoch den psy-
chotherapeutischen Behandlungsbe-
darf bei älteren Menschen mit einem 
Bedarf an, der um den Faktor 7,4 
niedriger liegt. Der Demografiefak-
tor führt jetzt jedoch weiterhin dazu, 
dass für die Über-65-Jährigen nur 
13,5 Prozent des Behandlungsbe-
darfs angenommen wird wie für die 
Unter-65-Jährigen. Die BPtK hatte 
gefordert, den Demografiefaktor für 
die Arztgruppe der Psychotherapeu-
ten aufzuheben.

Quelle: www.bptk.de
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Die „Medizinische Kinderschutzhot-
line“ ist ein vom Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend gefördertes Projekt. Die Pro-

jektleitung liegt bei Prof. Dr. Jörg M. 
Fegert von der Klinik für Kinder- und 
Jugendpsychiatrie Ulm. Das Projekt 
wird in Kooperation mit den DRK 

Kliniken Westend durchgeführt. Die 
BPtK ist im wissenschaftlichen Beirat 
des Projekts vertreten.
Quelle: www.bptk.de

Veranstaltungskalender

Informationen über von der PKS akkreditierte Intervisionsgruppen, Supervisionsgruppen und Qualitätszirkel veröf-
fentlichen wir nur, wenn das ausdrückliche Einverständnis auf dem Akkreditierungsantrag gegeben wurde über den 
gesamten Akkreditierungszeitraum. Natürlich können Sie uns Ihr Einverständnis zur Veröffentlichung auch nachträg-
lich mitteilen.

Bitte wenden Sie sich an die Geschäftsstelle unter Tel. 0681-9545556, Fax 0681-9545558 oder kontakt@ptk-saar.de, 
wenn Sie Hinweise in unserem Veranstaltungskalender veröffentlichen möchten oder sonstige Anregungen haben.

Datum Veranstalter, Titel Veranstaltungsort Anmeldung, Informationen

Monatlich je 
1,5 Stunden

Thomas Anstadt:
Seminar “Traumwerkstatt”

SIPP, Bleichstr. 14, 66111 
Saarbrücken

Thomas Anstadt, tanstadt@mac-
news.de

05.12.2017
19-20.30 Uhr

Median Klinik Berus: „Religion und Spiritualität 
in der Psychotherapie. Tabu oder Ressource“, 
Prof. Dr. Henning Freund, Heidelberg

MEDIAN Klinik Berus
Orannastr. 55, 66802 
Überherrn-Berus

MEDIAN Klinik Berus, berus-kon-
takt@median-kliniken.de
Tel.: 06836 39-186

13.12.2017  
19-21.15 Uhr

PKS: „Soziotherapie – was ist das? Wer bietet 
das an und für wen?“, Diana Dintinger, Christian 
Geiger, Saarländischer Schwesternverband

PKS, Geschäftsstelle, 
Scheidter Str. 124, 66123 
Saarbrücken

PKS, Geschäftsstelle, Scheidter 
Str. 124, 66123 Saarbrücken, 
E-Mail: kontakt@ptk-saar.de, Tel. 
0681-9545556, Fax 0681-9545558

12.01.2018
13-19 Uhr
13.01.2018
9-18 Uhr

Sylvia Hübschen: „Focusing Basistraining“, Dipl. 
Psych. Sylvia Hübschen, PP, Focusing-Trainering 
(DFG); Dipl. Psych. Dieter Müller, PP, Leitung FZK 
Weingarten

Dipl. Psych. Sylvia Hüb-
schen, Lessingstr. 12, 
66265 Heusweiler

Dipl. Psych. Sylvia Hübschen, 
www.praxis-huebschen.de

27.01.2018
10-17.30 Uhr
28.01.2018
9.30-12.30 Uhr

Peter Neidhardt, ZHENG YI DAO Seminare: „Qi 
Gong in der Psychotherapie“,  Fortbildungsreihe, 
Dipl. Psych. Peter Neidhardt, PP; Katrin Blumen-
berg, Qi Gong-Lehrerin

Esplanade, Nauwieserstr. 
5, 66111 Saarbrücken

ZHENG YI DAO Seminare, info@
qigong-vier-jahreszeiten.de, Tel. 
06865-180878

06.02.2018
19-20.30 Uhr

Median Klinik Berus: „Paartherapie auf der Basis 
der Verhaltenstherapie - Möglichkeiten und 
Fallen“, Prof. Dr. Dirk Zimmer, TAVT – Tübinger 
Akademie für Verhaltenstherapie

MEDIAN Klinik Berus
Orannastr. 55, 66802 
Überherrn-Berus

MEDIAN Klinik Berus, berus-kon-
takt@median-kliniken.de
Tel.: 06836 39-186

07.02.2018 
9.00-16.15 Uhr

IVV e. V.: „Einführung in die Paartherapie“, Prof. 
Dr. Dirk Zimmer, Tübinger Akademie für Verhal-
tenstherapie gGmbH  

Aula der Median Klinik 
Berus, Orannastr. 55, 
66802 Überherrn-Berus

IVV e. V., Orannastr. 55
66802 Überherrn-Berus, Tel. 06836-
39162, ivvberus@median-kliniken.
de

22.02.2018
9-16.30 Uhr

Deutscher Kinderschutzbund Landesverband 
Saarland: Fachtag „Kinder in Not – Wenn Eltern 
suchtkrank, schwer psychisch oder körperlich 
erkrankt sind“, gemeinsame Fachtagung mit der 
PKS

Bildungszentrum der 
Arbeitskammer des Saar-
landes, Am Tannenwald 1, 
66459 Kirkel

E-Mail: hampp-hoening@kinder-
schutzbund-saarland.de

06.03.2018
19-20.30 Uhr

Median Klinik Berus: „Psychokardiologie – Eine 
Herausforderung für Herz und Seele“, Dr. rer. 
med. Dipl.-Psych. Denise Lenski, PP, Dr. Matthias 
Lenski, Marienhausklinikum Saarlouis

MEDIAN Klinik Berus
Orannastr. 55, 66802 
Überherrn-Berus

MEDIAN Klinik Berus, berus-kon-
takt@median-kliniken.de
Tel.: 06836 39-186
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Intervisionsgruppen, Supervisionsgruppen und Qualitätszirkel

Titel Leitung / Ansprechpartner

Arbeitskreis „Interkulturelle Psychologie in Beratung 
und Therapie“

DRK Beratungszentrum, Vollweidstr. 2, 66115 Saarbrücken-Burbach

Intervisionsgruppe Dipl. Psych. Winfried Sutor, Lessingstr. 24, 66121 Saarbrücken

Intervisionsgruppe „Analytische KJP“ M.A., Sozialpäd. grad. Judith Zepf, Narzissenstr. 5, 
66119 Saarbrücken

Intervisionsgruppe „Eckert, KJP“ Psychotherapeutische Praxis, Dipl. Psych. Susanne Eckert, Marktstr. 24, 
66822 Lebach

Intervisionsgruppe „Fallbesprechungen“ Dipl. Psych. Stephanie Tomor-Kraus, Finkenweg 8, 66453 Rubenheim

Intervision und Fallbesprechung im Schulpsychologi-
schen Dienst, Saarbrücken

Dipl.-Psych. Claudia Eckert-Tag Elsir, Elstersteinstr. 9, 66386 St. Ingbert

Intervision „Geib/Sandhöfer“ Dipl. Psych. Melanie Geib, Am Steinbruch 9, 66793 Schwarzenholz

Intervisionszirkel „Hafner“ Dipl. Psych. Susanne Hafner, Robert-Koch-Str. 25, 66740 Saarlouis

Intervisionsgruppe Katathym Imaginative Psychothera-
pie KIP/TP

Dipl. Psych. Gaby Conrad-Müller, Gerberstr. 44, 66111 Saarbrücken

Intervisionsgruppe „KJP WND“ Dipl.-Päd. Philipp Köhler, Am Kappelberg 6, 66646 Marpingen

Kollegiale Intervision und Fallbesprechung Dipl.-Psych. Gerald Bohl, Großherzog-Friedrich-Str. 137, 66121 Saarbrücken

Intervisionsgruppe Landwehrplatz Dipl.-Psych. Wiebke Bortchen, Großherzog-Friedrich-Str. 47, 66111 Saarbrü-
cken

Intervisionsgruppe Mallick Dipl.-Psych. Heiko Mallick, Lessingstr. 22, 66121 Saarbrücken

Intervisionsgruppe „Meiser und KollegInnen“ Dipl. Sozialarb. Rudolf Meiser, St. Ingberter Str. 1, 66583 Spiesen-Elversberg

Intervisionsgruppe „Neuropsychologie, Praxis Mohr und 
KollegInnen“ 

Dipl. Psych. Margit Mohr, Im Flürchen 66, 66133 Saarbrücken

Intervision „Praxisgemeinschaft“ Dipl. Soz. Päd. / Dipl. Sozialarbeiterin Susanne Glimm, Wilhelm-Heinrich-
Str. 26, 66117 Saarbrücken

Intervisionsgruppe „Psychologen in leitenden Funktio-
nen“

Dr. phil., Dipl.-Psych. Caroline Kuhn, UdS, Fb Psychologie, Campus Saar-
brücken Gebäude A 1.3

Intervision „Psychoanalytischer Arbeitskreis“ Dipl. Psych. Beatrice Hertrich, Am Bahnhof 4, 66822 Lebach

Intervisionsgruppe Psychoanalyse Dr. Horst Gansert Dr. Horst Gansert, Ring am Gottwill 49, 66117 Saarbrücken

Intervisionsgruppe „Psychologische Schmerztherapie“ Dr. Jutta Ringling, Friedrich-Ebert-Str. 9, 66564 Ottweiler

Intervision „Psychoonkologische Zusammenarbeit im 
Tumorzentrum“ 

Dipl. Psych. Christine Müller, Hechlertalstr. 3, 66440 Blieskastel

Intervision „Psychotherapie der Sucht“ Dipl. Psych. Thomas Reuland, Am Wingertsbach 22, 66564 Ottweiler

Intervisionsgruppe „Ringling“ Dr. Jutta Ringling, Friedrich-Ebert-Str. 9, 66564 Ottweiler

Intervisionsgruppe „Sandhöfer“ Dipl.-Psych. Marita Sandhöfer, Pickardstr. 1, 66822 Lebach

Intervision Scholz, Anstadt, Heene-Anstadt Dipl.-Psych. Hildegard Heene-Anstadt, Waldhausweg 10, 66123 Saarbrü-
cken

Intervisionsgruppe Seltenreich – EMDR Dipl. Psych. Iris Seltenreich, Alleestr. 64, 66292 Riegelsberg

Intervisionsgruppe „Tiefenpsychologisch – Wilhelm-
Heinrich-Straße“

Dipl. Soz. Päd. / Dipl. Sozialarbeiterin Susanne Glimm, Wilhelm-Heinrich-
Str. 26, 66117 Saarbrücken

Intervisionsgruppe „VAKJP Saar“ VAKJP Saar, c/o Dipl. Psych. Christine Lohmann, Moltkestr. 22, 66333 Völk-
lingen

Intervision „Wallerfangen (Fallbesprechung)“ Dipl. Psych. Jörg Collet, Wendalinusstr. 8, 66606 St. Wendel

Fallsupervision Barth / Hellenbrand“ Dipl. Psych. Monika Barth, Alte Bergstr. 33, 66113 Saarbrücken

Fallsupervision „Barth / Mischo“ Dipl. Psych. Monika Barth, Alte Bergstr. 33, 66113 Saarbrücken

Fallbezogene Supervision Dipl. Psych. Nicole Berger-Becker, Feldmannstr. 89, 66119 Saarbrücken

Supervision Arbeit mit imaginativen Verfahren Dipl. Psych. Nicole Berger-Becker, Feldmannstr. 89, 66119 Saarbrücken

QM in der Praxis für KJP und PP Dipl. Sozialarb. Rudolf Meiser, St. Ingberter Str. 1, 66583 Spiesen-Elversberg

Qualitätszirkel KJP Dipl. Musikth. Uwe Weiler, Saarbrücker Str. 8, 66679 Losheim am See

Qualitätszirkel „Kinder und Jugendliche – Beratung und 
Therapie“

Dipl. Psych. Stefanie Nehren, Schulpsychologischer Dienst, Werschwei-
lerstr. 40, 66606 St. Wendel

Qualitätszirkel QEP-orientiertes Qualitätsmanagement 
für AKJP

Dipl. Psych. Christine Lohmann, Hofstattstr.15, 66333 Völklingen
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Qualitätszirkel Saar-Pfalz Dipl. Psych. Ferah Aksoy-Burkert, Rickertstr. 17, 66386 St. Ingbert

Qualitätszirkel „Systemische Traumatherapie und 
EMDR“

Dipl. Psych. Theresa Weismüller-Hensel, Im Oberdorf 42, 66646 Marpingen

Qualitätszirkel „Zusammenarbeit der niedergelassenen 
Kinder- und JugendpsychiaterInnen, 
-psychoterapeutInnen und der Schulpsychol. Dienste 
der Landkreise Saarlouis und Merzig-Wadern“

Dipl. Psych. Roland Waltner, Schulpsychologischer Dienst des Landkreises 
Saarlouis, Prof.-Nottom-Str. 5, 66740 Saarlouis
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